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APFRAG Asia Pacific Financial Reporting Advisory Group 

ARB Accounting Research Bulletin – ehemaliges Periodikum zur Veröffentli-

chung von US-GAAP 

ARC Accounting Regulatory Committee – Ausschuss der EU-Kommission; 

entscheidet über durch die EU-Kommission vorgelegte Standards. 

Kommt das ARC zu einem anderen Ergebnis als dem von der Kommissi-

on empfohlenen, hat die Kommission die Möglichkeit des Komitologie-

Verfahrens 

ASB Accounting Standards Board – nationaler Standard Setter im Vereinigten 

Königreich 

Basel II Gesamtheit der Eigenkapitalvorschriften, die vom Basler Ausschuss für 

Bankenaufsicht in den letzten Jahren vorgeschlagen wurden; in der EU 

offiziell rechtverbindlich ab 2006, findet aber schon heute Anwendung 

BDB Bundesverband Deutscher Banken 

CESR Committee of European Securities Regulators (Europäische Wertpapier-

aufsichtsbehörde) 

Constitutional Review „Verfassungsüberprüfung“ – bezieht sich auf die Verfassung des IASB, 

die alle fünf Jahre einer Überprüfung unterzogen werden müssen; das 

nächste Mal im Jahr 2009 

DPR  Deutsche Prüfstelle für Rechungslegung 

DRSC Deutsches Rechnungslegungs Standards Committee e.V. – Träger von 

DSR und RIC 

DSR Deutscher Standardisierungsrat – privates Rechnungslegungsgremium, 

getragen vom DSRC, anerkannt durch das BMJ gemäß § 342 Abs. 1 S. 1 

HGB 

ECON Committee on Economic and Monetary Affairs (Ausschuss des Eu-

ropäischen Parlaments) 

EFRAG European Financial Reporting Adivisory Goup 

Endorsement-Verfahren „Anerkennung“ (Voraussetzung für die Verbindlichkeit von IAS/IFRS-

Standards in der EU ist die Anerkennung durch die Kommission, die da-

bei vom ARC unterstützt wird) 

ERT European Round Table of Industrialists 

EZB Europäische Zentralbank 

FASB Financial Accounting Standards Board (USA) 

FEE Fédération des Experts Comptables Européens (Europäische Vereini-

gung der Bilnazuchhalter); eine Trägerin der EFRAG 

FRSSE Financial Reporting Standard for Smaller Entities (Vereinigtes Königreich; 

spezieller Standard außerhalb der IAS/IFRS, der nur für KMUs gilt) 

GoB Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
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Hedge Accounting Bilanzielle Abbildung von Sicherungszusammenhängen (Bildung von 

Bewertungseinheiten), die an bestimmte Voraussetzungen geknüpft sind 

IAS International Accounting Standards (vom IASC verabschiedete weiterhin 

gültige Standards) 

IASB International Accounting Standards Board 

IASC International Accounting Standards Committee (Vorläufer des IASB) 

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer 

IFRIC International Financial Reporting Interpretations Committee – Gremium 

des IASB zur Überprüfung von aktuellen IFRS-Regelungen, die in der 

Praxis für viele Beteiligte problematisch sind; hat im Wesentlichen eine 

schlichtende Funktion 

IFRS International Financial Reporting Standards – vom IASB verabschiedete 

Standards 

KMU Kleine und mittlere Unternehmen 

Komitologie Verfahren, das die europäische Kommission berechtigt, den Rat der EU 

anzurufen, wenn sich der ARC nicht der Empfehlung der Kommission 

anschließt. Die Entscheidung des Rates ist verbindlich. 

PWC PriceWaterhouseCoopers 

Reconciliation „Überleitungsrechnung“ – wird in Bezug auf verschiedene IFRS-Regeln 

von der SEC für die Rechnungslegung in den USA verlangt; ohne recon-

ciliation wird die Rechnungslegung nach IFRS in diesen Fällen nicht an-

erkannt 

RIC Rechnungslegungs Interpretations Committee – Gremium zur Begleitung 

die Interpretationen des IFRIC als deutsche Vertretung; getragen vom 

DSRC 

SAC Standards Advisory Council – Gremium des IASB; berät den IASB in 

Fragen des Arbeitsprogramms und im Setzen von Schwerpunkten in der 

Arbeit des IASB 

SEC Securities and Exchange Commission – Börsenaufsichtsbehörde der 

USA zum Schutze der Kapitalanleger; verantwortlich auch für die Umset-

zung von IFRS in den USA; beharrt häufig auf Reconciliation 

SIC Standing Interpretations Committee – Vorgängerin des IFRIC 

SME  Small and Medium Sized Enterprises (kleine und mittlere Unternehmen) 

UNICE Union des Industries de la Communauté européenne (Vereinigung der 

Wirtschaftsverbände in der europäischen Gemeinschaft) – eine Trägerin 

der EFRAG 

US-GAAP Generally Accepted Accounting Principles – gültige Rechnungslegungs-

standards in den USA 
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Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

liebe Gäste, ich begrüße Sie sehr herzlich zu unserer heutigen Anhörung des 

Rechtsausschusses. Thema ist der Antrag der Regierungsfraktionen „Anwendung 

internationaler Rechnungslegungsstandards in Deutschland sachgerecht und 

transparent fortentwickeln“ (BT-Drs 15/4036). Sie haben sicher bemerkt, dass dies 

der Saal ist, in dem neulich der Bundesaußenminister von den Mitgliedern des 

Untersuchungsausschusses vernommen worden ist. Aber keine Angst, Sie stehen 

heute nicht unter Wahrheitspflicht, Sie sollen uns nur Ihr Wissen mitteilen. Es wird 

auch nicht so lange dauern wie im Untersuchungsausschuss. Die Kollegen Montag 

und Scholz lachen, sie haben das alles miterleben dürfen. Zunächst soll die große 

Runde der Sachverständigen zu Wort kommen. Ich schlage vor, dass Sie uns Ihre 

Einschätzung in einem kurzen Statement von ca. 5 Minuten übermitteln und uns 

sagen, für welche Institution Sie sprechen. Danach treten wir in die Fragerunden ein. 

Wir haben eine Mittagspause von 13 bis 14 Uhr vorgesehen. Auf diese Mittagspause 

können wir natürlich auch verzichten, wenn ein früheres Ende der Sitzung absehbar 

ist. Ich gehe davon aus, dass Sie mit dieser Vorgehensweise einverstanden sind und 

bitte Herrn Enevoldsen zu beginnen. Es wird simultan übersetzt.  

 

SV Stig Enevoldsen: Vielen Dank für die Einladung zu dieser öffentlichen Anhörung. 

Ich entschuldige mich, dass ich etwas zu spät gekommen bin. Der Taxifahrer wusste 

nicht, wo das Gebäude liegt. Ich glaube, dass die Internationalen 

Rechungslegungsstandards als Basis für die Abschlüsse von börsennotierten 

Unternehmen in Europa ein großer Fortschritt für die Rechungslegung in Europa ist 

EFRAG, die Organisation, deren Vorsitzender ich bin, hat die Einführung der 

internationalen Finanzberichtsregeln in Europa unterstützt. Wir glauben auch, dass 

es wichtig ist, in Europa einen Endorsement-Mechanismus zu haben, um die 

Anwendung von Rechnungs-legungsstandards, die von unabhängigen Gremien 

entwickelt wurden, mit der europäischen Gesetzgebung zu verbinden. Man kann 

einer globalen Organisation keinen Blankoscheck ausstellen, aber man kann die 

Ergebnisse ihrer Arbeit bewerten, und wenn die erarbeiteten Regelungen gut genug 

sind, durch das Endorsement-Verfahren verbindlich für die börsennotierten 

Unternehmen in Europa machen. 
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Das System mit den neuen Standards und der Unterstützungsmechanismus 

funktionieren meines Erachtens im Moment im Prinzip gut. Der Anfang verlief 

schleppend, aber der Prozess ist jetzt doch in Bewegung geraten. Es ist wichtig, 

dass sie Standards, so wie sie das IASB veröffentlich hat, schnell in das europäische 

Rechtssystem aufgenommen werden damit die Unternehmen wissen, an welche 

Regeln sie sich in Zukunft zu halten haben und welche Vorschriften sie erfüllen 

müssen, wenn sie Ihre Finanzausweise erstellen. 

Die Einführung internationaler Rechnungslegungsstandards basiert auf zwei Säulen, 

nämlich dem technischen Sachverstand, den ich repräsentiere und der in privat-

rechtlich organisiert ist und der dem ARC Ratschläge gibt. Der ARC, der die 

europäischen Regierungen repräsentiert, und die europäische Kommission machen 

die Standards durch Endorsement verbindlich. Ich denke, dass ist ein sehr effizientes 

System in einem relativ schwierigen Verfahren. Aus meiner persönlichen Erfahrung 

in Dänemark schließe ich, dass es wesentlich längern dauern würde, wenn die 

Regelungen von den nationalen Parlamenten angenommen werden müssten. 

Daneben ist jedoch die Einbeziehung der nationalen europäischen Parlamente in 

diesem Anerkennungsverfahren hinsichtlich der demokratischen Legitimität der 

Rechnungslegungsstandards enorm wichtig. Das demokratische Verfahren muss 

unbedingt eingehalten werden. Das ist ein weiterer wichtiger Punkt, den man nicht 

vergessen darf. Ich habe aber den Eindruck, dass das System, so wie es sich 

darstellt, funktioniert. Das Endorsement-Verfahren wird alle fünf Jahre überprüft. Es 

besteht so die Möglichkeit, die demokratische Aufsicht und Verantwortung 

sicherzustellen. Vielen Dank. 

 

SV Thomas E. Jones: Ich werde mich kurz fassen, denn Ihnen liegt ja unsere 

schriftliche Stellungnahme zu den verschiedenen Fragen vor. Auf Einzelheiten werde 

ich jetzt nicht eingehen. Mein Hintergrund: Ich bin seit etlichen Jahren als 

Bilanzersteller in vielen Ländern z.B. Italien, Belgien, USA und Großbritannien tätig.  

Warum soll das IASB nun eine einzige Fassung qualitativ hochwertiger globaler 

Rechnungslegungsstandards und eine ähnliche vereinfachte Fassung für kleine und 

mittlere Unternehmen anstreben? Warum tun wir das? Aus vielen Gründen: Die 

Rechnungslegung wird vereinfacht. Wie ich in meiner Zeit bei der City Bank gelernt 

habe, ist es sehr teuer, in einhundert Ländern die Rechungslegung nach einhundert 

verschiedenen Systemen vorzunehmen. Das ist auch eine ganz schlechte Leistung 
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für die Investoren. Weiter wird durch die Verwirrung, die durch die vielen 

verschiedenen Rechnungslegungssysteme, die letztlich alle dasselbe Ziel verfolgen, 

entsteht, der Missbrauch begünstigt. Wenn sich alle auf eine einzige Seite beziehen, 

dann ist klar, wer nicht auf dieser Seite ist. Wenn es aber 100 verschiedene Seiten 

gibt, wer weiß dann noch, worauf gerade Bezug genommen wird? Rechnungslegung 

ist einfach die Sprache, mit der wir Geschäftstransaktionen beschreiben. Im Grunde 

genommen ist es in den meisten Fällen nicht relevant, welches der verschiedenen 

Rechnungslegungssysteme wir benutzen, vorausgesetzt, dass wir denselben Weg 

beschreiten. In den allermeisten Fällen macht es keinen Unterschied. Es gibt nur 

ganz wenige Fälle, in denen bestimmte Grundsätze involviert sind, z.B. wenn es um 

Entschädigungen geht. Aber in neun von zehn Fällen werden wir uns alle auf 

demselben Weg fortbewegen.  

Es ist wichtig, dass die Standards neutral und transparent ausgestaltet sind. Sie 

dürfen nicht Gläubiger oder Investoren auf Kosten anderer Beteiligter bevorzugen. 

Es muss der übliche transparente Weg sein. Derzeit gibt es etwa 94 Länder, die 

internationale Standards anerkennen und benutzen. Das ist ein enormer Fortschritt, 

der in den letzten Jahren erzielt worden ist. Es gibt viele Länder, die noch nicht auf 

der Liste sind, die sich aber langsam darauf hinbewegen, sich allerdings noch nicht 

öffentlich dazu bekannt haben. Das ist doch eine einmalige Chance, nun diese Dinge 

im Rechnungslegungswesen endgültig zu vereinfachen und aufzuräumen. Ich muss 

sagen, dass ich die Anstrengungen, die in Europa hinsichtlich der Schaffung 

einheitlicher Standards unternommen werden, bewundere. Das ist zwar sehr 

kostenaufwendig, aber es ist wichtig, dass wir uns alle in Europa auf einen Satz von 

Rechnungslegungsstandards einigen können. Es ist eine bewundernswerte 

Anstrengung und soweit ich das überblicke, läuft es auch relativ glatt, wenn man 

bedenkt, wie traumatisch die Veränderungen im Einzelnen sind.  

Ich möchte nur kurz noch etwas dazu sagen, dass wir versuchen, auf Prinzipien 

gegründete Standards zu schreiben und dass wir nicht die enormen Regelwerke 

mitbenutzen wollen, die bei den US-Standards eingesetzt werden. Das heißt aber 

auch, dass wir nicht einen principle-based Standard und dafür Dutzende von 

Interpretationen haben sollten. Wir müssen das auch begrenzen und einigen Raum 

für Bewertungen im Einzelfall lassen. 

Und schlussendlich: Glätten wird von den Bilanzerstellern in Europa, in Amerika und 

überall bevorzugt, aber Glätten ist schlecht. Es ist einfach keine gute 
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Rechnungslegungsmethode. Ich sehe die Fälle in den USA. Das sind doch recht 

bekannte Unternehmen in den USA, die jetzt hier im Licht der Öffentlichkeit stehen, 

weil sie geglättet haben. Und dabei gibt es doch dicke Bände mit kodifizierten 

Regelwerken. Dasselbe passiert in Europa. Das ist zwar sicher von vielen erwünscht, 

aber es ist einfach unzulässige Bilanzierung. Unbeständigkeit ist wahrscheinlich das 

wirkliche Ergebnis von Glättung.  

Zur Konvergenz: Dazu werden viele Fragen gestellt. Es ist sehr wichtig für ein 

einheitliches Standardwerk, dass wir die USA an Bord holen. Überall, auch in der 

Kommission, bei EFRAG, IASB und vielen anderen Behörden wird diese Frage mit 

großer Aufmerksamkeit verfolgt. Ich belasse es zunächst einmal dabei. 

 

SV Max Dietrich Kley: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, ich bin eines der 

europäischen Mitglieder des Boards of Trustees. Das Board of Trustees ist eine Art 

Aufsichtsgremium für die IASB. Wir haben in der letzten Zeit die Zahl der 

europäischen Trustees um einen zusätzlichen Vertreter der Schweiz erweitert. Wir 

stehen außerdem vor der großen Frage, wie wir die Nachfolge von Paul Volcker als 

Chairman des Boards of Trustees regeln wollen. Er wird Ende 2005 ausscheiden. Es 

wird wichtig sein, einen gut reputierten europäischen Vertreter zu finden, der auch 

auf der amerikanischen Seite genügend Akzeptanz findet. Das ist eine Aufgabe, auf 

die wir uns im Board of Trustees im nächsten Halbjahr sehr konzentrieren sollten. 

Zur Frage des Konvergenzprozesses kann ich mich dem nur anschließen, was Tom 

Jones gesagt hat. Da liegt auch eine der großen Schwierigkeiten bei der Umsetzung 

in Europa. Wir dürfen das Ziel nicht aus den Augen verlieren, am Schluss 

international anerkannte Standards auf hohem Niveau zu haben. Diese Standards 

würden es uns letzten Endes auch ermöglichen, auf die Anforderungen der SEC für 

die Reconcilation nach US-GAAP zu verzichten. Da sind wir auf einem guten Weg. 

Das ist schwierig, aber Sie kennen das letzte Statement von William Donaldson, dem 

Chef der SEC. Er sieht unter Umständen eine Möglichkeit, bis 2009 zu einem 

solchen Prozess zu kommen. Das setzt aber wieder voraus, dass wir tatsächlich 

auch in Europa die IAS so anwenden, wie sie das IASB beschließt. Das kann zu 

Schwierigkeiten im Endorsement-Prozess führen. Herr Enevoldsen hat es ja bereits 

angesprochen; wir können nicht US-GAAP, IAS international und IAS Europa haben. 

Das geht nicht. Wir müssen also die Arbeit, die geleistet werden muss aus Europa, 

direkt in den Vorbereitungs-Committees und im IASB leisten, so dass nachher der 
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Endorsement-Prozess tatsächlich auch glatt ablaufen kann. Wir sind meiner Ansicht 

nach in Deutschland mit unserem DRSC und den Vertretern Prof. Dr. Wiedmann und 

Prof. Dr. Pohle sehr gut aufgestellt. Wir haben in Europa noch eine ganze Menge zu 

leisten, um unsere Vorstellungen mit unseren Partnern in Europa zu koordinieren und 

dann beim IASB einzubringen. Da müssen noch Anstrengungen gemacht werden. 

Aber nur so können wir am Schluss zu dem Ziel gelangen, tatsächlich einheitliche 

internationale Standards zu haben. 

Der dritte Punkt, der das Board of Trustees besonders bewegt, insbesondere auch in 

Europa, ist die Frage nach der Finanzierung des IASB. Wir haben noch kein 

europäisches System gefunden. Bisher basierte die Finanzierung aus Europa heraus 

auf freiwilligen Beiträgen großer Unternehmen und auf freiwilligen Beiträgen der 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften. Das ist langfristig gerade auch im Hinblick auf die 

notwendige Unabhängigkeit des IASB und auf dessen Stellung im Vergleich mit dem 

FASB in den USA nicht mehr fortzusetzen. Wir müssen spätestens ab Ende 2007 ein 

neues System auf die Beine stellen. Dieses muss letzten Endes darauf hinauslaufen, 

dass wir Listing-fees einführen. Die Listing-fees müssten von allen börsennotierten 

Unternehmen in Europa, die IAS anwenden, getragen werden mit der Folge, dass 

sich die Kosten für das einzelne Unternehmen drastisch reduzieren. Vielen Dank. 

 

SV Jürgen Tiedje: Guten Morgen meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, meine 

Stimme zu entschuldigen. Ich bin sehr stark erkältet. Das hat aber den Vorteil, dass 

ich mich kurz halten muss. Ich komme von der Europäischen Kommission, bin dort 

Referatsleiter und für Rechnungslegung und Wirtschaftsprüfung zuständig. Ein 

großer Teil meines Alltagsgeschäftes besteht in der Handhabung des Komitologie-

Verfahrens und darin, den Kontakt mit IASB und EFRAG im Hinblick auf die 

Entwicklung zukünftiger Standards zu halten. Wir sind in der letzten Zeit in der 

Öffentlichkeit etwas deutlicher aufgetreten gerade was die Frage der Governance 

des IASB, der Transparenz der Strukturen und dergleichen mehr angeht. Sie haben 

einen sehr umfassenden Fragenkatalog vorbereitet, den ich jetzt im Einzelnen nicht 

abarbeiten will. Ich möchte mich auf einige wenige Bemerkungen beschränken.  

Der erste Punkt ist die Kooperation zwischen der Kommission, dem IASB und 

EFRAG. Wie wird das in der Zukunft aussehen? Das ist im Kern ein Punkt hinter dem 

viele Fragen der Kommission stehen. Ich bitte zu berücksichtigen, dass die 

Kommission einerseits eine unabhängige Einrichtung ist, dass gleichzeitig aber auch 
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Rechenschaftspflichten gegenüber dem Europäischen Parlament bestehen. Aus dem 

Europäischen Parlament werden immer sehr viele Fragen vorgetragen. Wir begrüßen 

es daher, dass jetzt im Rahmen von bilateralen Kontakten das IASB mehr und mehr 

bereit ist, gegenüber dem Europäischen Parlament Auskunft zu geben. Wir werden 

das weiter fördern. Das ist die eine Bemerkung, die ich machen möchte. Und 

vielleicht können wir ja auch von anderen Teilnehmern hier Antworten zu der Frage 

bekommen, wie das Verhältnis der Kooperation zwischen Kommission und IASB 

gesehen wird.  

Die zweite wesentliche Frage ist die nach den internationalen Standards. Die 

Europäer wollen alle internationalen Standards und haben insoweit ganz erhebliche 

Anstrengungen unternommen. Ich werde Ihnen jetzt nicht die Financial-reporting-

strategy der Kommission erläutern, aber die Zielrichtung ist allgemein klar. Die 

Kommission legt im Rahmen der Governance-Debatte den Finger auf einen wunden 

Punkt. Es reicht nicht aus, nur zu fragen, ob die Europäer internationale Standards 

wollen. Reden wir hier eigentlich über globale Standards? Was sagen die USA dazu? 

Wenn die USA nämlich nicht bereit sind, IAS zu akzeptieren, dann reden wir nicht 

über globale Standards. Dann reden wir über etwas anderes. Das dürfte dann auch 

mittelfristig zu einem Umdenken in Europa führen. Die USA haben jetzt einen ersten 

Schritt gemacht. Meine Vorredner haben auf ein Pressekommuniqué von SEC-Chef 

Donaldson Bezug genommen, der auf 2009 als Zieldatum hingewiesen hat. Unser 

Kommissar bevorzugt dagegen eindeutig das Jahr 2007. Hier ist jetzt eine Agenda 

eröffnet. Die ganzen Governance-Fragen, die wir gestellt haben, bleiben also auf der 

Tagesordnung. Dabei geht es nicht darum, das IASB einfach nur zu kritisieren, 

sondern auch darum, von der US-Seite klare Antworten zu bekommen.  

Als letzten Punkt möchte ich noch die europäische Koordinierung ansprechen. Das 

ist auch von meinen Vorrednern schon erwähnt worden. Wenn neue Standards 

vorbereitet werden, wer spricht dann eigentlich gegenüber dem IASB? EFRAG? Die 

nationalen Standard-Setter? Ich denke, in diesem Jahr müssten wir hier auch 

sorgfältiger unsere Hausaufgaben machen, mehr arbeiten und mehr koordinieren. 

Wir haben hier manchmal ein zu starkes Orchester mit zu vielen Stimmen. Ich stelle 

mir vor, dass Kommissar McCreevy durchaus etwas handfester vorgehen möchte, 

um die Partner stärker zusammen zu führen.  

Letzter Punkt: In Ihrem umfassenden Arbeitskatalog für heute fehlt etwas, nämlich 

ein Wort - Enforcement. Vielleicht können wir darauf später noch zurückkommen.  
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Ich möchte es jetzt bei diesen Worten belassen. Vielen Dank für die Einladung. Ich 

bitte zu vermerken, dass meine Bemerkungen heute rein persönlicher Natur sind. 

Dankeschön.  

 

SV Dr. Katrin Burkhardt: Mein Name ist Katrin Burkhardt. Ich bin Mitglied der 

Geschäftsführung des Bundesverbandes Deutscher Banken. Der Bundesverband hat 

sich schon seit Jahren mit ganz großem Nachdruck für die Entwicklung von qualitativ 

hochwertigen und international vergleichbaren Rechnungslegungsstandards 

eingesetzt. Wir sind mit dem   IASB in ständigem Kontakt insbesondere was die 

Standards angeht, die die Banken betreffen und hier insbesondere der Standard IAS 

39, der den Ansatz und die Bewertung von Finanzinstrumenten regelt. Dass es bei 

diesem Standard Probleme seitens der Banken gibt, ist kein Geheimnis. Wir haben 

uns mit unseren Partnern auf der europäischen Ebene zusammengesetzt und 

verhandeln mit dem IASB, um Verbesserungen im Standard IAS 39 zu erreichen. Wir 

sind mit unserer Kritik an diesen Standards auch nicht alleine, haben es aber trotz 

der intensiven Kritik nicht geschafft, adäquate Fortschritte in diesem Bereich zu 

erzielen.  Wir begrüßen es daher sehr, dass hier auf der politischen Ebene jetzt 

dieses Thema insgesamt „Internationale Rechnungslegungsstandards - Wie kann der 

europäische Einfluss gestärkt werden?“ auf die Tagesordnung gesetzt worden ist. 

Das finden wir sehr gut.  

Die Frage ist, was es überhaupt bedeutet, den europäischen Einfluss zu stärken. 

Nach unserer Ansicht heißt das auf keinen Fall, dass sich hier regionale also 

europäische Standards herausbilden dürfen. Das Augenmerk muss vielmehr darauf 

liegen, dass bereits der Prozess des Standardsetzens von europäischer Seite 

beeinflusst wird. Es müssen Rahmenbedingungen geschaffen werden, so dass der 

europäische Einfluss schon beim Setzen der Standards gestärkt ist. Vor diesem 

Hintergrund werden wir heute viele Möglichkeiten diskutieren. Ich will darauf jetzt im 

Einzelnen nicht eingehen.  

Ich möchte nur noch zum Abschluss sagen, dass wir der Meinung sind, dass sich 

das Komitologie-Verfahren, so wie es auch in der IAS-Verordnung festgelegt ist, 

bewährt hat als eine Möglichkeit, den Prozess des Standardsetzens von 

europäischer Seite aus zu begleiten. Vielen Dank. 
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SV Karl-Heinz Hillen: Guten Tag! Mein Name ist Karl-Heinz Hillen. Ich komme von 

der Deutschen Bundesbank und bin dort Abteilungsleiter im Zentralbereich 

Bankenaufsicht. Ich bedanke mich für die Einladung und die Möglichkeit, hier 

teilnehmen zu können.  

Die Deutsche Bundesbank begleitet die Entwicklung hin zu internationalen 

Rechnungslegungsstandards schon von Anbeginn an und unterstützt den politischen 

Willen, internationale Rechnungslegungsstandards zu implementieren. Wir haben 

dabei  

im Rahmen der Bankenaufsicht natürlich die Stabilität der Finanzmärkte im Auge.  

Wir sind mit dem Problem des Fair-Value-Accounting konfrontiert. Das hat auch im 

Rahmen des IAS 39 eine große Rolle gespielt und spielt sie nach wie vor. Es gibt 

dort Glaubensunterschiede; pro und contra Fair Value. Die 

Rechnungslegungssysteme verschiedener Länder haben dort auch einen 

unterschiedlichen Ansatz.  

Wir gehen in Deutschland einen sehr weiten Weg zu Transparenz und Accounting-

Standards, wenn ich etwa an das Instrument der stillen Reserven nach § 340f HGB 

erinnern darf. Dieses ist ein Instrument, welches natürlich in einer IAS-Umwelt nicht 

mehr existieren kann. Diesen Weg zu Transparenz und Accounting-Standards 

begleitet die Bundesbank konstruktiv mit. Das ist im Zusammenhang mit den neuen 

Eigenkapitalanforderungen, die von Brüssel aus den deutschen und europäischen 

Kreditinstituten auferlegt werden, auch zu erkennen. Dort gibt es eine sogenannte 

dritte Säule, die Säule der Transparenz. Diese gibt Informationen über die finanzielle 

Lage sowie die Risikolage eines Kreditinstituts an den Markt und will von daher über 

Marktdisziplin stabilisierend wirken. Die Kreditinstitute sollen so zu einem 

risikobewussten Verhalten angeleitet werden. Auch in so einem System ist ein 

Smoothing der Erträge nur schwer bzw. eben überhaupt nicht zu integrieren. Auf der 

anderen Seite hat die Bundesbank natürlich die Sorge, dass die Finanzmärkte im 

Rahmen des Lernprozesses gewissen Unsicherheiten ausgesetzt sind, bis man sich 

an ein neues Rechnungslegungsregime gewöhnt hat und damit umgehen kann. 

Solche Unsicherheiten sind bei Systemumbrüchen im Rahmen des insoweit 

unvermeidlichen Lernprozesses wohl immer zu befürchten. 

Wir müssen darauf achten, dass im Rahmen einer zunehmenden Entobjektivierung 

von Rechnungslegung und einer zunehmenden Verwendung von Zeitwerten 

verlässliche Werte, in einem gewissen Umfang jedenfalls, weiterhin gewährleistet 
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werden. Verlässliche Werte sind dabei Werte, die den intensiven 

Gestaltungsmöglichkeiten der Bilanzierung nicht zugänglich sind. 

Fazit: Wir sorgen uns um die Stabilität der Finanzmärkte und wir konstatieren, dass 

die Finanzmärkte zusammenwachsen. Wir gehen diesen Weg mit. Wir bejahen die 

Entwicklung internationaler Rechnungslegungsstandards. Dabei muss man aber 

aufpassen, dass diese Standards auch passen und nicht wegen unterschiedlicher 

Geschäftsstrukturen in unterschiedlichen Jurisdiktionen Probleme hervorrufen. Ob 

man in diesem Punkt soweit gehen kann, von Anfang an zu sagen, dass wir keine 

Anpassungen an IAS auf europäischer Ebene machen können, das weiß ich nicht. 

Das möchte ich hier auch erst einmal offen lassen. Vielen Dank. 

 

SV Ulf Jessen: Guten Morgen, sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, mein 

Name ist Jessen, ich bin vom Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenverband. 

Der DGRV ist der Dachverband des genossenschaftlichen Verbundes. Zu meiner 

Person: Ich beschäftige mich im DGRV mit Fragen der Rechnungslegung und auch 

der Prüfung und stimme hier verbundweit die Meinung ab.  

Ich möchte hier zwei Punkte ansprechen, die uns ganz besonders am Herzen liegen. 

Da ist zum einen natürlich das Thema der heutigen Tagesordnung. Wir begrüßen die 

Initiative, praktikable, verschlankte IAS-Standards für kleine und mittelständische 

Unternehmen zu entwickeln. Wir begrüßen dies nicht nur mit Blick auf die 

Verschlankung von umfänglichen Anhangsangaben, Ansatzvorschriften und 

Erleichterungen dort, sondern auch mit Blick auf eine Vereinfachung der 

Bewertungsvorschriften. Die Initiative hierzu ist ja wohl eröffnet.  

Ein weiteres Problem, welches uns besonders am Herzen liegt und in der 

Vergangenheit bereits am Herzen gelegen hat, ist immer noch die Frage der 

Anerkennung der Geschäftsguthaben als haftendes Eigenkapital - also der IAS 32. 

Es wurde jüngst auch noch einmal in einer Verlautbarung des IDW offenbart, dass 

das eine unbefriedigende Situation für diverse Unternehmen ist. Betroffen von diesen 

Regelungen sind neben Geschäftsguthaben der Genossenschaften auch andere 

Rechtsformen oder Mezzanine-Kapitalien. Vor diesem Hintergrund würden wir es 

begrüßen, wenn die Initiative, die jetzt international läuft, der sogenannte 

Ownership/Settlement-Approach, zu Ergebnissen führt, die die Haftungsfunktion oder 

Substanzbeteiligung der Unternehmen zur Bestimmung von Eigenkapital und von 
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Fremdkapital wiederum in den Vordergrund rückt und wir hier die Geschäftsguthaben 

speziell für uns als haftendes Eigenkapital anerkannt bekommen. Vielen Dank. 

 

SV Dr. Jürgen Möllering: Mein Name ist Möllering. Ich bin Leiter der Rechtsabteilung 

beim Deutschen Industrie- und Handelskammertag. Wir haben Ihnen eine schriftliche 

Stellungnahme übersandt, deswegen möchte ich auch nicht weiter darauf eingehen. 

Auch werde ich heute weniger zu den Technicalities sprechen. Uns bewegt natürlich 

insbesondere die Frage, wie die mittleren Unternehmen zu den IFRS stehen. Die 

kleinen und die ganz kleinen Unternehmen sollen bei dieser Betrachtung einmal 

ausgeklammert werden. Wir haben dazu zusammen mit PwC eine Umfrage gemacht 

und Gespräche mit Unternehmen direkt in einzelnen Industrie- und Handelskammern 

geführt. Diese Umfrage ist noch nicht ganz ausgewertet. Vorläufig kann ich aber 

schon einmal sagen, dass sie sich an Unternehmen mit mehr als 100 Arbeitnehmern 

richtet. Etwa die Hälfte dieser Unternehmen beschäftigt weniger als 250 

Arbeitnehmer und etwa ein Fünftel mehr als 500 Arbeitnehmer. Diese Unternehmen 

rechnen wir auch noch zum Mittelstand. Etwa die Hälfte der befragten Unternehmen 

hat sich mit den IFRS schon befasst. Allerdings hat sich nur ein Bruchteil davon, 

weniger als 10%, bisher überzeugen lassen und auf IFRS umgestellt bzw. nutzt IFRS 

für eine zweite Bilanz. Etwa 80% der befragten Unternehmen, so wie wir es im 

Augenblick sehen können, planen nicht, auf IFRS umzustellen, wenn sie dies nicht 

machen müssen. Es wird zwar anerkannt, das sagen etwa die Hälfte der 

Unternehmen, dass die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage mit den IFRS besser 

dargestellt wird, auf der anderen Seite sehen sie aber einen sehr hohen 

Umstellungs- und Folgeaufwand. Die meisten Unternehmen meinen, dass die 

Nachteile, die die Umstellung auf IFRS mit sich bringt, deren Vorteile deutlich 

überwiegen. Eine verpflichtende Bilanzierung/Rechnungslegung nach IFRS-

Standards wird durchweg abgelehnt. Abgelehnt wird auch die Maßgeblichkeit dieser 

Standards für die steuerliche Beurteilung.  

Problematisch sehen wir die Finanzierung des Boards. Unsere Überlegung ist 

eigentlich die, dass diejenigen, welche die Standards derzeit freiwillig nutzen, dies 

auch bezahlen sollen. Wenn die Standards verpflichtend werden, wird das natürlich 

etwas schwieriger. Dann muss man sich fragen, wem die Rechnungslegung nach 

IFRS nutzt.  
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Wir haben immer Probleme mit der demokratischen Legitimation. Herr Funke, Sie 

wissen das. Legitimationsprobleme hatten wir auch schon bei § 292a HGB. Das wird 

sich natürlich fortsetzen. Aber auf der andern Seite, wenn man weltweite Standards 

erreichen will, dann muss man auch gewisse Zugeständnisse machen, das sehen 

wir. Vielen Dank.  

 

SV Prof. Dr. Klaus Pohle: Herr Vorsitzender, meine Herren, ich spreche hier als 

Präsident des Deutschen Standardisierungsrates, der sich um die Fragen der 

Rechnungslegung in Deutschland kümmert und auch der gesetzliche Vertreter 

gegenüber dem IASB in London ist. Ich selbst habe das Bilanzieren während meiner 

23jährigen Tätigkeit als Finanzvorstand bei Schering gelernt. Vorher war ich 15 Jahre 

im Finanzbereich von BASF tätig. 1969 wurde es z.B. erstmals notwendig für BASF, 

eine Weltbilanz aufzustellen. Was gab es? Nur US-GAAP. Da es keine Alternative 

gab, mussten wir also US-GAAP trainieren. Bei Schering haben wir 1994 auch 

überlegt, eine Sprache zu wählen, um besser an weltweite Kapitalmärkte 

heranzukommen. Wir haben uns damals für IASB entschieden, weil wir gesehen 

haben, dass wir hier als deutscher Preparer eine Einflussmöglichkeit haben. Lassen 

Sie mich jetzt meine Ausführungen darauf spezialisieren, ob es Einflussmöglichkeiten 

gibt.  

Nun, man kann einen Brief schreiben, dass einem diese oder jene Regelung nicht 

gefällt. Man kann auch über den DRSC eine Stellungnahme abgeben und an 

Working-Groups teilnehmen. Aber meine Herren, es ist in diesen späten Stadien sehr 

sehr schwer, Meinungen, die sich einmal gebildet haben, zu verändern. Der 

Kernpunkt ist, dass wir uns viel früher, nämlich bevor das Exposure-Draft heraus 

kommt, aufraffen und dort mitarbeiten müssen. Es ist auf deutschem und auf 

europäischem Niveau traurig zu sehen, wie wenig Engagement hier zu einem frühen 

Zeitpunkt vorhanden ist, um Gesichtspunkte, die in Deutschland mit Recht vertreten 

werden, wirklich zum Tragen zu bringen. Jetzt gibt es zum ersten Mal bei der EFRAG 

eine Arbeitsgruppe, denn wir haben uns geeinigt, dass wir hier gemeinsam als 

Gesamteuropäer Grundsatzdebatten führen wollen. Wir sind sogar sehr glücklich, 

dass ein deutscher Professor, Prof. Wüstemann aus Mannheim, dort ein führendes 

Mitglied in der Zusammenarbeit ist.  

Jetzt soll aus dem Framework des US-GAAP und dem Grundsatz des IASB ein 

gemeinsames Framework gemacht werden. Wir bemühen uns noch und noch, 
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jemanden aus Deutschland und/oder jemanden aus Europa dafür zu finden. Bisher 

haben wir für die Arbeit nur fünf Amerikaner und einen Engländer gefunden. Die 

Akzeptanzprobleme, die Sie nachher haben, dass man Ihnen sagt, das Parlament 

habe keinen Einfluss, die rühren daher, dass nicht frühzeitig von den Fraktionen und 

Arbeitsgruppen an den Entwürfen mitgearbeitet worden ist. Sie müssen das aus Ihrer 

parlamentarischen Arbeit ja kennen. Dann haben Sie nachher Probleme, die viel 

größer sind.  

Ich kann nur sagen, dass ich im Moment den Weg sehe, dass sich EFRAG und IASB 

viel stärker auf regionaler Ebene zusammenschließen und dann Gremien bilden, die 

dem FASB adäquate Gesprächspartner sind. Die Asiaten haben das schon längst 

begriffen. Die haben vor einer Woche die APFRAG, die Asia Pacific Financial 

Reporting Advisory Group, gegründet, damit sie auch gemeinsam ihre Ideen zum 

Tragen bringen können.  

Meine Message heute ist: Ja, es gibt hunderte von Möglichkeiten, wo Dinge 

verbessert werden müssen, aber das muss ordentlich und systematisch von Anfang 

an erarbeitet werden. Vielen Dank. 

 

SV Dr. Kurt Christian Scheel: Vielen Dank Herr Vorsitzender. Meine Damen und 

Herren, mein Name ist Kurt Christian Scheel. Ich leite die Rechtsabteilung des 

Bundesverbandes der Deutschen Industrie. In der Rechtsabteilung befassen wir uns 

auch sehr intensiv mit den heute hier zur Diskussion stehenden Fragen. Wir haben 

Ihnen eine schriftliche Positionierung zu den vom Ausschuss gestellten Fragen 

vorgelegt, so dass ich mich jetzt nur kurz auf einige wichtige Grundsätzlichkeiten 

beschränken will. Lassen Sie mich zu allererst dem Ausschuss dafür danken, dass er 

diesem wirtschaftspolitisch doch so bedeutsamen Thema diese Aufmerksamkeit 

widmet. 

 In erster Linie klingt  Rechnungslegung nach einem Thema von Technikern für 

Techniker. Das ist es nicht. Es ist ein wirtschaftspolitisch, gerade auch vor dem 

Hintergrund der Globalisierung der Wirtschaft, außerordentlich wichtiges Thema. Vor 

diesem Hintergrund bemühen wir uns im BDI um dieses Thema. Lassen Sie mich 

hervorheben, dass wir es als großen Erfolg ansehen, dass es dem IASB geglückt ist, 

rechtzeitig einen vollständigen Satz internationaler Standards für die 

Rechnungslegung vorzulegen. Das ist keine Selbstverständlichkeit. Es ist eine große 

Hilfe für international agierende Unternehmen. Wenn wir von Internationalität und 
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damit von internationaler Rechnungslegung reden, dann kann man nicht oft genug 

sagen, dass Internationalisierung nicht nur ein Thema für Großunternehmen, 

sondern auch ein Thema für kleine und mittlere Unternehmen ist. Internationale 

Rechnungslegung hat für die ganze Industrie eine große Bedeutung. Aus unserer 

Sicht ist deshalb die wirkliche internationale Akzeptanz der Standards des IASB und 

damit auch deren Akzeptanz in den Vereinigten Staaten von Amerika von 

außerordentlicher Bedeutung. Das ein oder andere ist dazu schon von meinen 

Vorrednern gesagt worden. Ich möchte hier noch einmal die wirtschaftspolitische 

Bedeutung dieser Frage mit allem Nachdruck unterstreichen.  

Der Unabhängigkeit und der fachlichen Kompetenz der Arbeit des IASB kommt aus 

unserer Sicht außerordentlich große Bedeutung zu. Es ist in der Tat so, dass es mit 

einzelnen Standards einzelne Probleme gibt. Das kann bei einem solchen Verfahren 

auch gar nicht anders sein.  

Man muss über Komplexität und über Änderungshäufigkeit reden. Einzelne Beispiele 

dazu sind genannt worden. Was folgt daraus? Daraus folgt aus unserer Sicht, dass 

es sehr wichtig ist, frühzeitig möglichst umfassend Einfluss auf die fachlich-inhaltliche 

Arbeit an den einzelnen Standards zu nehmen. Je eher und je umfassender Einfluss 

genommen wird, desto besser. Wir beteiligen uns deswegen auch an der Diskussion. 

Vielleicht kommen wir darauf gleich noch zurück. 

Zu der sogenannten Constitution-Review des IASB: Es kommt darauf an, die 

Unabhängigkeit und die fachliche Kompetenz des IASB zu sichern. Dabei muss aber 

die Berücksichtigung von regionalen europäischen Interessen und der Interessen der 

Ersteller von Bilanzen, aus unserer Sicht in erster Linie der Industrie - das wird Sie 

nicht wundern -  gestärkt werden. Hierzu gibt es, Herr Prof. Pohle hat es schon 

erwähnt, eine Reihe von Möglichkeiten. Dabei kommen dem DRSC und der EFRAG 

auf europäischer Ebene, aber auch der fachlichen Arbeit im IASB selbst, wichtige 

Rollen zu. Hier können wir uns vorstellen, dass über die verstärkte Nutzung von 

Arbeitsgruppen zu bestimmten fachlichen Fragen der fachliche Input auch von Seiten 

der europäischen Industrie stärker nachgefragt wird und auf diese Weise in die Arbeit 

einfließen kann.  

Der Endorsement-Prozess auf europäischer Ebene ist ebenfalls schon angesprochen 

worden. Er ist aus unserer Sicht ein wichtiges Element vor dem Hintergrund der 

rechtlichen Bedeutung, die die Standards des IASB durch die IAS-Verordnung 

bekommen. Hier kann man sich sicherlich auch über Geschwindigkeit an der einen 
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oder anderen Stelle streiten. Aus unserer Sicht ist aber das Prinzip richtig, hier den 

europäischen Institutionen die Möglichkeit zu geben, die Kohärenz der 

internationalen Standards mit verbindlichem europäischem Recht festzustellen und 

darauf eine Endorsement-Entscheidung zu stützen. Das Ganze hat ja auch eine 

gewisse Präventivwirkung, was die fachliche Arbeit des IASB betrifft.  

Ein letzter Punkt, mit dem wir uns auch relativ intensiv beschäftigen, ist die 

Bedeutung der IAS für kleine und mittlere Unternehmen. Hier ist im letzten Jahr vom 

IASB ein Projekt angestoßen worden, die Frage zu prüfen, ob es Sinn macht, 

besondere Standards zu entwickeln, die sich zwar möglichst eng an die full IFRS 

anlehnen, aber einige Erleichterungen, die aus Sicht der Informationsadressaten 

kleiner und mittlerer Unternehmen besonders wichtig sind, vorsehen. Hier gibt es ein 

insgesamt eher positives Stimmungsbild. Es wird jetzt darauf ankommen, genau mit 

dem IASB und allen Stakeholdern zu diskutieren, wie solche Erleichterungen bzw. 

Abweichungen von den full IAS aussehen können. An dieser Diskussion werden wir 

uns ebenfalls intensiv beteiligen.  

Wir wollen hier dazu kommen, zusätzliche Möglichkeiten zur Bilanzerstellung für 

kleine und mittlere Unternehmen zu schaffen, ohne dass dabei aber von den IAS zu 

weit abgewichen wird und ohne dass es zu einer Art von Verbindlichkeit solcher IFRS 

für SME kommt. Das wäre aus unserer Sicht eine wenig begrüßenswerte 

Entwicklung. Die Chancen eines solchen Projektes möchten wir aber auf alle Fälle 

auch in den Vordergrund der Debatte gestellt sehen. Vielen Dank. 

 

SV Dr. Toralf A. Haag: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Mein Name ist 

Toralf Haag und ich bin Finanzvorstand der Norddeutschen Affinerie. Die 

Norddeutsche Affinerie ist ein im M-DAX sowie an der Deutschen Börse gelistetes 

Unternehmen. 

Ich möchte nur kurz ein paar Punkte ansprechen, was aus unserer Sicht, aus der 

Sicht der Praxis, positiv und was problematisch ist. Positiv ist die Schnelligkeit der 

Umsetzung der neuen Standards. Die war ja dringend notwendig mit dem Ziel der 

internationalen Harmonisierung. Positiv, weil dringend notwendig für unsere 

Rechnungslegung, sind weiterhin die verstärkte Kapitalmarktorientierung durch die 

neuen Standards und die Realisierung des True-and-Fair-View-Prinzipes. Das 

Problem ist  die Komplexität einiger Standards wie des IAS 39. Das klang auch 

schon bei einigen Vorrednern an. In Kombination mit der Häufigkeit und dem Umfang 
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der Änderungen ist dies für ein Unternehmen in unserer Größe kaum zu bewältigen. 

Auch in Zusammenarbeit mit den Wirtschaftsprüfern ist es sehr schwierig, diesen 

Arbeitsaufwand zu bewältigen und die Standards erst einmal zu verstehen und diese 

dann auch auf das eigene Unternehmen anzuwenden.  

Der zweite problematische Punkt ist der Legitimationsprozess der neuen Richtlinien. 

Der ist für uns in gewisser Weise intransparent, d.h. wir haben Probleme mit dem 

Verständnis des Zusammenspiels zwischen dem IASB und der EU und dem 

Endorsement. Ich glaube, dass hier eine verstärkte Transparenz auch zur Akzeptanz 

dieser neuen Rechnungslegungsstandards beitragen würde. 

Der letzte problematische Punkt aus unserer Sicht ist, dass die Einflussnahme über 

die Interessensvertretungen unzureichend ist. Wir versuchen natürlich direkt  

über unser Unternehmen, über die Wirtschaftsvereinigung Metall und den BDI 

Einfluss zu nehmen. Wir haben aber ein paar Spezialthemen, wie die Lifo-Methode 

oder auch IAS 39, wo es für uns zu viele Interessensvertretungen wie DSR, EFRAG 

oder IASB gibt. Wir wenden uns an verschiedene Organisationen und Einrichtungen. 

Für uns ist jedoch unklar, wer wirklich den größten Einfluss hat. Wir bekommen 

teilweise auch unterschiedliche Antworten von diesen Organisationen. Das ist für uns 

zu komplex und teilweise auch irreführend. Ich denke, hier ist dringender 

Handlungsbedarf für die deutschen Unternehmen, die IAS anwenden und die IAS 

anwenden wollen, dass sie hier klare Anweisungen bekommen, an wen sie sich mit 

welchen Fragestellungen wenden müssen. Vielen Dank. 

 

SV Frank Reuther: Guten Morgen. Mein Name ist Frank Reuther. Ich bin 

verantwortlich für das Konzernrechnungswesen des Konzern-Controlling der 

Freudenberg & Co. Das ist eine Familiengesellschaft in Form einer 

Kommanditgesellschaft, die vor 3 Jahren auf IFRS umgestellt hat, obwohl zu dem 

Zeitpunkt der IFRS-Abschluss für nicht kapitalmarktorientierte Unternehmen noch 

keine befreiende Wirkung gehabt hat. Zu dem Zeitpunkt mussten wir parallel zum 

IFRS-Abschluss noch einen HGB-Konzern-Abschluss aufstellen. Warum wir als 

Familiengesellschaft trotzdem den Weg zu IFRS genommen haben, möchte ich 

gleich erläutern.  

Davor will ich aber kurz auf ein Wort von Herrn Jones eingehen, der sagte: 

„Accounting is a language“. Vor einigen Jahren war ich verantwortlich für das 

Konzernrechnungswesen eines Konzerns hier in Berlin. Dies war ein 
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Gemeinschaftsunternehmen. Damals mussten wir fünf verschiedene Abschlüsse 

aufstellen nach drei unterschiedlichen Rechnungslegungsvorschriften, nämlich nach 

IAS, nach HGB und nach US-GAAP. Wenn man das in Form von Sprache 

ausdrücken will, dann mussten wir drei Sprachen und zwei zusätzliche Dialekte 

beherrschen, um das zu machen. Sie können sich sicherlich vorstellen, dass es nicht 

einfach ist, fünf verschiedene Ergebnisse zu kommunizieren und fünf verschiedene 

Eigenkapitalien dem Management und den Eigentümern weiterzugeben. Auch aus 

der persönlichen Sicht des Erstellers kann ich Ihnen sagen, dass dies zwar sicherlich 

eine interessante Erfahrung war, dass man die aber nicht zweimal machen möchte. 

Das allein spricht schon sehr stark für einen einheitlichen Standart weltweit. 

Zudem hat jeder internationale Konzern, der einen Konzernabschluss aufstellt, 

Tochterunternehmen, die sich mit zwei Standards auseinandersetzen müssen. Die 

sind manchmal gedanklich so weit auseinander, dass es schwierig ist, auch eine 

angemessene Qualität hinzubekommen. Wir bewegen uns da teilweise in sehr 

unterschiedlichen Gedankenwelten. Das ist einer der Gründe, warum wir auch als 

Personengesellschaft zu IFRS gegangen sind.  

Weitere Gründe sind, dass die IFRS als Basis für Steuerungsgrößen deutliche 

Vorteile liefern. IFRS liefern deutliche Vorteile in der Kommunikation zu Banken, 

wenn wir z.B. Ratings ansprechen. Freudenberg lässt sich extern raten. Auch das hat 

Vorteile. Insgesamt sind eine Menge Vorteile mit der Erstellung von Abschlüssen 

nach IFRS verbunden. Leider müssen wir aber immer noch einen HGB-

Einzelabschluss machen. Wir würden uns wünschen, dass man IFRS auch auf 

Einzelabschlussebene umsetzt, allerdings nur, wenn die Maßgeblichkeit zur 

Steuerbilanz gekappt wird. IFRS können nicht als Basis für die steuerliche 

Bemessungsgrundlage dienen.  

Problematisch ist sicherlich, dass die Standards in der derzeitigen Form enorm 

umfangreich und enorm kompliziert sind, in Teilen zumindest. Sie sind durchaus von 

hoher Qualität. Aber je kleiner ein Unternehmen ist, desto mehr Schwierigkeiten wird 

es haben, sich durch die derzeit 2000 Seiten zu arbeiten und die entsprechenden 

gültigen Regelungen herauszuarbeiten und herauszufinden. So sehr ich es begrüße, 

dass sich der IASB jetzt damit beschäftigt, Standards für kleine und mittlere 

Unternehmen zu entwickeln, so sehr macht mich der Ansatz bedenklich, wie das 

passiert. Es wird wieder mit dem Ziel hoher Standards versucht, Sachverhalte 

abschließend zu regeln. Es gibt schon eine vorläufige Entscheidung des IASB, das 
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ist der sogenannte Mandatory-Fallback. Der bedeutet, dass, wenn irgendein 

Sachverhalt von einem Standard für kleine oder mittlere Unternehmen nicht 

abgedeckt wird, dass dann zwingend der full IFRS anzuwenden ist. Man stelle sich 

einmal vor, dass so ein Sachverhalt auf dem Gebiet der Finanzinstrumente passiert. 

Der entsprechende Standard für Finanzinstrumente, der IAS 39, umfasst mit allen 

Begründungen und Implementation-Guidance fast 400 Seiten. Es ist schlichtweg 

nicht realistisch anzunehmen, dass kleine und mittlere Unternehmen damit umgehen 

können. Die Standards müssen deutlich verschlankt werden. Warum versucht man 

nicht, allgemeingültige Regeln im Rahmen eines Frameworks aufzustellen, bei dem 

sich eine Art Best-Practice auch für kleine und mittlere Unternehmen entwickeln 

kann?  

Solange das in den Notes deutlich erläutert wird, ist bei den Abschlüssen auch die 

Transparenz gegeben, die wir alle so gerne sehen wollen.  

Vielen Dank.  

 

SV Dr. Eckart Sünner: Meine Damen und Herren, mein Name ist Eckart Sünner. Ich 

bin Chefsyndikus der BASF AG und leite im Hauptberuf den Bereich Recht, Steuern 

und Versicherungen dieser Gesellschaft. Im Nebenberuf bin ich seit kurzem 

Vorsitzender des BDI-Rechtsausschusses und schon seit etwas längerem 

Vorsitzender des VCI-Steuerausschusses. Insofern trage ich hier auch ein bisschen 

das Gedankengut des VCI vor.  

Wenn man die Chemie in Deutschland sieht, dann redet man immer von großen 

global aufgestellten Unternehmen. Tatsächlich ist die Chemie aber eine 

mittelständische Industrie. Von den 1700 chemischen Unternehmen in Deutschland 

ist nur ein ganz geringer Teil wirklich weltweit aufgestellt. Deswegen vertrete ich hier 

auch eine doppelte, nicht völlig übereinstimmende Zielsetzung. Für die großen 

kapitalmarktorientierten Unternehmen ist IAS/IFRS seit langem aus Überzeugung 

anerkannt und wird in großem Stil umgesetzt. Daran wird sich auch nichts mehr 

ändern. Was wir hier befürworten und zwingend für erforderlich halten ist, dass der 

internationale Standard auch einheitlich umfassend angewandt werden kann, dass 

wir also zu einer vollständigen Konvergenz kommen. Es kann nicht so sein, dass sich 

die USA hier auf längere Sicht diesem Standard im Rahmen einer Konvergenz 

entziehen. Dazu hat Herr Tiedje übrigens bereits das gesagt, was ich eigentlich auch 

sagen wollte. Große Unternehmen sind Konzerne, d.h. es kommt auf den 
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Konzernabschluss an. Der Einzelabschluss zählt hier nicht. Für die KMU hat 

dagegen die Kapitalmarktorientierung eine deutlich geringere Bedeutung. Deshalb ist 

für sie auch IAS/IFRS von wesentlich geringerer Bedeutung als für die großen 

Unternehmen. Viel wichtiger ist gerade für die kleinen Unternehmen, dass hier durch 

zusätzliche Standards keine zusätzlichen Belastungen auf diese Unternehmen 

zukommen. Herr Reuther hat es ja vorhin eben noch einmal gesagt, IAS/IFRS ist für 

eine Steuerbilanzierung ungeeignet. Solange wir aber für die Steuerbilanzierung kein 

anderes Instrument haben als das HGB, wird vor allem für die kleinen und auch für 

den großen Teil der mittleren Unternehmen eine HGB-Bilanzierung ein zwingendes 

Muss sein und bleiben. Solange ist für mich jedenfalls für diese Art der Unternehmen 

eine IAS/IFRS-Bilanzierung allenfalls als eine Optionsmöglichkeit vorstellbar. So wird 

es ja auch bislang gehandhabt. Zurückhaltend sind wir aus demselben Grunde auch 

gegenüber einer besonderen Anpassung der IAS für kleine und mittlere 

Unternehmen. Für kleine Unternehmen kommen sie unserer Meinung nach nicht in 

Betracht. Wenn mittlere Unternehmen eine Option haben, dann sollten sie sich 

überlegen, ob sie diese Option wahrnehmen und dann aber auch die IAS im vollen 

Format anwenden. Wir befürchten, dass eine Anpassung der IAS auf diese Art der 

Unternehmen immer zu einer bestimmten Zweitklassigkeit auf diesem Gebiet führen 

wird. IAS im Kleinformat sehen wir also nicht als die zwingend günstigste Alternative. 

Hierbei würde ich es gerne bewenden lassen.  

Zu den Fragen der Zusammensetzung und der Finanzierung des IASC, 

Endorsement-Process, Komitologie-Verfahren und auch einem gewissen 

Demokratiedefizit stehe ich gerne in der Diskussion zur Verfügung.  

 

SV Prof. Dr. Klaus-Peter Naumann: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, 

vielen Dank für die Einladung. Mein Name ist Klaus-Peter Naumann. Ich bin 

Sprecher des Instituts der Wirtschaftsprüfer. Sie haben von uns ebenfalls eine 

ausführliche Stellungnahme erhalten, so dass ich mich jetzt in meinem Statement auf 

drei grundsätzliche Punkte beschränken möchte. 

Der erste Punkt betrifft die Frage nach der strategischen Ausrichtung. Wir sind in 

Europa und in Deutschland, als wir den Weg in die Anwendung internationaler 

Rechnungslegungsstandards eingeschlagen haben, mit dem Ziel gegangen, eine 

weltweit einheitliche Bilanzierungssprache zu schaffen so wie das in dem Antrag des 

Bundestages formuliert ist. Wir glauben, dass das weiterhin ein Ziel ist, das man 
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verfolgen sollte. Wir akzeptieren, dass dem Endorsement und dem 

Komitologieverfahren auf europäischer Ebene eine wichtige Bedeutung zukommt, 

damit man die von einem privaten Standardsetzer geschaffenen Regeln hier in 

europäisches und damit auch in nationales Recht implementieren kann. Es wird 

behauptet, dass man das Endorsement-Verfahren auch benötige, um 

Fehlentwicklungen, die es beim IASB gibt, von Europa fernzuhalten -Stichwort IAS 

39 oder manche Interpretationsregel. Ich akzeptiere, dass es in Extremfällen sinnvoll 

sein kann, ein solches Instrument zu haben. Wir dürfen aber nicht vergessen, dass 

die Anwendung einer solchen Regelung am Ende dazu führt, dass wir das Ziel, 

welches wir eigentlich erreichen wollen, konterkarieren. International vergleichbare 

Rechnungslegungsstandards gibt es ja dann gerade nicht mehr. Ich stimme daher 

Herrn Prof. Pohle ausdrücklich zu. Er sagt, dass wir nicht erst am Ende die 

Notbremse ziehen dürfen, sondern schauen müssen, dass wir vorher versuchen, die 

Entwicklungen in die richtige Richtung zu lenken.  

Eine Folgefrage, die überhaupt noch nicht diskutiert wurde, ist die Frage, welche 

Regel dann gilt, wenn eine IASB-Regel im Rahmen des Endorsement-Verfahrens 

nicht akzeptiert worden ist. Hier tun sich große Regelungslücken auf. Über die 

müsste man auch diskutieren, wenn man einen solchen Weg weiter verfolgen würde. 

Das Ganze ist allerdings immer unter der Prämisse entwickelt worden, dass wir 

international anwendbare Standards haben wollen. International anwendbare 

Standards heißt, wir müssen Standards entwickeln, die auch in Amerika akzeptiert 

werden. Wenn auf Dauer eine Akzeptanz durch Amerika nicht gesichert sein sollte, 

ist die Frage durchaus berechtigt, die auch schon in den Raum gestellt worden ist, 

warum wir Europäer uns einem Regelwerk unterwerfen müssen, das von einem 

vermeintlich internationalen Gremium entwickelt worden ist. Dieses Gremium ist stark 

amerikanisch geprägt. Ausgerechnet die Amerikaner gestatten aber die Anwendung 

dieser Regeln in Amerika nicht. Hier müssen wir gemeinsam, auch über die 

Regierungsstellen, national und europäisch, einen gewissen Lobbyismus gegenüber 

den Amerikanern betreiben, wenn wir das Ziel verfolgen wollen, einheitlich 

anwendbare Standards zu haben.  

Der zweite Themenkomplex hat zu tun mit der Akzeptanz der Regeln des IASB bei 

den Anwendern, d.h. also zunächst bei den kapitalmarktorientierten Unternehmen 

und ihren Adressaten. Hier gibt es sicherlich Verbesserungsbedarf und –

möglichkeiten in verschiedenen Bereichen z.B. beim Inhalt der Standards. Die 



 20

Standards werden immer komplizierter. Herr Jones hat gesagt, ein Principle-Based-

Accounting ist gefährlich. Ich sehe das. Aber wir dürfen nicht so tun, als ob ein Rule-

Based-Accounting nicht genauso gefährlich wäre. Wir sehen bei der Anwendung in 

Europa, wohin Standards führen können, die rein rule-based sind. Wir haben im 

Enron-Fall gesehen, wohin Standards führen, die rein rule-based sind. Vielleicht 

führen hier Standards, die principle-based sind, die vermeintlich etwas mehr 

Spielraum bieten, am Ende doch zu sachgerechteren Lösungen als wenn ich strikte 

Regeln habe, und dann durch Sachverhaltsgestaltung diese strikten Regeln 

umgehen kann. Ob man so wirklich ein besseres Accounting erreicht, daran habe ich 

große Zweifel.  

Ein Grundproblem der Standards des IASB ist, dass man sich im Moment sehr stark 

darum bemüht, die Aussagekraft der Rechnungslegung zu verbessern. Dies ist 

sicherlich ein erstrebenswertes Ziel. Dabei lässt man aber außer Acht, dass 

Standards auch angewendet werden müssen. Sie müssen praktikabel bleiben und 

dem Gesichtspunkt der Verlässlichkeit der Rechnungslegung Rechnung tragen. 

Wenn ich mir manche Entwicklung im Bereich Fair-Value-Accounting oder im Bereich 

des  sogenannten Impairment-Only-Ansatzes und ähnlichem anschaue, dann frag 

ich mich, ob man dem Gesichtspunkt der Verlässlichkeit der Rechnungslegung beim 

IASB genügend Augenmerk schenkt. Ich glaube, hier müsste man mehr tun. Damit 

die Standards von den Anwendern und von den Adressaten angewandt und 

verstanden werden können, ist es notwendig, dass man die Änderungsdynamik 

herabsetzt. Es kann nicht sein, dass das IASB seine Standards in so kurzen 

Zeitabständen ändert, wie es das derzeit tut. Kaum habe ich einen Standard 

verabschiedet, wird der nächste geändert und dann wird der, der ursprünglich 

geändert worden ist, wieder angepackt. Kein Mensch in der Bilanzierungspraxis und 

auf Anwenderseite kommt da hinterher. Das IASB muss auch dem Umstand 

Rechnung tragen, dass es nationale gesellschaftsrechtliche Besonderheiten gibt, die 

man unter internationalen Rechnungslegungsregeln abbilden können muss. 

Stichworte sind heute bereits gefallen, u.a.: Geschäftsguthaben von 

Genossenschaften. Lassen Sie uns aber auch noch an das viel breitere Problem der 

Eigenkapitaldarstellungen von Personenhandelsgesellschaften denken. Das sind 

Probleme, die heute im IASB-Regelwerk nicht angemessen geregelt sind.  

Insgesamt meinen wir, dass das IASB auch dem Gesichtpunkt der Accountability 

mehr Aufmerksamkeit schenken sollte, so dass für die Adressaten transparenter und 
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verständlicher wird, wie die IASB-Regeln zustande kommen. Wir möchten gerne 

sehen, wie man sich beim IASB mit kritischen Stellungnahmen im Rahmen des Due 

Process auseinandersetzt. Wir würden es auch gern häufiger sehen, dass im 

Rahmen der Diskussionen bei dem Due Process Entwürfe grundlegend geändert 

werden und dass es dann vor der endgültigen Verabschiedung eines Standards noch 

mal ein Re-Exposure gibt. Sonst kann man am Ende zwar behaupten, dass man 

wunderbare Drafts veröffentlicht, nur wenn das Draft mit dem endgültigen Standard 

überhaupt nichts zu tun hat, dann stellt sich die Frage, ob der endgültige Standard im 

Entwurf irgendwann mal zur Diskussion gestellt worden ist.  

Das Thema: Verstärkte europäische Beteiligung und deren Notwendigkeit ist bereits 

angesprochen wurden. Hier müsste man auch innerhalb der Struktur des IASB etwas 

tun, um die doch sehr starke US-Lastigkeit des gesamten Systems zu ändern.  

Dritter und letzter Punkt: Zukünftige Entwicklung. Hier ist die Frage der Akzeptanz 

der IAS bei anderen Anwendern, also bei nicht börsennotierten Unternehmen, 

insbesondere bei KMU, zu diskutieren. Ich bin persönlich unsicher, ob die 

Entwicklung eigenständiger Standards für KMU der richtige Weg ist. Letztendlich 

wollen wir ja die Rechnungslegungsregeln, die bislang dadurch geprägt sind, dass 

verschiedene Systeme zum Einsatz kommen, wieder aufeinanderzuführen. Was ich 

mir also allenfalls vorstellen könnte, ist, dass man KMU-Standards mit dem Ziel 

entwickelt, KMU zu helfen, den Schritt zur vollen IAS-Anwendung zu tun. Da könnte 

man sich sicher Erleichterungen im Bereich der Angabepflichten und vielleicht bei 

einzelnen besonders komplexen und komplizierten Ansatz- und Bewertungsregeln 

vorstellen. Aber ich denke, wir sollten nicht ein grundsätzlich anderes System 

schaffen, denn damit wäre auf lange Sicht den kleinen Unternehmen nicht gedient.  

Zum Ende meine ich, das ist jetzt ein nationales Thema, brauchen wir eine nationale 

Diskussion zu der Frage, wie lange wir uns das Nebeneinander von verschiedenen 

Rechnungslegungssystemen noch leisten wollen. Die Analyse, die hier schon 

mehrfach zitiert worden ist, dass die IAS in der heutigen Form und ohne weitere 

Anpassungsmaßnahmen  für das Steuerrecht nicht geeignet sind, ist breit akzeptiert. 

Auch dass wir die IAS nicht ohne weiteres als Grundlagen für unser 

gesellschaftsrechtliches Schutzsystem anwenden können, ist breit anerkannt. Nur 

volkswirtschaftlich bin ich umgekehrt der Meinung, dass wir uns ein Nebeneinander 

von Rechnungslegungsregeln auf Dauer nicht werden leisten können. Das 

Nebeneinander ist volkswirtschaftlicher Unsinn, wenn ich das etwas übertreiben darf. 
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Wir haben hier extreme Ausbildungskosten. Es gibt kaum noch Universitäten in 

Deutschland, an denen junge Studenten im Bereich des HGB vernünftig ausgebildet 

werden, weil es an den Hochschulen mittlerweile „in“ ist, dass man internationale 

Rechnungslegung lehrt. Herr Prof. Hommelhoff ist da vielleicht eine wertvolle 

Ausnahme. Das ist auf Dauer ein sehr gefährlicher Zustand. Ich meine, die Lösung 

müsste nicht darin liegen, dass man auf Dauer unterschiedliche 

Rechnungslegungswerke vorhält. Man müsste vielmehr in der Rechtswissenschaft 

Antworten auf die Frage finden, wie man durch sachgerechte Anpassung und 

Überleitungsrechnung auf der Basis einer IAS-Rechnungslegung doch dazu kommen 

kann, dass man die IAS vielleicht im Bereich der Besteuerung und als Grundlage im 

gesellschaftsrechtlichen Schutzsystem nutzt. Dankeschön.  

 

Prof. Dr. Harald Wiedmann: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich heiße 

Harald Wiedmann und bin Vorsitzender des Vorstandes der KPMG-

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und  gleichzeitig der Vorsitzende des Vorstandes 

des Deutschen Rechnungslegungsstandardkomitees.  

Lassen Sie mich zuerst etwas zum IASB sagen. Ich möchte das mit folgenden 

Worten einleiten: Wir haben heute keinerlei Alternative zur Setzung von 

internationalen Rechnungslegungsvorschriften bzw. zum IASB. Ich möchte daran 

erinnern, dass der Vorgänger von Herrn Tiedje, Herr Karel van Hulle, noch versucht 

hat, eigenständige EG-Bilanzierungsrichtlinien fortzuentwickeln. Es war aber 

schlichtweg unmöglich, alle verschiedenen Interessen in Europa auf einen Nenner zu 

bringen. Die EU hat sich deswegen im Wesentlichen entschlossen, sich die IFRIC- 

oder die IAS-Rechnungslegungsregeln zu Eigen zu machen. Es gibt also keine 

Alternative. In der Praxis haben wir sehr gute Ergebnisse. Wir haben mehrfach 

Umfragen bei Unternehmen durchgeführt und immer sind die IFRIC-, die IAS-

Stellungnahmen und die IAS-Rechnungslegung dabei sehr sehr positiv bewertet 

worden. Viele Unternehmen haben vorzeitig auf IFRS-Rechnungslegung umgestellt. 

Ich glaube, es besteht kein Zweifel hier in diesem Raum, dass bei Großunternehmen 

die IAS- oder IFRIC-Rechnungslegungsregeln die richtigen sind. Wir haben eine 

Konvergenz der Kapitalmärkte, das ist schon gesagt worden. Es ist gerade für die 

Unternehmen, die an Kapitalmärkten tätig sind, notwendig, dass ihre Bilanzen bzw. 

ihre Rechnungslegung überall verstanden wird.   
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Ganz wichtig ist in diesem Zusammenhang die Konvergenz der US-GAAP und der 

IFRIC-Rechnungslegungsregeln, die jetzt hoffentlich 2009 stattfinden soll. Es ist für 

Unternehmen, die gleichzeitig an US-Börsen tätig sind, einfach nicht akzeptabel, 

dass sie nach zwei Regelwerken Rechnung legen müssen. Letzten Endes fragt sich 

der Bilanzleser immer, welches der richtige Gewinn, der richtige Umsatzerlös und 

welches das richtige Eigenkapital ist. Damit komme ich zum Problem der kleinen 

Unternehmen.  

Es wird immer so der Gegensatz aufgebaut, dass kleine Unternehmen alle die 

Unternehmen sind, die nicht an Börsen agieren. Ich möchte Ihnen mal eine Zahl aus 

Israel, einem sicherlich kleinen Land, nennen. Dort sind 20 Unternehmen an 

amerikanischen Börsen gelistet. Damit möchte ich zum Ausdruck bringen, dass auch 

für unsere kleinen Unternehmen die Kapitalmärkte eine zunehmende Bedeutung in 

der Zukunft haben werden. Für kleine Unternehmen kann es nicht hilfreich sein, 

wenn zwei Rechenlegungsregelwerke existieren. Nehmen wir als Beispiel ein 

Bauunternehmen, das hier in Deutschland nach HGB bilanziert und in Deutschland 

erhaltene Anzahlungen von den Bauleistungen offen absetzt. Bereits die Banken in 

Deutschland wenden unterschiedliche Bilanzanalysemethoden an. Einige Banken 

akzeptieren diese Saldierung nicht, weil sie IFRIC-Regeln folgen, mit dem Resultat, 

dass sich ein Eigenkapital von 7% ergibt. Andere Banken akzeptieren diese 

Saldierung mit der Folge, dass man Eigenkapital in Höhe von 20% erhält. Wir sind 

die Bilanz durchgegangen und haben durchgerechnet, dass dieses Unternehmen 

unter Anwendung von IFRIC–Stellungnahmen ein Eigenkapital von 25% aufweisen 

würde. Nun kann man sagen, das stört uns nicht weiter. Nun hat sich dieses 

Unternehmen aber um einen internationalen Auftrag beworben und musste seine 

Bilanz einreichen. Leider erfolgte die Bilanzauswertung in London durch eine 

internationale Bank. Diese internationale Bank sagte, IFRIC-Stellungnahmen würden 

keine Saldierung gestatten. Also hat das Unternehmen nur 7% Eigenkapital. Also ist 

es nicht akzeptabel zur Durchführung von Bauprojekten. Es ist von der Bonität her 

nicht geeignet. Ich wollte mit diesem Beispiel zeigen, dass wir uns extrem schaden, 

wenn wir unterschiedliche Rechnungslegungswerke haben, weil international die 

Interpretation immer nach internationalen Regeln erfolgen wird.  

Eine Frage, auf die wir bisher noch nicht eingegangen sind, bleibt offen: Sollen die 

Regeln rule-based oder principle-based sein? Ich denke, dass die IAS mit dem 

Principle-Based-Approach mit Sicherheit einen Vorteil haben, aber der Nachteil ist, 
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dass sie interpretationsbedürftig sind. Auch wenn sie 2000 Seiten umfassen, besteht 

trotzdem das Erfordernis einer Interpretation. Hier ist die Frage, wer diese 

Interpretation vornimmt. Es gibt zwar ein Interpretationskomitee des IFRIC, dieses 

interpretiert aber häufig zu spät. Für den Bilanzanwender steht im Vordergrund, dass 

er eine richtige Bilanz erstellt, die später nicht mehr korrigiert werden muss. Wir 

haben also das Problem einer Vorabinterpretation, das hier geklärt und insgesamt 

angesprochen werden muss. Angesprochen werden muss auch das Problem, wer 

die Anwendbarkeit bestimmter nationaler Sachverhalte klärt z.B. den Steuerausweis 

bei persönlich haftenden Gesellschaftern in einer Personenhandelsgesellschaft, d.h. 

wie dieser Steuerausweis international zu erfolgen hat.  

Nun zur Arbeit des IASB. Sie war insgesamt gut. Kritik kam an IAS 39 und 32 auf. 

Auch hierzu eine kurze Bemerkung. Die Entwürfe lagen seit dem Jahr 2000 auf dem 

Tisch. Sie sind lange Zeit nicht diskutiert worden. Erst als das Endorsement-

Verfahren der EU anfing zu laufen, wurden diese Entwürfe zur Kenntnis genommen 

und zwar zuerst von französischen Banken. Diese haben dann immerhin ihren 

Staatspräsidenten dazu gebracht, einen Brief an die Kommission zu schicken, mit 

der Bitte, die Entwürfe aufzuheben oder aufzuschieben. Ich denke, dass man hätte 

anders vorgehen müssen. Das ist das, was Herr Prof. Pohle erwähnt hat. Wir 

brauchen eine frühzeitige Einbindung. Der DRSC ist in Deutschland das Organ, das 

sicherstellen muss, dass nationale Bedenken und Interessen frühzeitig formuliert und 

vorgetragen werden. Den Legitimationsprozess will ich jetzt nicht behandeln.  

Lassen Sie mich ganz zum Schluss noch auf ein praktisches Problem eingehen. Herr 

Naumann sagte, die Hochschulen würden irgendwann nicht mehr in HGB ausbilden 

können. Ich glaube, hier sitzen genügend Hochschulprofessoren, die das besser 

beurteilen können. Ich kann lediglich sagen, dass wir 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften unsere Prüfer irgendwann nicht mehr in HGB-

Prüfung ausbilden werden, weil wir ebenfalls einen einheitlichen Prüferberuf 

brauchen. Ich kann hausintern nicht eine Gruppe HGB-Prüfer und eine Gruppe 

IFRIC-Prüfer aufbauen. Aus Praktikabilitätsgründen empfiehlt sich hier auch eine 

einheitliche Anwendung von einheitlichen Rechnungslegungswerken. Dankeschön. 

 

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Jörg Baetge: Mein Name ist Baetge. Ich komme von der 

Universität Münster. Ich bin dort Professor und führe mit einem Team 

Forschungsprojekte durch. Dabei sind insbesondere die IFRS ein wichtiger Punkt. 
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Ich bin in dieser Runde vielleicht ein Exot, weil ich doch erhebliche Bedenken gegen 

die IFRS habe und den Nutzen der Anwendung der IFRS wenigstens bei dem 

derzeitigen Stand etwas in Zweifel ziehe. Es ist beispielsweise so, dass der IFRS 1 

(International Financial Reporting Standard Nr. 1 - First Time Adoption) nach der EU-

Verordnung und nach Ihren Beschlüssen ungefähr 7000 Unternehmen in Europa 

verpflichtet, ab 2005 zum ersten Mal IFRS-Abschlüsse vorzulegen. Dabei haben die 

Unternehmen zehn Wahlrechte. Diese Wahlrechte schließen es völlig aus, dass das 

Ziel des IASB, nämlich die Abschlüsse untereinander vergleichbar zu machen und zu 

ermöglichen, dass insbesondere die First-Time-Adopters, also die Erstanwender, 

vergleichbare Abschlüsse vorlegen, erreicht wird. Die Abschlüsse, die wir in Zukunft 

haben werden, sind aufgrund der Wahlrechte weder zwischenbetrieblich noch zeitlich 

vergleichbar. Die Wahlrechte, welche das IASB aus Nutzen- und Kostenabwägungen 

eingeräumt hat, stellen ein Manko dar. Das Prinzip der retrospektiven Anwendung 

von Grundsätzen eines First-Time-Adopters wird eben keineswegs durchgehalten. 

Das Merkwürdige dabei ist, dass eigentlich mit jedem neuen IFRS neue Wahlrechte 

nach IFRS 1 zugelassen werden. Auf diese Weise gerät der Boden, auf dem sich der 

Bilanzierende bewegt, in Bewegung. Dies behelligt die Praxis sehr.  

Sie haben selbst, Herr Prof Wiedmann, in einem Papier, welches mir von Ihnen 

vorliegt, gesagt, dass IAS 32 und 39 (Financial Instruments) eben doch zu 

erheblichen Möglichkeiten der Bilanzpolitik geführt haben. Wenn ich aber weiterhin 

an IFRS 3 (Business Combinations) denke, da gibt es erhebliche Wahlmöglichkeiten, 

bei denen die Unternehmen Zeitwerte für erworbene Unternehmen ansetzen und 

immaterielle Vermögenswerte identifizieren. Ich denke, dass Wirtschaftsprüfer diese 

Wahlmöglichkeiten nicht ausschließen können, weil die Regeln diese Möglichkeiten 

eben zulassen. Der Bilanzierende weiß daher nicht genau, was dabei passiert.  

Lassen Sie mich ein anderes Beispiel nehmen. Ich habe mal die Abschlüsse von 

VW, BMW, Daimler-Chrysler und Bayer aus dem letzten Jahr miteinander verglichen. 

Nehmen wir einmal die Entwicklungskosten, die nach IAS anzusetzen und 

entsprechend in der Bilanz zu aktivieren sind, wenn sechs Bedingungen erfüllt sind. 

Diese Bedingungen machen sich die Unternehmen selbst. Es ist nicht so, dass die 

objektiv gegeben sind, sondern die Unternehmen gestalten die selbst. So hat z.B. 

VW im Jahre 2003 eine sogenannte Aktivierungsquote, d.h. den Anteil der 

Entwicklungskosten an dem Entwicklungsaufwand im zu aktivierenden Aufwand, mit 

52% festgelegt, während BMW einen Anteil von 39% angibt und Bayer nichts an 
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Entwicklungskosten ansetzt. Daimler-Chysler darf überhaupt nichts an 

Entwicklungskosten ansetzen, weil das nach US-GAAP nicht zugelassen ist. Das 

führt zu einer diffusen Beurteilung seitens der Anleger. Wofür haben wir die IFRS? 

Der Sinn ist doch, dass die Informationsnützlichkeit gesteigert wird. An dieser Stelle 

muss eine Diskussion einsetzen. Um beim Beispiel VW zu bleiben: VW hatte im 

dritten Quartal 2003 die Aktivierungsquote sogar auf über 70% angehoben. Nur 

durch einen Aufschrei der Finanzanalysten, was VW da mache, hat VW im vierten 

Quartal und damit auch für den Jahresabschluss die Aktivierungsquote auf 52% 

gesenkt. Das führt natürlich dazu, dass sich das Ergebnis erheblich verändert.  

Mein Hauptbedenken ist, dass das IASB eine vernünftige Sache, nämlich Markt- und 

Zeitwerte in eine Bilanz zu bekommen, in einer Fair-Value-Hierarchie abschwächt. In 

einer dritten Stufe ist es dann möglich, dass die Unternehmen Zeitwerte selbst 

berechnen, wenn eben kein Markt, kein Marktpreis und auch kein vergleichbarer 

Marktwert vorhanden sind. Sie bestimmen das mit DCF-Kalkülen (Discounted-Cash-

Flows), indem sie die Ein- und Auszahlungen der nächsten Jahre, die mit einem 

Vermögensgegenstand - z.B. einer der Büroimmobilien hier auf der anderen Seite 

der Straße - verbunden sind, miteinander verrechnen. Gehört diese Immobilie 

beispielsweise zu einem Versicherungs- oder Bankunternehmen und wird sie zur 

Vermietung oder zum gelegentlichen Verkauf gehalten, dann ist sie natürlich ein 

Unikat. Dafür kann man sich keinen Marktpreis aus den Fingern saugen. Dann wäre 

die Immobilie nach IAS 40 (Investment Property) mit dem DCF-Kalkül, also mit dem 

Barwert der Einzahlungsüberschüsse der nächsten 30 bis 35 Jahre, anzusetzen. In 

diesen Barwert müssten die Leerstands-, Erdbeben- und Überschwemmungsrisiken, 

die Abvermietungsrate und auch die Frage, ob in Berlin mehr als eigentlich 

erforderlich gebaut wird, einbezogen werden. Ich habe mal in der FAZ einen Artikel 

geschrieben, wo ich bei einem 100.000 m² großen Büro-Projekt die Mieten für die 

nächsten 30 bis 35 Jahre von dem Mittelwert um 5 DM nach unten und oben 

angesetzt habe. Es war dann so, dass ich von Bulwien und Partner und Jones Lang 

Lasalle im Immobilienmarkt Bandbreiten bekommen hatte, die von 35 bis 85 DM 

gingen. Das war das Frankfurter Westend, das ich da ins Auge gefasst hatte. Es ist 

eine Abweichung in Höhe eines großen zweistelligen Millionenbetrages entstanden. 

Ein Wirtschaftsprüfer, also auch Prof. Wiedmann, könnte einem Bewerter nicht 

sagen, dass er statt der 35 die 40 oder 30 nehmen solle. Die Parameterspielräume 

muss der Prüfer auch akzeptieren, wenn sie denn nicht völlig aus der Luft gegriffen 
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sind. Ich sage Ihnen, dass die Parameter tatsächlich noch viel größere Spielräume 

erlauben.  

Ich darf vielleicht zum Abschluss sagen, dass 1861 in Deutschland, da gab es das 

Deutsche Reich noch nicht, das ADHGB verabschiedet wurde. Das ADHGB hat 

Fair Values, Zeitwerte also, eingeführt. Infolgedessen sind sehr viele Aktionäre von 

den Unternehmen durch die Zeitwertbilanzierung über den Tisch gezogen worden. 

Ich muss aber zugeben, dass es damals noch keine Abschlussprüfung gab. Die ist 

erst 1931 per Reichsverordnung eingeführt worden. Die Zeitwertbilanzierung ist 

jedenfalls durch eine Aktienrechtsnovelle bereits 1884 wieder aufgegeben worden. 

Ich hoffe, dass das IASB nicht eines Tages – mit George Orwell im Hinterkopf - zu 

dem Ergebnis kommt, dass - wie bereits 1884 - die Zeitwerte wieder zurückgezogen 

werden müssen, weil die Bilanzierung eben doch so wackelt, dass Aktionäre nach 

Moral-Hazard-Gesichtspunkten ausgenutzt werden. Natürlich ist unser derzeitiges 

HGB an vielen Stellen sehr veränderungsbedürftig. Doch hoffentlich kommen wir 

eben nicht eines Tages zu dem Ergebnis, dass wir die Zeitwerte zurückziehen 

müssen. Ein letzter Satz noch dazu: Ich bin sehr wohl für Zeitwertbilanzierung, wenn 

diese Zeitwerte objektivierbar sind. Aber wenn wir anfangen zu rechnen, und ich bin 

ein Unternehmensbewerter, der weiß, dass man DCF-Kalküle so oder so rechnen 

kann, dann kann ich mir vorstellen, wie Bilanzierung in der Zukunft von nicht 

wohlmeinenden Topmanagern vielleicht verbogen werden kann.  

 

 

 

SV Prof. Dr. Dres. h.c. Adolf G. Coenenberg: Meine Damen und Herren, mein Name 

ist Adolf Coenenberg. Ich lehre an der Universität Augsburg Rechnungslegung und 

Controlling - übrigens, Herr Pohle, dies noch im Kontext von HGB, IFRS und US-

GAAP. Also das volle Programm. Ich habe eine Stellungnahme eingereicht. 

Scheinbar ist diese dem Zeitlimit irgendwie zum Opfer gefallen. Sie liegt 

wahrscheinlich jetzt aber per Email vor und wenn nicht, dann wird sie nachgereicht. 

Ich will auf einige wenige Punkte eingehen, vieles ist ja schon gesagt worden. Man 

kann gar nicht mehr so viel hinzufügen.  

Wenn wir von externer Rechnungslegung sprechen, dann sprechen wir 

typischerweise von zwei Zwecken. Der eine Zweck bezieht sich auf Haftung sowie 

auf Haftungs-, Ausschüttungs- und Ausschüttungsbemessungsregeln und ähnliches, 
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d.h. auf den Jahresabschluss im Rechtssinne. Außerdem geht es um die faire 

Information Außenstehender. Wir sprechen hier im Moment nur von der fairen 

Information Außenstehender, das sollte man erst einmal festhalten, damit man das 

nicht vermischt. Brauchen wir die faire Information Außenstehender eigentlich mehr 

als früher? Das HGB war nämlich traditionell auf den ersten Zweck, die rechtlichen 

Fragen, gerichtet und hat sich eigentlich nur als Reparaturbetrieb um die faire 

Information gekümmert. Das war möglich, weil wir in der Vergangenheit, so 10 bis 15 

Jahre zurück, hier in Kontinentaleuropa, speziell in der Bundesrepublik Deutschland, 

ein sehr geschlossenes Unternehmens- und Finanzsystem hatten. Dies war 

gekennzeichnet durch Hausbanken und eine starke Verflechtung in Aufsichtsräten, 

so dass die Informationskanäle, die Kanäle zum Abbau von 

Informationsasymmetrien, zwischen Management und Markt dem Grunde nach 

andere waren als der Jahresabschluss. Inzwischen haben wir uns viel stärker in der 

Struktur unseres Finanz- und Marktsystems  hin zu einem globalen, offenen und 

marktorientierten System geöffnet. Eine Informationsregelung ist dadurch 

unverzichtbar geworden. In dem Sinne ist die Arbeit des IASB sehr zu begrüßen und 

unverzichtbar.  

Die erste Frage, die Sie gestellt haben, wie die bisherige Tätigkeit des IASB zu 

beurteilen sei, muss man rückhaltlos positiv beantworten. Ich denke auch, dass das 

Resultat der Arbeit des IASB grundsätzlich nützlich ist, denn wir haben mittlerweile 

ein fast vollumfängliches Regelwerk. Wir haben weitgehend - zumindest explizite - 

Wahlrechte abgeschafft. Auf das, was Herr Baetge gesagt hat, komme ich gleich 

noch kurz zu sprechen.  

Es gibt jedoch auch eine ganze Menge an Vorbehalten, die ich nicht unerwähnt 

lassen möchte. Da ist einmal das Thema der Ermessensspielräume, die natürlich zu 

erheblichen Möglichkeiten der Beeinflussung der Zahlen führen. Zweitens: In einigen 

Punkten sind die IASB-Regeln, die sich immer mehr von einem Rule-Based-Principle 

zu einem Einzelfall-Principle entwickelt haben, teilweise nicht praxisgerecht. 

Beispiele dazu kann ich gern nachliefern. Ich möchte aus Zeitgründen darauf jetzt 

nicht eingehen.  

Ich möchte auf zwei weitere Probleme hinweisen: Das eine Problem ist von Herrn 

Reuther angesprochen worden: Unternehmenssteuerung/internes Controlling von 

Unternehmen. Unser HGB und dessen ausschließliche Orientierung an den 

Bemessungsgrundlagen für Ausschüttungen, Steuern, Kapitalhaltungs- und 
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Haftungsfragen und ähnliches hatte ja dazu geführt, das unsere Unternehmen über 

ein Jahrhundert hinweg im Grunde viel Fleiß dahinein investiert haben, Systeme für 

das interne Controlling unabhängig von der Rechnungslegung zu etablieren. Wir sind 

glücklich, dass wir zehn Jahre nach der Einführung von US-GAAP und jetzt IFRS 

eigentlich wieder in der Lage sein müssten, eine einheitliche Accounting-Language 

im Unternehmen zu verwenden, die nach innen und nach außen eine Wahrheit und 

eine Zahl mit einer Sprache kommuniziert. Ich fürchte, dass viele 

Einzelfallregelungen des IASB diese Steuerungsqualität in Frage stellen. Die sehr 

starke Fair-Value-Orientierung hat viele Unternehmen wieder in die Richtung 

gebracht, dass sie sagen, sie könnten mit IFRS ihr Unternehmenssteuerungssystem 

nicht mehr voll abdecken, wenn sie IFRS wörtlich anwenden würden. Sie müssten 

dann wieder eine zweite Accounting-Language aufbauen. Da sehe ich große 

Bedenken, wenn dem tatsächlich so sein sollte.  

Das zweite Problem und Risiko, welches ja bereits angesprochen wurde, stellt die 

Auslegung dar. Wenn wir immer mehr zur nationalen Auslegung kommen, dann 

werden wir keine vergleichbaren IFRS-Standards mehr haben. Also müssen wir an 

diesem Problem arbeiten. Das wollte ich als wichtigen Punkt adressieren.  

Das Komitologie-Verfahren würde ich gern auch noch ganz kurz ansprechen. 

Natürlich ist das im Sinne der Legitimation ein sehr vernünftiges Verfahren, soweit 

ich das als Nichtjurist überhaupt beurteilen kann. Ich habe aber einige kleine 

Vorbehalte. Ich sehe, dass mit dem derzeitigen Endorsement zwei Risiken 

verbunden sind: Erstens ein Endorsement-Risiko und zweitens ein Timing-Risiko. 

Beide sind hier schon angesprochen worden. Das Endorsement-Risiko besteht darin, 

dass bestimmte IFRS gar nicht oder nur teilweise akzeptiert, d.h. in Recht der 

Europäischen Union umgesetzt werden. Dann kommen wir zu IAS im weltweiten 

Sinne versus EU-IAS. Das darf doch eigentlich nicht sein. Wir sehen dafür aber erste 

Anzeichen. Ich bin da nicht richtig kundig, aber soweit ich gehört habe, verlangt die 

SEC teilweise jetzt schon Reconciliations von EU-IFRS auf IAS/IFRS. Das darf doch 

wohl nicht wahr sein, dass wir uns jetzt eine neue Accounting-Language über den 

Endorsement-Prozess ins Haus holen. Zweitens: Das Endorsement-Timing - die 

Prozesse dauern zu lange. Ich habe kein Allheilmittel, aber wenigstens die 20 

Sprachen könnte man in Frage stellen, damit das Endorsement Platz greift. Warum 

kann das Endorsement nicht schon dann beginnen, wenn der Standard erst einmal 

nur in Englisch vorliegt und akzeptiert ist? In der Zeit bis zum Inkrafttreten der 
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Standards könnte die Übersetzung in 19 andere Sprachen vorgenommen werden. 

Dann hätten wir aller Erfahrung nach wahrscheinlich an die drei bis vier Monate 

gespart.  

Zum Thema kleine und mittelständische Unternehmen oder wie wir heute sagen 

würden Nonpublic Accountable Companies: Grundsätzlich sind die IFRS ja auf 

kapitalmarktorientierte Unternehmen ausgerichtet. Inzwischen sprechen wir aber 

nicht mehr von kapitalmarktorientiert und nicht-kapitalmarktorientiert, sondern von 

Publicly Accountable und Nonpublicly Accountable. Wenn man das ernst nimmt, 

dann müsste man an den deutschen Gesetzgeber die Frage richten, ob das in dem 

neuen Gesetzesvorhaben verankerte Wahlrecht für die Nonpublicly Accountable 

Unternehmen, d.h. die nicht-kapitalmarktorientierten Unternehmen, eigentlich 

ausreichend ist. Wenn wir sagen, Publicly Accountable Unternehmen müssen mit 

dem vollen für richtig gehaltenen Standard nach außen kommunizieren, müssen also 

Informationsasymmetrien abbauen, dann möchte ich eigentlich dafür plädieren, dass 

die Nonpublicly Accountable Unternehmen, d.h. die nicht-kapitalmarktorientierten 

Unternehmen, nicht anders behandelt werden können als die kapitalmarktorientierten 

Unternehmen. Ich weiß, dass ich mir für diesen Vorschlag Prügel einhole, aber als 

Hochschullehrer kann ich mir das erlauben.  

Für die Nonpublicly Accountable Unternehmen ist das derzeit vorgesehene 

Wahlrecht sicherlich vernünftig. Ob das auf Dauer ausreichend ist, das ist die Frage. 

Mit der Übernahme von IFRS sind nach der Bereinigung aller Probleme doch auch 

für die kleinen und mittelständischen Unternehmen sehr viele Vorteile verbunden. Auf 

diese möchte ich jetzt im Einzelnen nicht eingehen. Wenn dem so ist, dann brauchen 

wir aber ganz sicher Erleichterungen. Diese können und müssen einerseits und 

selbstverständlich im Bereich der Anhangsangaben des Disclosure-Modells liegen. 

Wir können aber das Accounting-Modell nicht ganz außen vor lassen. Beispielsweise 

könnte ich mir vorstellen, dass man es dann, wenn Fair-Values gefordert sind, die 

sich im Sinne der IASB-Terminologie nicht leicht ermitteln lassen, d.h. dort wo es 

keinen aktiven Markt gibt, für die kleinen und mittelständischen Unternehmen beim 

Anschaffungswertprinzip ohne komplizierte Modellrechnungen belässt. Das wäre 

eine Erleichterung. Im Anhang wäre dann aber ein Disclosure zu verlangen, welches 

mit Anschaffungskosten bewertet wurde. Vielen herzlichen Dank. 
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SV Prof. Dr. Norbert Herzig: Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Mein Name ist Norbert Herzig. Ich komme von der Universität zu Köln. Ich 

vertrete dort den Lehrstuhl für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre und 

Betriebswirtschaftliche Steuerlehre. Ich hatte im letzten Jahr das Vergnügen, für das 

Finanzministerium ein Gutachten zu den Auswirkungen der internationalen 

Rechnungslegung auf die steuerliche Gewinnermittlung zu erstellen. Ich will mich 

deswegen in meinem Statement auf den steuerlichen Aspekt konzentrieren. Das hat 

für Deutschland auch eine zentrale Bedeutung. Ich kann dem ersten Punkt, nämlich 

dass die IAS für Steuerzwecke nicht geeignet sind, ohne Einschränkung zustimmen. 

Das ist hier bereits mehrfach gesagt worden und es ist zutreffend. Man kann dafür 

eine Vielzahl von Gründen nennen. Lassen Sie mich nur zwei Gründe 

herausarbeiten. Einmal stellt sich die Frage nach der ausreichenden 

verfassungsrechtlichen Legitimation der IAS, d.h. ob sie das Komitologie-Verfahren 

durchlaufen haben. Dagegen müssen natürlich massive Bedenken geltend gemacht 

werden. Es ist zweifelhaft, ob das, was da im Ergebnis aus dem Komitologie-

Verfahren herauskommt, ausreichend legitimiert ist, um einen Eingriff in die private 

Vermögensordnung zu rechtfertigen. Von daher ist bereits hier ein markantes Defizit 

festzustellen, welches oft als Demokratiedefizit bezeichnet wird.  

Man muss daneben auch deutlich sehen, dass wir eine Zweckdivergenz haben. Dies 

hat Herr Coenenberg bereits erwähnt. Die IAS wollen ausschließlich 

Informationszwecken dienen und nicht die Grundlage für Besteuerung oder 

Zahlungen sein. Deswegen ist dies auch kein Vorwurf an die IAS. Die IAS kann 

vielmehr ein reines Prinzip nur dann verwirklichen, wenn auch eine klare Zielsetzung 

besteht - nämlich Informationsorientierung. Steuern sind nun einmal etwas anderes. 

Wir haben es hier deshalb mit einem nicht auflösbaren Konflikt zu tun. Ich denke, IAS 

kann in der derzeitigen Form nicht die Grundlage für eine Besteuerung sein.  

Daraus ergibt sich sofort die Frage, ob wir es insoweit bei dem, was wir gegenwärtig 

haben, insbesondere bei der Maßgeblichkeit, belassen sollten. Können wir sagen, 

dass wir unser bisheriges HGB in der hergebrachten Form fortführen wollen, um 

daran für Steuerzwecke anzuknüpfen? Meine Damen und Herren, auch das halte ich 

für einen Trugschluss. Man muss deutlich sehen, dass die Maßgeblichkeit, die uns 

schon seit 100 Jahren beschäftigt, kein Prinzip ist. Die Durchbrechungen sind 

mittlerweile so umfassend, dass es mehr ein Torso ist als ein Prinzip. Wir sollten uns 

nicht in einer Sicherheit wiegen, die so nicht besteht. Man muss sich doch eines 
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klarmachen: Die Maßgeblichkeit ist ursprünglich immer als ein Bollwerk zum Schutz 

der Bürger gesehen worden, weil hier die Grundsätze ordnungsgemäßer 

Buchführung angesprochen sind. Diese Grundsätze waren ein Schutz gegenüber 

dem begierigen Fiskus, der an diesen Grundsätzen nicht vorbeigeht. Von diesen 

Grundsätzen haben wir uns weit entfernt und von dieser Philosophie haben wir uns 

verabschiedet. Seitdem die Politik so verfährt, dass wir sagen, die 

Bemessungsgrundlage solle verbreitert und die Sätze sollen gesenkt werden, stellen 

diese Grundsätze einer ordnungsgemäßen Buchführung in der Tat keine Grenze 

mehr dar. Der Gesetzgeber durchbricht die Grundsätze seit dem 

Steuerentlastungsgesetz in massiver Weise. Hier haben wir also keine Grenze mehr 

im Sinne eines Schutzwalles. Außerdem muss man deutlich sagen, dass diese 

umgekehrte Maßgeblichkeit, die ja die konsequente Fortsetzung der Maßgeblichkeit 

ist, dazu geführt hat, dass die Akzeptanz der deutschen Rechnungslegung weltweit 

dramatisch gelitten hat. Das können und wollen wir doch nicht fortführen. Von daher 

kann die umgekehrte Maßgeblichkeit nichts sein, was wir weiterhin am Leben halten 

wollen.  

Man muss auch, wenn man die Skepsis gegenüber der Maßgeblichkeit deutlich 

macht, zwei Entwicklungslinien im Auge haben. Selbst wenn man meint, man könnte 

noch an der HGB-Rechnungslegung festhalten, dann muss man Folgendes 

bedenken: Erstens, das HGB ist nicht statisch, es entwickelt sich fort. Es wird sehr 

spannend sein zu sehen, wohin sich das HGB entwickelt. Je mehr die Entwicklung in 

Richtung einer Informationsorientierung geht, um so weniger ist es möglich, daran für 

Steuerzwecke anzukoppeln. Dann werden wir, je stärker die Informationsorientierung 

betont wird, steuerlich eigene Wege gehen und eine eigene Steuerbilanz erstellen 

müssen. Wir würden damit einen Weg beschreiten, wie er international gar nicht 

ungewöhnlich ist. Hinzu kommt noch ein anderer Gesichtspunkt: Die steuerliche 

Gewinnermittlung ist keine Veranstaltung, die auf Deutschland beschränkt betrachtet 

werden kann. Wir müssen sehen, dass die Gewinnermittlung zunehmend 

vereinheitlicht wird in einem Binnenmarkt. Dies macht auch Sinn, wenn man den 

Binnenmarkt ernst nimmt. Wenn wir in einem Binnenmarkt verschiedene steuerliche 

Gewinnermittlungen haben, dann kann das nicht die Lösung sein. Die steuerliche 

Gewinnermittlung muss sich vielmehr der Europäisierung öffnen, um einheitliche 

Bemessungsgrundlagen zu schaffen. Das würde viele Probleme z.B. im Bereich von 

Verrechnungsweisen usw. vereinfachen. Wir würden bei der Verlustermittlung auch 
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nicht mehr verschiedene Verluste nach verschiedenen Rechenwerken zugrunde 

legen. Es gibt durchaus sinnvolle Überlegungen zu der Frage einer eigenständigen 

Steuerbilanz. Natürlich muss eine eigenständige Steuerbilanz so gestaltet werden, 

dass sie exportfähig ist, dass sie die Grundlage für eine einheitliche 

Steuerbemessungsgrundlage bilden kann. IAS hat in diesem Kontext wieder eine 

gewisse Bedeutung. Die IAS bilden das Regelungs-Set, welches europaweit 

einheitlich Anwendung findet. Von daher ist es richtig zu sagen, die IAS können für 

die Steuerdiskussion ein Starting-Point sein. Sie können aber eben nur ein Starting-

Point sein. Überall dort, wo aus steuerlich grundsätzlichen Erwägungen 

Abweichungen notwendig sind, müssen diese Abweichungen eben dann auch 

vollzogen werden.  

Um das deutlich zu sagen, meine Damen und Herren, steuerlich scheint mir eine 

zwingende Bindung an das Realisationsprinzip zu bestehen. Insoweit gibt es EU-weit 

auch einen breiten Konsens, dass Gewinne nur dann besteuert werden können, 

wenn sie am Markt realisiert worden sind, d.h. wenn der Umsatz stattgefunden hat. 

Reine Wertsteigerungen am Markt reichen nicht aus. Es gibt hier einen gewaltigen 

Unterschied zwischen der Zielsetzung, die die IAS verfolgt, und dem, was als 

steuerlich sachgerecht anzusehen ist.  

Der andere Aspekt ist das berühmte Imparitätsprinzip. Dieses halten wir in 

Deutschland auch hoch, indem wir sagen, dass Verluste antizipiert werden müssen 

und dass nicht gewartet werden darf, bis Verluste realisiert sind. Eine IAS-Welt 

kommt ohne ein solches Imparitätsprinzip aus, weil für Informationszwecke eine 

Symmetrie zwischen Chancen und Risiken gesehen wird. Steuerlich wird das aber 

außerordentlich problematisch. Dabei kommt es sehr darauf an, wie der steuerliche 

Verlustverrechnungsmechanismus aussieht. Wenn die steuerliche 

Verlustverrechnung eingeschränkt ist, dann kommt man nicht umhin, die 

Verlustvorsorge in die Bemessungsgrundlage über das Imparitätsprinzip zu 

integrieren, so dass auch von hier aus eine deutliche Abweichung der steuerlichen 

Gewinnermittlung mit Blick auf IAS gegeben ist. Meine Damen und Herren, lassen 

Sie mich zusammenfassend Folgendes sagen: Die Antwort auf die Frage, ob die 

Maßgeblichkeit unseres derzeitigen HGB eine Zukunft hat, hängt von zwei Dingen 

entscheidend ab. Einmal ist sie abhängig von der Entwicklung des HGB. Entwickelt 

sich das HGB stärker informationsorientiert, dann ist eine Abkopplung zwingend. 

Zweitens kommt es entscheidend auf die Harmonisierung in Europa an. Die 
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steuerliche Gewinnermittlung folgt immer stärker dem Gedanken, einheitliche 

Grundsätze in Europa zu verwirklichen. Das könnte Anlass und Ausgangspunkt dafür 

sein, zu sagen, wir müssen abkoppeln und müssen, um einen steuerlich einheitlichen 

Weg in Europa zu ermöglichen, eigenständige steuerliche Regelungen für die 

Gewinnermittlung etablieren. Vielen Dank. 

 

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Hommelhoff: Vielen Dank. Mein Name ist Peter 

Hommelhoff. Ich war Inhaber des Lehrstuhls für Wirtschaftsrecht an der Universität 

Heidelberg und habe mich dort natürlich auch mit Rechnungslegung befasst. Ich 

möchte drei Bemerkungen machen:  

Erstens zu den IAS und dem Komitologie-Verfahren. Wenn man die Ausgangsdaten 

akzeptiert, dass IAS die Regelungen darstellen, die für die kapitalmarktorientierten 

Unternehmen maßgeblich sind, und dass es ein Umsetzungsverfahren gibt, das 

darauf angelegt ist, die internationalen Regeln zu unmittelbar geltendem Recht zu 

machen, dann stellt sich die Frage, ob der Mechanismus des Komitologieverfahrens 

ausreichend ist. Die Antwort auf diese Frage lautet ganz klar: Nein. Dies begründet 

sich wie folgt: Erstens, nach Artikel 3 Absatz 2 der IAS-Verordnung ist dort nur das 

eigene Prüfprogramm innerhalb des Komitologie-Verfahrens niedergelegt, aber nicht 

jene notwendigen Steuerungselemente, um auf den Entstehungsprozess solcher 

Standards aus dem Blickwinkel der EU heraus Einfluss nehmen zu können. Das 

scheint mir demokratisch legitimiert unverzichtbar zu sein, einen Impuls auch von 

den Berufenen in dieses Verfahren hinein zu geben. Zweitens, Artikel 3 Absatz 2 

bewirkt eine bloße Prinzipienkontrolle und keine Kontrolle im Einzelnen. Damit sind 

nach der IAS-Verordnung konkrete Einwirkungsmöglichkeiten der EU-Kommission 

oder des Ministerrates auf einzelne Bestimmungen ausgeschlossen, mögen sie auch 

noch so contre coeur gehen. Schließlich ist das gesamte Komitologie-Verfahren, 

ohne das jetzt im Einzelnen zu belegen, darauf angelegt, die von außen gesetzten 

Standards zu übernehmen. In diesem Beschluss über die Ausübung der der 

Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse für die Umsetzung der 

Standards ist ein Sog zur unveränderten Übernahme angelegt. Welche Alternativen 

sind hier gegeben? Erstens, die EU-Kommission muss Einfluss nehmen auf die 

Besetzung des IASB und zwar nicht einfach Pi mal Daumen, Herr Kley, sondern 

nach den Regeln der Betroffenen. Wir haben ja immer Auseinandersetzungen in 

dieser Frage, Herr Kley, deswegen wiederhole ich das hier gerne noch einmal. Es 
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muss aus dem forum internum der Fachleute herausgeholt werden und es muss in 

die Mitverantwortung der EU-Kommission genommen werden. Zweitens, es muss 

das Verfahren im IASB sichergestellt werden und zwar in dem Sinne, dass es schon 

dort Transparenz hat und dass gewährleistet ist, dass eine sachliche und fachliche 

Einflussnahme aus der EU heraus auf den Entscheidungsprozess im IASB 

stattfindet. Man könnte sich gut vorstellen, dass die Tätigkeit der EFRAG nicht erst 

hinterher ansetzt, sondern schon vorher, nämlich mit Stellungnahmen in diesem 

Verfahren. Drittens, auch das ist bereits mehrfach angeklungen, die Tätigkeit des 

IASB muss öffentlich-rechtlich finanziert abgesichert werden. Es muss dann ein 

materieller Entscheidungsbeitrag der nach EU-Recht Legitimierten sichergestellt 

sein. Da stellt sich die Frage nach der Zusammensetzung der EFRAG. Schließlich, 

die Übernahmetendenz muss abgedämpft werden, denn die scheint mir im Moment 

zu stark zu sein.  

Ich komme jetzt zur zweiten Bemerkung - zu den kleinen und mittleren Unternehmen 

und den IAS. Ich möchte nicht auf die bereits ausgetauschten Argumente eingehen, 

sondern einen besonderen Aspekt herausgreifen, der stärkerer Beachtung bedarf. 

Die gesamte Tätigkeit des IASB ist kapitalmarktorientiert und damit vom Ansatz her 

nicht auf die Besonderheiten der kleinen und mittleren Unternehmen, ihren Zuschnitt, 

die Verbindung zwischen den Leitungsorganen und den Gesellschaftern, das 

Informationsbedürfnis der Gesellschaft usw. zugeschnitten. Wenn wir jetzt also 

Sonderregelungen-IAS nehmen, dann handelt es sich immer um Erleichterungen 

gegenüber den kapitalmarktinduzierten Regeln. Damit kommt die gesamte 

mittelständische Wirtschaft in der Europäischen Union in eine Bittsteller-Rolle. Die 

mittelständische Wirtschaft muss dann jedes Mal legitimieren, warum ein, für den 

Kapitalmarkt gedachter Standart für sie nicht geeignet, zu kompliziert oder zu 

dynamisch ausgestaltet ist. Damit würden wir erneut den Fehler wiederholen, den wir 

bereits bei der Vierten Richtlinie zu konstatieren hatten. Die Vierte Richtlinie ist an 

den großen Unternehmen insbesondere an den kapitalmarktorientierten 

Unternehmen ausgerichtet worden und enthält einige Erleichterungen für kleine und 

mittlere Unternehmen. Sie wissen alle aus der Praxis, wie die deutsche Wirtschaft 

darauf reagiert hat. Sie hat schlicht die Publizität verweigert. Das ist nach meinem 

Dafürhalten eine nicht geeignete Regelung des Problems. Sehr interessant fand ich 

den Gedanken von Herrn Naumann, nämlich solche Regeln für die kleinen und 

mittleren Unternehmen aufstellen zu lassen, die sie dann in die Lage versetzen, sich 
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später, wenn sie wollen, in eine kapitalmarktorientierte Rechnungslegung hinein 

fortzuentwickeln. Genau so ist es richtig. Man darf nicht die Rechnungslegung für 

kleine und mittlere Unternehmen, auch wenn sie internationalisiert wird, von oben, 

vom Kapitalmarkt herunterbrechen, sondern muss sie von unten aufbauen und auf 

die Kapitalmarktanforderungen hinentwickeln. Wir haben genügend Möglichkeiten an 

deutschen Universitäten, mit der Praxis zusammen, dazu etwas auf den Weg zu 

bringen.  

Und damit zum dritten Punkt - zur Ausbildung. Herr Wiedmann, wir werden auch 

künftig nicht darum herumkommen, die Universitätsabsolventen, hoffentlich auch die 

der Betriebswirtschaftslehre, im HGB auszubilden. Dafür gibt es einen ganz 

einfachen Grund. Herr Herzig hat sehr nachdrücklich die Bedeutung des 

Steuerrechtes und der Steuerbilanz herausgestrichen. Ich möchte hier noch 

unterstreichen, wie das mit dem Gläubigerschutz und den Ausschüttungsinteressen 

der Gesellschafter ist. Es macht mich schon ein bisschen spitzohrig, wenn Herr 

Reuther, der immerhin aus einem großen mittelständischen Unternehmen kommt, 

glaubt, er könne auf den Einzel-HGB-Abschluss verzichten. Herr Reuther, das 

müssen Sie mal den über 100 Kommanditisten der Freudenberg-Gruppe sagen, dass 

sie ggf. auf rechtsunsicherem Gelände Ihre Einlagen zurückgewährt bekommen mit 

der Folge, dass sie beschränkt persönlich haften. Das wird manchem in diesen 

Kreisen den Schweiß auf die Stirn treiben, wenn er damit rechnen muss, dass er 

seine Dividenden von mehreren Jahren wieder zurückzuzahlen hat. Im Ernst: Das 

gesamte System des Gläubigerschutzes im deutschen Recht baut auf dem HGB-

Abschluss auf, d.h. auf dem dort niedergelegten Ausgleich zwischen dem 

Gläubigerinteresse und dem Ausschüttungsinteresse der Gesellschafter. Man kann 

dieses System nicht kurzer Hand abschaffen, ohne etwas anderes dafür anzubieten. 

Dass dies unendlich schwierig ist, entnehme ich der jüngsten Äußerung zur Reform 

des GmbH-Gesetzes, wo man ja ursprünglich auf eine Ein-Euro-GmbH herunter 

wollte und dann schließlich doch wohl bei 10.000 € gelandet ist. Begründet wurde 

dies mit der nach meinem Dafürhalten vernünftigen Erwägung, dass es nur dann 

machbar sei, auf einen Euro herunterzugehen, wenn wir die Auswirkungen auf den 

Gläubigerschutz und die Gesellschafterinteressen vorher sorgfältig ausgemessen 

haben. Dabei sind wir noch nicht weit genug. Deshalb hoffe ich nachdrücklich, dass 

diese Funktion, solange sie nicht ersetzt ist, auch mit dem Sachverstand der in den 
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betriebswirtschaftlichen Fakultäten ausgebildeten Kaufleute zu leisten ist und nicht 

alleine durch die Juristen.  

Wir waren, ich darf Herrn Baetge da aufgreifen, 1884 zwar mit einem Juristen, Veit 

Simon, an der Diskussion beteiligt, sind aber dann lange aus dem Verkehrskreis 

ausgeschlossen gewesen. So nachdrücklich wollen wir nicht wieder diese 

Rechnungslegung in unsere Zuständigkeit zurückholen müssen. Dankeschön. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Wir haben nun bereits eine Menge 

Informationen gewonnen. Ich schlage daher vor, dass wir jetzt in die erste 

Fragerunde eintreten. Wir werden zunächst die Fragen sammeln, so dass diese dann 

in einer Antwortrunde beantwortet werden können. Wenn Sie das Gefühl haben, Sie 

müssten auf die Ausführung eines Kollegen replizieren, dann können Sie sich 

selbstverständlich melden. Das Fragerecht hat zuerst der Kollege Funke und danach 

der Kollege Scholz. Bitteschön. 

 

Rainer Funke (FDP): Ich bedanke mich bei allen, die eben diese Statements 

abgegeben haben. Sie waren sehr eindrucksvoll und werden uns sicherlich bei der 

weiteren Beratung helfen. Ich habe zwei Fragen und fange mit der, die mir besonders 

wichtig ist, an.  

Wir haben diese Diskussion hier vor gut einem Jahrzehnt mit der Problemstellung 

begonnen, wie man Daimler-Benz dabei helfen kann, am internationalen 

Kapitalmarkt gelistet zu sein und nicht zusätzliche Kosten entstehen zu lassen. Das 

war einmal der Ausgangspunkt. Wir müssten heute immer noch daran interessiert 

sein, dass deutsche Unternehmen sich nicht von den internationalen Börsen 

zurückziehen, sondern dort gelistet werden. Deswegen interessieren mich 

Gestaltungsmöglichkeiten, mit deren Hilfe diese Unternehmen möglichst 

kostengünstig internationale Standards anwenden können. Das ist die Frage, die ich 

an Herrn Dr. Sünner, an Herrn Dr. Wiedmann und an Frau Dr. Burkhardt richte.  

Die zweite Frage ist etwas einfacher und bezieht sich auf die Finanzierung des IASB. 

Es kann ja kein Zustand sein, dass das deutsche Gremium, aber auch der IASB auf 

freiwillige Zuwendungen von Großunternehmen angewiesen sind. Meiner Meinung 

nach müsste der IASB von der Europäischen Kommission finanziert werden, weil es 

sich beim IASB um ein europäisches Gremium handelt. Die Finanzierung müsste 

rechtsverbindlich, d.h. nicht freiwillig erfolgen, damit man langfristig planen kann. 
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Herr Kley und Herr Jones, wie stellen Sie sich die Finanzierung beispielsweise ab 

dem Jahr 2007 vor? 

 

Olaf Scholz (SPD): Ich habe auch zwei Fragen. Die eine schließt direkt an das an, 

was er Herr Funke bereits gefragt hat. Insofern will ich das nur noch einmal 

verstärken: Wie kann man durchsetzen, dass die internationalen Standards 

insbesondere auch an der amerikanischen Börse und noch vor 2009 Gültigkeit 

erlangen? 

Die heutige Anhörung soll auch dazu dienen, herauszufinden, auf welche Art und 

Weise sich der deutsche Gesetzgeber daran beteiligen kann, in dieser Frage Druck 

zu machen. Der ganze Prozess findet eigentlich nur deshalb statt, weil man eine 

einheitliche Listung von Unternehmen ermöglichen will. Auf US-GAAP ist sehr viel 

Rücksicht genommen worden. Gleichzeitig bewirkt diese Rücksicht aber nichts. Das 

ist irgendwie irritierend. Man könnte sich verladen fühlen, lassen Sie mich das so 

sagen. Wir müssen unseren amerikanischen Freunden deutlich machen, dass wir 

nicht bereit sind, das zu akzeptieren. Dies ist keine beiläufige Frage, sondern eine 

Frage von hoher politischer Bedeutung. Das Jahr 2009 ist noch soweit weg, so dass 

ich Schwierigkeiten habe, das nicht als „irgendwann einmal“ bzw. „sehr viel später“ 

zu übersetzen. Insofern würde ich von Ihnen gern noch Details hören wollen, um 

herauszufinden, wie wir hier Politik und Druck machen können. Ich habe an anderer 

Stelle gehört, dass die Standards mittlerweile von mehr Unternehmen und in einem 

größeren Wirtschaftsraum beachtet werden als die US-GAAP-Regeln. Das muss sich 

doch einmal irgendwie niederschlagen.  

Meine zweite Frage bezieht sich auf das Zustandekommen der Regeln. Wie verläuft 

dieser Prozess? Ich will kurz schildern, was mein gegenwärtiger Überlegungsstand 

ist, gleichzeitig möchte ich Sie aber bitten, auch Ihre Sicht der Dinge darzulegen. Ich 

glaube, dass das Endorsement- bzw. das Kommitologie-Verfahren nicht dasjenige 

ist, in dem man Fehler noch reparieren kann. Dazu würde ich gern Ausführungen von 

Ihnen hören. Viele verweisen richtigerweise darauf, dass es Sinn macht, 

internationale Regeln zu haben, die tatsächlich auch international sind und nicht 

durch lauter Sonderregeln nationaler und europäischer Art wieder außer Kraft gesetzt 

werden. Das bedeutet aber, dass wir dann, wenn EFRAG und die Europäische 

Kommission mit ihrer Arbeit beginnen, eigentlich schon verloren haben. Ich will das 

einmal konkret beschreiben: Bei der Problematik von IAS 32 und 39 schwanke ich 
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immer, ob ich der Bundesregierung raten soll, sich auf ein Veto auszurichten, d.h. 

dass Ganze zu kippen. Der Prozess ist wichtig. Das Ganze hat mir deutlich gemacht, 

dass es die falsche Stelle ist, erst an dem Punkt anzusetzen. Das muss früher 

geschehen. Deshalb möchte ich von Ihnen hören, was jetzt konkret unternommen 

werden soll beim Constitution Review und was den IASB sowie die Fragestellung, in 

welcher Zusammensetzung welche Entscheidungen getroffen werden, anbelangt. 

Der IASB ist die Stelle, wo Einfluss genommen werden muss, weil dort entschieden 

wird, was passiert. Wie soll die Einflussnahme aussehen? Was denken sie, dass „wir 

wollen sollen“? Die Einflussnahme muss schon vor dem Endorsement-Verfahren 

ansetzen. Was kann man da tun? 

Ich will Ihnen ehrlich sagen, dass das etwas anders ist, als in der Vorlage, die die 

Ursache für die heutige Anhörung ist, vorgesehen war. Das Demokratiethema ist 

nicht das Wichtigste. Dafür interessiert sich niemand, solange das gut läuft. Aber in 

dem Moment, wo die Konflikte zunehmen, wo alle das Gefühl haben, es läuft 

schlecht, dann interessiert man sich natürlich wieder dafür, wie das alles zu stande 

kommt. Dem Staat bzw. dem Parlament steht dann natürlich das Mittel zur 

Verfügung, auf seiner Beteiligung zu bestehen.  

Aber der wahre Grund, warum wir uns jetzt all die Fragen stellen, ist doch, dass die 

Standards nicht richtig entstehen. Darüber müssen wir noch Konkreteres als bisher 

wissen. Ich würde gern von Ihnen hören, wie Sie sich das vorstellen, aber auch wie 

andere sich das vorstellen, die zu diesem Thema diskutieren. Vielleicht haben Sie 

auch eine Idee, wie der nationale Gesetzgeber sich gleich am Anfang solcher 

Prozesse mit der Sache beschäftigen kann. So bedeutende Sachen wie Gesetze 

sollte der Gesetzgeber auch von Anfang an kennen und nicht erst dann, wenn sie 

fertig sind und die Lobbyisten bei den Abgeordneten auftauchen und sagen, alles sei 

schief gegangen. Das ist die Frage.  

Ich richte beide Fragen direkt an die vier Herren von den internationalen Institutionen 

und bitte die anderen, sich zu melden, soweit sie etwas ergänzen wollen. 

 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Dr. Burkhardt, meine Herren, auch 

ich will mich für die von Ihnen erstellten schriftlichen Vorlagen und für Ihre 

Statements hier bedanken. Sie haben uns heute mit Ihrem geballten Sachverstand 

gedient.  
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Sie sehen in mir einen hochinteressierten Laien hinsichtlich dieser ganzen 

Problematik, einen typischen Politiker eben. Ich bin auf das Problem gestoßen, als 

ich als Abgeordneter mit der Notwendigkeit der nationalen Umsetzung der EU-

Verordnung 1606 konfrontiert worden bin. Da hieß es plötzlich, ich müsse als 

deutscher Abgeordneter dafür sorgen, dass die IAS-Regeln für deutsche 

Unternehmen per Gesetz für verbindlich erklärt werden. Da war ich schon ein 

gebranntes Kind, denn kurz vorher mussten wir den Europäischen Haftbefehl in 

nationales Recht umsetzen. Das BVerfG hat uns dafür vor zwei Wochen ganz schön 

in die Mangel genommen. Das will ich nur sehr ungern wieder erleben. Deswegen ist 

für mich in dem gesamten Prozess das Demokratiedefizit eines der wichtigsten 

Anliegen, allerdings mit einer etwas anderen Schwerpunktsetzung als beim Kollegen 

Scholz. Ich möchte daher die Vertreter der bestehenden Institutionen, Herrn 

Enevoldsen, Herrn Jones, Herrn Kley und Herrn Pohle, fragen, welche Möglichkeiten 

Sie sehen, das offensichtliche Demokratiedefizit bei der Entstehung und 

Weiterentwicklung der IAS-Regeln aufzuheben.  

Das Board in London ist ein privater Club, dessen Zusammensetzung für das 

Parlament vollkommen undurchsichtig und nicht greifbar ist. Wenn jetzt darüber 

gesprochen wird, dass entweder die Kommission oder nationale Stellen für die 

Finanzierung des IASB sorgen sollen, dann stellt sich die Frage der demokratischen 

Kontrolle noch intensiver als bei einer Finanzierung des Boards auf privater Ebene.  

Im IASB gibt es ein Übergewicht nichteuropäischen Gedankengutes, so dass die 

europäischen und deutschen Interessen nicht ausreichend wahrgenommen werden. 

Wenn wir an den bestehenden Strukturen, die zur Zeit noch effektiv sind und 

vernünftige Ergebnisse ermöglichen, festhalten wollen, dann stellt sich für mich die 

Frage nach machbaren Veränderungen, damit wir eine Parlamentarisierung und 

Demokratisierung dieses Prozesses erreichen können. Die Institutionen müssten 

hierzu selbst Angebote unterbreiten. Mich würde interessieren, ob man sich in Ihren 

Institutionen selbst Gedanken um die Veränderung der eigenen Struktur macht, um 

den Parlamenten auf nationaler Ebene und dem Europäischen Parlament 

entgegenzukommen.  

 

Marco Wanderwitz (CDU/CSU): Meine Damen und Herren, auch ich möchte mich zu 

Beginn für Ihr Kommen und insbesondere für die umfangreichen Unterlagen, die Sie 

uns schon im Vorfeld überlassen haben, bedanken. Die Unterlagen werden uns im 
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weiteren Verfahren sicherlich noch an vielen Stellen helfen. Ich möchte an dieser 

Stelle auch dem BMJ, speziell Herrn Dr. Ernst, danken, welches bzw. welcher uns in 

dieser Angelegenheit in großem Maße unterstützt hat.  

Die Fragekomplexe überschreiten die Fraktionsgrenzen. In dieser Phase treiben uns 

alle dieselben Fragen um. Deshalb möchte ich an meine Vorredner anknüpfen. 

Darüber hinaus interessiert mich aber, wann man die kurze Halbwertszeit und die 

hohe Änderungsdynamik in den Begriff bekommen wird. Diese Frage wurde auch 

bereits von Herrn Prof. Naumann angesprochen und richtet sich an die Herren aus 

den internationalen Organisationen, die dafür verantwortlich zeichnen. Wann 

erreichen wir einen Stand an Regelungen, der permanente Änderungen und 

Neuerungen, die die Unternehmen belasten und die nationalen Gesetzgeber 

befassen, für eine gewisse Zeit jedenfalls nicht mehr erforderlich macht? Das 

Problem der Regelungsdichte steht dann auf einem anderen Blatt. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Es gibt keine weiteren Fragen. Dann treten 

wir jetzt in die Antwortrunde ein, bitte Herr Kley. 

 

SV Max Dietrich Kley: Man muss auf die Geschichte des IASC zurückschauen. Der 

IASC war eine privatrechtliche Veranstaltung, die sich selber organisiert, verwaltet, 

eine Satzung gegeben und den „Aufsichtsrat“, d.h. den Board of Trustees, 

geschaffen und von da aus den IASB benannt hat. Zur Frage des IASB und seiner 

Arbeit wird Herr Jones bestimmt noch etwas sagen. In den Satzungen des IASC war 

vorgesehen, dass beim Board of Trustees nach drei Jahren überprüft wird, ob 

jemand wieder bestellt wird. Nach sechs Jahren ist die Amtszeit endgültig 

abgelaufen. Das ist der Grund, warum Paul Volker jetzt ausscheidet, seine sechs 

Jahre sind vorbei. Die Benennungen sind damals von einem Nominating-Committee 

gemacht worden. Dieses war international besetzt und versuchte, eine ausgewogene 

Zusammensetzung des Board of Trustees zu erreichen. Es wird oft der Vorwurf 

erhoben, dass die Trustees sich so zu sagen selber perpetuieren, weil sie dann 

jemand vorschlagen, der aus ihrem Land kommt oder jemand der als Persönlichkeit 

bekannt ist. Das ist so nicht richtig. Wir haben das System geändert, wir haben ein 

Nominating-Committee eingerichtet das Vorschläge macht. Bei der letzten Bestellung 

hat der Ausscheidende einen Italiener vorgeschlagen, das Nominating-Committee 

und wir alle haben uns dann aber für einen Spanier entschieden, weil Spanien 
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überhaupt nicht vertreten war in der Vergangenheit. Natürlich ist die Frage 

Demokratie und Mitwirkung ist akuter geworden, dadurch dass die EU entschieden 

hat, für sämtliche börsennotierten Unternehmen in der EU die IAS-Regeln für 

verbindlich zu erklären. Da wäre meiner Ansicht nach der Zeitpunkt gewesen über 

die Frage Demokratie und Demokratieverständnis zu reden, bevor man das umsetzt. 

Jetzt sind wir in der Situation, wo ich nicht sehen kann, wie man in irgendeiner Form 

durch Gesetzgebung in Deutschland oder Gesetzgebung in der EU Einfluss nehmen 

könnte auf die Zusammensetzung des Board of Trustees. Es wäre auch von der Art 

und Weise völlig ungerechtfertigt, denn die anderen Nationen halten an dem jetzigen 

System fest und das sind, wie wir eben gehört haben, sehr viele Nationen. Ich sehe 

eigentlich keine Möglichkeit hier irgendwas auf europäischer Ebene durch 

Gesetzgebung zu verändern. Worüber wir in der Diskussion sind mit der EU-

Kommission sind, ist, dass es einen stärkeren Konsultationsprozess mit der EU-

Kommission gibt, dass wir einen stärkeren Konsultationsprozess mit dem Parlament 

haben werden, dort vor allem mit dem ECON-Ausschuss, und dass wir uns 

zusammen mit der EU-Kommission überlegen, aber dann brauchen wir auch dazu 

die anderen Nationen für die Benennung der Trustees, in Zukunft so etwas zu haben 

wie ein Advisory Committee von so genannten weisen Männern, die dann die 

Vorschläge des Nominating-Committees im einzelnen prüfen, wobei aber der Board 

of Trustees auf sein Recht, nachher die Entscheidung zu treffen, nicht verzichten 

wird.  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, dann würde ich jetzt, wenn 

ich dazu keine Wortmeldung sehe, Herrn Enevoldsen das Wort erteilen. 

 

SV Stig Enevoldsen: Vielen Dank. Das sind wirklich interessante Fragen. Ich werde 

am Ende auf das Demokratiedefizit zurückkommen. Beginnen möchte ich aber mit 

der Frage, wie man deutschen Unternehmen helfen kann, zu einem möglichst 

geringen Preis börsennotiert zu werden. Das ist nur möglich durch die Überwindung 

der Abstimmung zwischen IAS und US-GAAP. 

Ich glaube, aber das ist nur meine persönliche Meinung, dass die Road Map, die die 

SEC und die EU-Kommission, vor allem aber die SEC vorgeschlagen hat, für das 

Jahr 2009 konzipiert ist, wenn der Vorsitzende und der Leiter der Rechnungslegung 

sicher nicht mehr im Amt sein werden, weil ein Präsidentenwechsel stattgefunden 
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haben wird, und dann auch der Vorsitzende und der Leiter der Rechnungslegung 

zurückgetreten sein werden. Ein neuer Vorsitzender und ein neuer Leiter der 

Rechnungslegung werden dann die gesamte Situation neu bewerten müssen. Das ist 

eine sehr unberechenbare Situation. Die Aussichten sind im Moment nicht besonders 

gut, es sei denn, es gibt einen starken politischen Druck auf die SEC und die US-

Regierung. Die EU-Kommission und McGreevy haben damit schon begonnen, aber 

ich denke, andere Parlamente und Regierungen in Europa sollten ebenfalls 

gebührenden Druck auf die US-Regierung und die SEC ausüben, um sie eine 

Richtung zu lenken, in der sie akzeptieren, die Abstimmung zu überwinden. Das ist 

der einzige Weg vorwärts, wohingegen das Konvergenzprojekt des IASB sehr schön 

ist, aber viel mehr langwieriger und zeitaufwendiger ist, um zu einer angemessenen 

Lösung zu kommen. Wir diskutieren auch die Finanzierung des IASB und ich glaube, 

wir können in den USA sehen, dass dort eine Abgabe, eine Gebühr für die 

börsennotierten Unternehmen erhoben worden ist, um den amerikanischen Standard 

Setter, den FASB, zu finanzieren. Wie ich die EU-Kommission verstehe, ist es sehr 

kompliziert, ein solches System in Europa einzuführen. Trotzdem ist es mit Sicherheit 

ein Aspekt, den sich vor allem die Regierungen in den verschiedenen Ländern 

einschließlich der Bundesrepublik Deutschland ansehen sollten, um zu sehen, ob die 

ein angemessener Weg vorwärts ist, um das IASB in diesem Zusammenhang zu 

finanzieren. Wie ich auch schon in meiner Stellungnahme geschrieben habe, könnte 

auch der gesamte Endorsement-Prozess auf diese Weise mittels einer Gebühr für 

die börsennotierten Unternehmen finanziert werden. Es wurde auch danach gefragt, 

dass der Endorsement-Prozess nicht die Fehler – so sie gemacht werden, und 

manchmal werden sie von der IASB gemacht – nicht heilen kann. Ich stimme dem 

zu, man kann die Fehler nicht heilen, indem man einen Standard nicht anerkennt. 

Aber man kann vermeiden, dass die europäischen Unternehmen bestimmte 

Probleme bekommen, wenn sie die Regeln befolgen. Aber was wir in Europa wirklich 

machen müssen und sollten, um die Fehler zu heilen oder zu verhindern, dass wir 

Fehler heilen müssen, ist, dass wir sicherstellen, das die Eigeninitiative Europas 

stärker ist, als dies im Moment der Fall ist. Wir haben gesehen, dass die 

verschiedenen Standard Setter und Regierungen ihre Aktivitäten ein wenig 

zurückgefahren haben, nicht so sehr in Deutschland und einer Reihe anderer 

Staaten, aber doch in vielen Ländern. Wir sollten daher wirklich versuchen, dass der 

deutsche Standard Setter, der dänische Standard Setter, dessen Vorsitzender ich vor 
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einigen Jahren war, und andere Standard Setter in Europa und andere beteiligte 

Parteien beginnen, eng zusammenzuarbeiten, um sicherzustellen, um 

sicherzustellen, dass wir die Ressourcen und die Ergebnisse haben, um auf die 

zukünftige Arbeit des IASB Einfluss zu nehmen. Ich sage das nicht, um gegen das 

IASB zu arbeiten oder Handeln gegen das IASB voranzutreiben, sondern um mit 

dem IASB zusammenzuarbeiten, damit die spezifischen Probleme, Konstellationen, 

Geschäfts- und Rechtsstrukturen in Europa berücksichtigt werden, wenn das IASB 

sich mit den Themen befasst. Wie Herr Pohle bereits vorhin gesagt hat, ist unter der 

Führung des deutschen Standard Setters zusammen mit EFRAG ein neues Projekt 

zur Berechnung von Gewinn- und Umsatzdarstellungen für die steuerliche 

Anerkennung entwickelt worden. Dazu hatten wir ein Treffen mit einem der Leiter des 

IASB. Durch die vorhergehende Arbeit und geleitet von Herrn Professor Wüstermann 

von der Universität Mannheim konnten wir einige neue Themen präsentieren, die das 

IASB noch nicht in dieser Tiefe erörtert hatte. Es gibt also einen Zweck, eine 

Zielsetzung, und ich glaube, wir können dies erreichen. Wir müssen dafür aber 

zusammenarbeiten, wir müssen die Initiative früh ergreifen. Und dafür brauchen wir 

natürlich auch Geld. Wir arbeiten im Moment mit Herrn Pohle zusammen, um eine 

partnerschaftliche Zusammenarbeit der Standard Setter und anderer, die beteiligt 

werden möchten, zu entwickeln, um die Möglichkeit zu haben, selbst aktiv technische 

Fragen zu bearbeiten, um somit das IASB in ihren Projekten beeinflussen zu können. 

Dann wurde die Frage nach dem so genannten Demokratiedefizit im Rahmen des 

Standardisierungsprozesses gestellt. Das sehr detaillierte technische Setzen der 

Standards ist in einem sehr komplizierten Verfahren von dem Parlament auf die 

Internationalen Standard Setter delegiert worden. Die demokratische Beteiligung in 

dieser Entwicklung ist meiner Meinung nach die Ausübung der Aufsicht, damit alles 

wirklich funktioniert. Wenn Sie nicht zufrieden sind, dann legen Sie es Ihrem 

Standard Setter, der EFRAG und dem IASB vor, um sicherzustellen, dass die 

Bedenken berücksichtigt werden. Dies gilt vor allem für die generelle Überprüfung 

der Regelungen. Ich glaube, dies wird im Jahr 2007 sein, wenn die Regelungen der 

ersten fünf Jahre überprüft werden – Sie können mir da sicherlich helfen – wenn 

geklärt werden muss, ob wir so weitermachen sollen, oder ob die Regelungen leicht 

geändert werden müssen. Das ist eine sehr wichtige Aufsicht, die wahrgenommen 

werden muss. Aber es gibt noch einen anderen Weg: In der Arbeit, die wir machen, 

bei der Entwicklung und Anerkennung der Standards könnten einige Treffen und 
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Konsultationen stattfinden, zum Beispiel zwischen EFRAG, der EU-Kommission und 

dem europäischen Parlament sowie zwischen dem deutschen Standard Setter und 

Ihnen, dem Bundestag. Ich denke, es gibt Möglichkeiten, die Parlamente in die 

Entwicklung einzubeziehen, möglicherweise nicht in der Weise, dass die jeweiligen 

Details durch das Parlament angenommen werden, aber durch Sicherstellung, dass 

die Entwicklung voranschreitet. Sowohl EFRAG und das IASB als auch der deutsche 

Standard Setter könnten den Parlamenten auf verschiedene Weise Bericht erstatten, 

die wir vorschlagen oder die Sie vorgeben können. Es gibt noch einige weitere 

Punkte, die ich gerne ansprechen möchte, insbesondere weil Herr Kley als Vertreter 

der Trustees hier ist. Wenn man aus europäischer Sicht das Konvergenzprojekt 

zwischen dem IASB und dem US-Standard Setter, dem FASB, ansieht und dann die 

Mitglieder der beiden Räte zählt, so stellt man fest, dass der US-amerikanische 

Einfluss ziemlich groß ist. Das ist wahrscheinlich einer der Punkte, der aus 

europäischer Sicht den Aufsichtsräten zur eingehenden Beschäftigung vorgelegt 

werden sollte, um sicherstellen, dass eine funktionierende Balance vorliegt, die die 

ganze Welt mit einschließt, und vor allem Europa, wo wir – sozusagen – „unsere Eier 

in den Korb des IASB gelegt haben“. Deshalb müssen die Mitglieder des 

Aufsichtsrates unsere Interessen sorgfältig berücksichtigen. Denn wir können nur 

noch sehr wenig tun, wenn die Regelungen bereits fünf Jahre in Kraft sind. Ich hoffe, 

einige Antworten oder Vorschläge zu Antworten auf Ihre Fragen gegeben zu haben. 

Ich danke Ihnen. 

 

SV Max Dietrich Kley: Ich dachte eigentlich, dass Herr Jones nach mir spricht und 

noch einmal erklärt, wie der Prozess abläuft und wie die Zusammensetzung ist. Hier 

waren jetzt alle anderen Fragen von Herrn Enevoldsen angesprochen, und da wollte 

ich doch noch einmal darauf zurückkommen. Zunächst zur Frage der Finanzierung. 

Wir sind mit der EU-Kommission darüber im Gespräch, ob es nicht die Möglichkeit 

gibt, mit einer EU-Richtlinie die dann umgesetzt werden müsste zu einer Art von 

Listing Fee in Europa zu kommen. In anderen Teilen der Welt, abgesehen von mal 

von USA reden wir mit den anderen Trustees darüber, um gleichwertige 

Finanzierung je nach Struktur des Landes, je nach Gruppe, die da vertreten ist, auch 

hin zu bekommen. Wir haben hier mit Frau Zypries gesprochen, ob es eine 

Möglichkeit in Deutschland gibt, eine solche Finanzierung aufzustellen. Das ist vom 

Ministerium klar verneint worden, und zwar einfach deshalb, weil IASB privatrechtlich 
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gegründet ist, für die man keine öffentlich-rechtliche Finanzierung an den Börsen 

einführen kann. Wir haben das gleiche geprüft mit der Frankfurter Börse, ob es über 

die Börsenordnung gehen kann. Da ist die Antwort die gleiche. Ich glaube, wir sollten 

dann auf die nationalen Aktivitäten in dieser Frage verzichten, aber zu einer 

Ablösung in 2007 kommen. Herr Tiedje kann ja über unsere Gespräche noch 

berichten. Der zweite Punkt, den ich anführen möchte. Es wird viel geklagt über die 

mangelnde Transparenz des IASB – ich muss sagen, sehr vieles wird offensichtlich 

einfach nicht wahrgenommen. Natürlich hat der Board of Trustees sich die 

verschiedenen Vorwürfe über Transparenz und ähnliches zu Herzen genommen. Hat 

es sich angesehen, was er machen kann und er hat ein großes Verfahrenspapier 

verabschiedet und ins Internet gestellt mit der Bitte, um Kommentare dazu bis zum 

15. oder 13. April. Was da an Kommentaren eingegangen ist, weiß ich noch nicht. Da 

wird genau beschrieben, wie der Standardsetzungsprozess abzulaufen hat. Wer 

wann zu beteiligen ist. Ich greife nur einen heraus. Wir haben ausdrücklich die 

EFRAG aufgenommen. Wir haben daneben die nationalen Standard Setter 

aufgenommen, weil wir nicht sicher sind, dass der europäische konzentrierte Prozess 

über die EFRAG wirklich funktioniert. Sie haben einen kleinen Hinweis davon 

bekommen in den Ausführungen von Herrn Haag, dass eben der IASB konfrontiert 

wird mit Stellungnahmen von nationalen Standardsätzen, Verbänden, einzelnen 

Unternehmen usw. und am Schluss vor 20, 30, 40 Stellungnahmen, steht, die alle 

unterschiedlich sind und nicht gewichten kann von selbst aus, ob das nun eine 

europäische Stellungnahme ist, oder ob das eine dänische, ist oder was auch immer. 

Da kommt natürlich viel Unbehagen, bei denjenigen, die ihre Stellungnahme 

abgegeben haben und sich nicht wieder finden. Deswegen bin ich der Meinung, wir 

müssen unbedingt die Aktivitäten des DRSC stärken, wir müssen ERT stärken, 

wobei da noch die Frage ist: Als was wird sich ERT langfristig verstehen? Da müsste 

Herr Tiedje noch was sagen aus der Sicht der EU-Kommission. Zur Frage Wegfall 

der GAAP Reconciliation für europäische Firmen. Natürlich ist 2009 zu spät. 

Natürlich sollten wir uns drängen, und wir hatten auch aus den Kreisen der ESCC 

bereits Hinweise, dass es 2007 soweit sein könnte. Warum diese Verschiebung bis 

2009 nun gekommen ist, kann ich nur raten. Wir werden ein Gespräch mit Herrn 

McGreevy haben, der die Gespräche geführt hat. Wir müssen alle die Erklärung von 

Donaldson sehr sorgfältig analysieren. Da ist ein Punkt drin, der mich sehr 

beunruhigt und der auch an uns Europäer große Anforderungen stellen wird. Da 
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steht nämlich drin, dass bis dahin eine gleichwertige Börsenaufsicht oder eine 

gleichwertige Bilanzaufsicht über IASC geschaffen werden soll. Wie das gehen soll, 

kann ich mir überhaupt nicht vorstellen. Wir hätten eine Chance wahrscheinlich, wir 

haben in Deutschland mit der Bilanzpolizei angefangen. Wir könnten vielleicht auf 

europäischer Ebene etwas bieten, aber wenn wir da keine Antwort finden und da 

keine Klarheit mit der SEC finden, sehe ich den ganzen Convergence-Prozess sehr 

kritisch. Dann darf ich noch zu der Frage der ständigen Änderungen kommen. Wir 

bemühen uns vom Board of Trustees in Gesprächen mit dem IASB diese 

Änderungsgeschwindigkeit zu reduzieren und sie auf das Notwendigste zu 

beschränken. Das einzige, was wir als offene Tagesordnung haben, ist der 

Convergence-Prozess. Convergence-Prozess bedeutet, dass IASB und FASB sich 

geeinigt haben, was sie an Standards noch vereinheitlichen müssen, um auf die      

Reconciliation zu verzichten. Das ist leider nicht wenig. Wenn ich das zeigen darf, 

wieviel Standards das sind, dann müssen sich die Abschlussadressaten des IASB in 

den nächsten Jahren noch auf weitere Änderungen einstellen. Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Kley. Jetzt bitte Herr 

Jones.  

 

SV Thomas E. Jones: Vielen Dank. Ich werde nun versuchen, die Fragen zu 

beantworten, die an mich gerichtet waren und auch einige Punkte einzugehen, die im 

Laufe der Diskussion angesprochen wurden. Ich werde mich kurz fassen. Zum  Due 

Prozess. Ich weiß nicht, ob Sie wirklich wissen, welche Änderungen im Board of 

Trustees umgesetzt wurden; Herr Kley hat das eben schon angesprochen. Die 

Dokumentation, die jetzt zur Verfügung steht, ist wirklich allumfassend und fasst alles 

zusammen, was der Board jetzt tut. Ich glaube, die legitime Kritik daran, dass diese 

Dokumente nicht vorliegen, haben wir jetzt aus dem Weg räumen können. Alles 

andere, was den Due Process betrifft, ist wirklich sehr positiv zu bewerten. Nichts, 

was das Board macht, wird außerhalb frühzeitig angekündigter öffentlicher 

Anhörungen, bei denen die Öffentlichkeit zuschauen kann, gemacht. Das gilt für 

Sitzungen des Aufsichtsrats des Vorstands, der EFRAG, der IFRIC, des Advisory 

Commitee sowie der Arbeitsgruppen, die zu unterschiedlichen Themen eingesetzt 

wurden. Das gilt auch für die  runden Tische und die internen Informationssitzungen 

für das Board. All das wird öffentlich gemacht. Tatsächlich ist die Regel, dass nicht 
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mehr als sechs von vierzehn Vorstandsmitgliedern in einem Büro diskutieren dürfen, 

weil das dann ja keine öffentliche Sitzung mehr ist. Das ist ganz extremes Maß an 

Klarheit. Ich glaube, niemand kann mehr wollen. Ich komme gleich auf die 

demokratische Kontrolle zurück. Lassen Sie mich nur sagen, dass das Setzen 

Internationaler Rechnungslegungsstandards extrem schwierig ist. Es gibt so enorm 

viele unterschiedliche Interessen auf allen Seiten. Was auch immer man tut, wird von 

irgend jemanden bekämpft werden. Wenn ich mit der pharmazeutischen Industrie in 

Kontakt trete, dann möchte die Hälfte der Unternehmen, dass die Kapitalisierung der 

Forschung verpflichtend wird. Die andere Hälfte möchte, dass wir die Kapitalisierung 

der Forschung verbieten. Es ist in vielen Bereichen dasselbe: Es gibt immer Stimmen 

auf beiden Seiten. Deswegen werden wir immer beschuldigt, nicht immer richtig 

zuzuhören. Wenn wir der einen Gruppe zuhören, denkt eine andere, wir hörten ihr 

nicht zu. Ich glaube, die Unabhängigkeit des technischen Prozesses, der Teil dieser 

Strukturen ist, bedeutet, dass die Aufsichtsräte die Vorstandsmitglieder ernennen 

und auch entlassen, dass sie verantwortlich für die Finanzierung sind und auch die 

Aufsicht über die Prozesse führen, aber bei den technischen Prozessen keinen 

Einfluss ausüben. Auf der anderen Seite treffen die Vorstandsmitglieder die 

technischen Entscheidungen, aber in den vorgegebenen Due Process können sie 

nicht eingreifen, oder  z. B. die Anzahl der Stimmen verändern, die notwendig ist, um 

eine Norm zu verabschieden. Dafür sind die Aufsichtsräte zuständig. Ich glaube, das 

ist ganz besonders wichtig, denn wenn jeder nur für seine eigene Seite kämpft, wird 

es unmöglich Standards zu erlassen. Tatsächlich werden die besten Standards 

gefunden durch den Wettbewerb zwischen Abschlusserstellern und Nutzern and 

einem unabhängigen Gremium in der Mitte, das den Mittelweg geht. Lassen Sie mich 

über das Thema reden, wann wir mit den Standards fertig sein werden. Wie Max 

bereits gesagt hat, haben wir viele Probleme gehabt und uns sehr bemüht, um ein 

vollständiges Paket an Standards bis zum Jahr 2005 fertig zu bekommen, und – um 

auf nur ein Thema zu antworten – Dinge wie IFRS 1 wurden als Kompromiss 

entwickelt, um die Anwendung der Standards zu erleichtern. Ich glaube es war ein 

gemeinsames Projekt des IASB und Frankreichs. Ich glaube, es funktioniert ziemlich 

gut. Aber das Problem ist, dass es jetzt auch Standards gibt, die fertig gestellt 

wurden. Denken Sie mal kurz darüber nach. Die Versicherungsindustrie z. B. 

weltweit bringt natürlich ihre eigenen Themen vor. Ich meine, in Großbritannien ist 

die Versicherungsindustrie sehr stark unter Druck geraten, in Australien ist ein 
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großes Unternehmen Pleite gegangen, auch in den USA gibt es verschiedene 

Probleme. Wir haben keinen Standard für Versicherungen, darüber hinaus existiert in 

keiner Rechtsordnung der Welt, weder in den USA noch in Kanada, noch in 

Großbritannien, Deutschland oder Australien ein solcher. Keiner der nationalen 

Standards wird als allgemein angemessen angesehen, um international umgesetzt 

werden zu können. Es würde uns wahnsinnig gefallen, wenn es hier Standards für 

die Versicherungsindustrie gäbe, die wir nutzen könnten, weil sie angemessen sind, 

aber das gibt es einfach nicht. Das gleiche gilt auch für die Pensionsrückstellungen. 

Die Umsetzung internationaler Bestimmungen betrifft auch schon heute die 

Bilanzierung von Pensionsrückstellungen. Z. B. habe ich am Samstag in der 

„Financial Times“ gelesen, dass ein Unternehmen in Großbritannien Probleme mit 

der Umstellung hat. Aber Tatsache ist, dass weder die unsere noch andere 

Standards die Pensionsverbindlichkeiten richtig und angemessen berechnen. 

Irgendwann müssen wir noch daran arbeiten, denke ich. Ich würde sagen, wir 

werden weiterhin Probleme mit den Finanzinstrumenten haben, und zwar solange bis 

wir standardfinanzielle Instrumentsverrechnungen für die ganze Welt haben. 

Offenkundig werden auch die Steuerberechnungen ein Thema bleiben, bis die USA 

sie einführen. Und es gibt noch viele weitere Themen. Ich möchte nicht vortäuschen, 

dass es nicht noch große „Schlaglöcher“ gibt und einige dieser Probleme hat bisher 

keiner der Standard Setter lösen können. Ich kann Ihnen sagen, dass die 

Geschwindigkeit herunter gefahren werden wird, denn physisch ist es einfach nicht 

weiter möglich, so schnell zu arbeiten, wie wir in den letzten drei Jahren gearbeitet 

haben. Ich glaube, das ist eine Tatsache, die Sie begrüßen können, denn auch die 

Abschlussersteller Zeit, um die Standards umzusetzen. Auf der anderen Seite glaube 

ich nicht, dass jemals eine Zeit kommen wird, in der man sagen kann, die Standards 

sind fertig. Denn die Finanzanalysten werden immer weiter arbeiten und uns so im 

Geschäft halten. Lassen Sie mich das Thema Konvergenz ansprechen. Ich bin 

optimistischer als die meisten anderen. Ich glaube, hier geht es nicht um einen ISC-

Vorsitzenden oder einen Kommissar oder eine andere Person sonst wo. Ich glaube,  

der Markt übt einen Druck aus, der uns alle weiter vorantreibt. Ich glaube, politischer 

Druck ist sehr sinnvoll, denn politischer Druck „hält den Ball am Laufen“, sozusagen. 

Ich glaube, wir haben es ganz gut gemacht. Ich glaube, wir haben eine eizigartige 

Chance, wenn die SEC es möchte, denn es gibt hier wichtige Themen bezüglich 

vieler Standards auf der ganzten Welt inklusive der eigenenen US-Standards. Ich 
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glaube, dass Europa es aus offensichtlichen und guten Gründen möchte. Der Rest 

der Welt ist interessiert an gemeinsamen Rechnungslegungsstandards. China z. B. 

ist sehr enthusiastisch, internationale Rechnungslegungsstandards zu finden. Wir 

treffen uns regelmäßig mit Vertretern Japans, Koreas und Chinas. Sogar Japan, das 

eine lange Zeit aus verschiedenen Gründen sehr zurückhaltend war, bewegt sich 

nun hin zu einem Konvergenzprojekt . Es gibt viele, viele andere Länder, die in der 

Vergangenheit sich auf US-GAAP hinbewegen wollten, bewegen sich jetzt auf 

unsere Rechnungslegungsstandards hin. Das ist doch sehr positiv. Ich bin, wie 

gesagt, viel optimistischer als andere. Ich denke, wir haben Programm, das sich als 

erfolgreich erweisen wird. Klein- und mittelständische Unternehmen. Viele haben sich 

zu dem Thema ausgesprochen. Klar ist das ein wichtiges Projekt, aber wenn Sie die 

ganzen Standards sich mal ansehen, die für die börsennotierten Unternehmen 

ausgearbeitet wurden, dann muss man sagen, dass die für kleine mittelständische 

Betriebe nicht anzuwenden sind. Die müssen vereinfacht werden. Sie brauchen 

keine Zweifel daran zu haben, wir wissen, dass wir Vereinfachungen erwägen 

müssen, nicht nur was die Veröffentlichungspflicht anbelangt, sondern was den 

Ansatz und die Bewertung betrifft, wenn das sich als nützlich erweist. Und zwar 

müssen wir hier auf ein ganz einfaches Niveau runter. Meine persönliche Meinung 

ist, es geht hier um Unternehmen von 50 Angestellten und mehr. Ab dem Punkt, an 

dem ein Unternehmen 50 Angestellte hat, wird angefangen, über Bilanzierung 

nachzudenken. Wir treffen bis jetzt noch keine Entscheidung. Es gibt eine sehr große 

Arbeitsgruppe, die uns mit Hilfe zur Seite steht. Ein Mitglied davon ist hier und es gibt 

noch keine endgültigen Entscheidungen, die gefällt wurden. Noch gar nicht. Wir 

wollen diese Standards ausarbeiten und sehen uns sehr stark unter Druck gesetzt, 

aber diese Fragen müssen mit Vorsicht beantwortet werden. Es gibt aber auch noch 

weitere Fragen. Das ist alles nicht einfach. Einige unserer Vorstandsmitglieder sind 

da sehr zurückhaltend, die wollen das Risiko nicht übernehmen, hier an Qualität 

zurückzustecken. Sie wollen sichergehen, dass die klein- und mittelständischen 

Standards nicht als Standards zweiter Klasse angesehen werden, sondern als 

schlicht andere.  

Wir glauben sehr an daran, dass Prinzipen durch Standards vorgegeben werden. 

Was wir glauben ist, dass, wenn wir uns in zu vielen Interpretationen der Standards 

verlieren, dann sind die Standards zwar principle-based, sie werden aber dennoch 

rule-based sein, denn wenn wir 132 Bestimmungen dazu haben, wie sie angewendet 
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werden, dann hat das keinen Nutzen mehr. Zu den Einflussmöglichkeiten als letzter 

Punkt. Ich habe die Liste der Vorstandsmitglieder. Im Moment gibt es 14 

Vorstandsmitglieder. Eine gleiche Verteilung US-Amerikaner sowie auch Europäer, 

und darüber hinaus gibt es einen Australier, einen Japaner, einen Südafrikaner und 

ein weiteres Mitglied. Aber dies gilt nur, wenn ich die Dame aus Kanada auch als 

Nordamerikanerin zähle. Wenn man sie gesondert als Kanadierin bewertet, dann 

gäbe es sechs Vertreter aus Europa und fünf aus den USA. Und dass auch nur, 

wenn Sie mich zu den Amerikanern zählen. Ich bin aber Brite, ich habe einen 

britischen Pass, ich arbeite viel länger in Europa als in den USA. Aber mein Kollege 

ordnet mich auch immer als Amerikaner ein. Also die Zusammensetzung dieses 

Vorstands ist meiner Ansicht nach nicht unterrepräsentativ für Europa oder die USA. 

Es gibt keine Vertretung aus China, obwohl die Chinesen sehr hart an diesen 

Standards arbeiten, und es gibt auch keinen einzigen Vertreter aus Südamerika, 

obwohl Lateinamerika sich sehr schnell hinentwickelt auf IAS und es gibt viele 

andere Länder, die einen Sitz beanspruchen könnten. Z. B. auch Indien. In gewisser 

Weise geht es vielleicht auch darum, diesen Vorstand weiter auszubauen und die 

Verpflichtung der unterschiedlichsten Regionen hier mit auszugreifen. Zuletzt komme 

ich zum Thema Demokratie. Ich möchte Sie daran erinnern, dass wir die Standards 

schreiben. Das ist ein Prozess, der 30 Jahre andauert. Natürlich haben wir sehr hart 

in den letzten drei Jahren gearbeitet, aber der Ursprung liegt 30 Jahre zurück. Wir 

haben nicht die Autorität, jemand aufzufordern diese Standards umzusetzen oder sie 

anzuwenden. Was auch immer wir machen, wir können es selbst nicht durchsetzen. 

Die demokratische Antwort ist, wenn wir keine guten Standards ausarbeiten, mit 

denen sowohl die Abschlussadressaten als auch die Abschlussersteller leben 

können, dann sind wir aus dem Geschäft. Das ist ziemlich demokratisch, denke ich.  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Jones. Als nächster ist 

nun Herr Tiedje an der Reihe auf die Fragen von Herrn Scholz und Herrn Wanderwitz 

zu antworten. 

 

SV Jürgen Tiedje: Vielen Dank. Ich möchte gerne auf fünf Punkte eingehen. 

Finanzierung, Deadline 2009, Kommitologieverfahren, der vierte Punkt: Nicht so viele 

Änderungen, und wenn Sie mir erlauben, vielleicht eine kleine Reaktion auf das 

Thema: Accounting für KMUs.  
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Finanzierung: Es steht für uns außer Frage, dass das derzeitige System so langfristig 

nicht haltbar ist. Wir waren sehr dankbar, dass auch die Trustees des IASB uns 

direkt mit dieser Frage konfrontiert haben. Ich denke, man sollte bei dieser Debatte 

nicht vergessen, dass die Initiative aus dem IASB in dieser Richtung gekommen ist. 

Wenn Sie international diese Dinge diskutieren, US, Japan, besteht generell eine 

Tendenz zu Gebühren, die zu zahlen sind durch gelistete Unternehmen. Ich denke, 

dass ist der erste wichtige Punkt. Von japanischer Seite haben wir verstanden, die 

versuchen das über Börsenregelungen zu lösen. In den USA läuft auch eine Debatte, 

aber das ist der erste Punkt. Der zweite und nicht ganz einfache Punkt wird sein, wie 

kann man EU-weite Regelungen dann einführen? Ich denke, man sollte sich im 

Klaren sein, wenn man dahin geht, dass man über keine großen Beträge spricht. 

Man spricht über Beträge, das ist meine Schätzung, pro gelistetem Unternehmen 

unter 10.000 Euro pro Jahr, vielleicht sogar weniger. Es wäre ein System, was in 

dieser Organisation man mal auf eine solide Grundlage stellen könnte. Denn stellen 

Sie sich mal vor, wir hätten hier einen Standard Setter, dem das Geld ausgeht. Was 

machen wir denn dann? Wir hatten eine erste Konsultation mit Mitgliedstaaten im 

April. Die Reaktionen waren gemischt. Manche bevorzugen auch eher eine 

öffentliche Förderung. Ich denke, in der zweiten Hälfte dieses Jahres werden wir auf 

dieses Thema zurückkommen mit klareren Vorstellungen. Ich will nicht verhehlen, es 

ist kein einfaches Unterfangen und muss von sehr starkem Konsens geprägt sein. 

Ich deute nur mal an: Brauchen wir Einstimmigkeit im Rat?  

Zweites Thema: Ist 2009 ausreichend? Hier wurde das Wort „Pressure“ genannt. Ein 

sehr konkreter Hinweis, den ich vielleicht Ihnen als Abgeordneten geben kann: Wenn 

Sie mit Abgeordneten im US-Kongress sprechen, dort ist es kein Thema. Das heißt, 

wenn Sie Kontakt haben zu Abgeordneten im US-Kongress kann ich Sie nur 

auffordern, dieses Thema anzusprechen. Dass es ein Thema ist für Europa. Dass es 

wichtig ist, und dass eine Deadline gesetzt wurde. Ich wäre sehr vorsichtig zu sagen, 

man möchte das zu einem politischen Thema machen. Wir sollten uns im Klaren 

sein, dass US-GAAP auf europäischen Kapitalmärkten sehr stark benutzt wird, und 

die Kommission auch in den kommenden Monaten hier eine Entscheidung treffen 

muss, will man IAS als Äquivalent akzeptieren, ja oder nein. Wir sitzen da in der Tat 

zwischen zwei Stühlen. Der eine ist Reziprozität. Das ist aber in den EU-Richtlinien 

nicht vorgesehen, da wird nur von Äquivalent gesprochen. Wenn wir jetzt sagen, wir 

machen einfach Reziprozität, werden unsere Kapitalmärkte in Frankfurt, in London, in 
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Luxemburg große Probleme haben. Unsere Antwort ist darauf immer, das ist ein 

Prozess der jetzt losgeht, der Jahre dauern wird. Hinsichtlich der Frage Äquivalenz in 

Europa haben wir CESR, den Ausschuss der europäischen 

Wertpapieraufsichtsbehörden, beauftragt mit einer technischen Stellungnahme. Die 

werden Ende Juni damit kommen. Derzeit sieht es so aus, dass sie sagen, 

äquivalent ja, vorbehaltlich einiger remedies, zusätzlicher Angaben. Ich kann nur hier 

als zweiten Punkt Ihre Aufmerksamkeit darauf lenken. Es ist ein technischer Prozess, 

wo wir aber Fortschritte sehen wollen. Das ist auch die Botschaft, die an die US-Seite 

gehen sollte. Wir wollen Fortschritte sehen. Sehen wir Fortschritte auf der US-Seite? 

Man sollte sich im Klaren sein, dass die SeC hier einen neuen  Deputy Chief 

Accountant allein für diese Frage eingestellt haben. Womit beschäftigen die sich? 

Das ist nicht nur eine Person, und die Leute gehen dann in den Urlaub. Das sind 50 

Leute, die da sitzen, die sich nur mit dieser Frage technisch beschäftigen. Das ist ein 

enormer Personalaufwand. Die möchten eines wissen, und diese Frage ist hier sehr 

stark angeklungen. IAS ist ein neuer Standort, funktioniert der eigentlich? Kommen 

da nachher Financial Statements heraus, die in der Tat vergleichbar sind, die 

operativ sind? Und man muss einräumen, dass wir alle sagen, das ist ein neuer 

Standard, die Amerikaner haben da einen Punkt. Deshalb müssen auch wir unsere 

Hausaufgaben machen. 2005 wird ein sehr wichtiges Jahr sein. Sind die Emittenten 

in der Lage, sind die Wirtschaftsprüfer in der Lage, hier zu guten Ergebnissen zu 

kommen? Ich denke, auch Europa muss hier etwas liefern, und ich denke die 

Botschaft, die an US-Abgeordnete geliefert werden kann, wenn wir liefern 2006, was 

macht Ihr denn dann? Wir wollen nicht in einem endlosen bürokratischen Prozess 

enden, wo 50 Beamte der SEC sagen: „Wir prüfen 2007, wir prüfen 2008 wir prüfen 

am Sankt Nimmerleinstag“. Irgendwann kommt die Stunde. Ein weiterer Punkt, Herr 

Kley sprach das an. Europäische Bilanzaufsicht. Ich denke, das ist meine persönliche 

Auffassung, dass es Enforcement in Europa hinsichtlich IAS, das in 2005 jetzt zu 

konkreten Ergebnissen kommt, auch eine Grundlage sein muss für eine Kooperation 

mit SEC. Auch hier muss von CESR eine klare Initiative ausgehen mit der SEC zu 

kooperieren. Wie sieht das konkret aus? CESR hat einen Ausschuss der tagt, der 

diese Fragen, wie sie europäisch Enforcement organisieren, konkret liefern mit einer 

Datenbank. Mit regelmäßigen Sitzungen, wo die Behörden sich austauschen, um zu 

einheitlichen Entscheidungen zu kommen. Die nächste Challenge für 2006 wird sein, 

dass es auch einheitliche Entscheidungen gibt, die SEC nicht widerspricht. 
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Wiederum die Frage für Sie an Abgeordnete. Wird die SEC einer solchen Agenda 

folgen? Zusammengefasst denke ich, dass wir nach dem Besuch von Kommissar  

McCreevy eine Agenda liefern müssen, um die vor mir jetzt ansatzweise 

angesprochenen Punkte klar und deutlich zusammenzufassen. Es ist nicht damit 

getan, dass man einfach nur der SEC sagt, sie solle das einfach einmal anerkennen. 

Die Antwort wird sein: Wie sollen wir uns auf einen völlig neuen Standard einlassen. 

Wir wissen nicht, wie der in der Praxis funktioniert. Können wir denn einfach sagen, 

dass uns das überhaupt nichts angeht? Wenn wir uns alle diese Frage selbst stellen. 

2009, Komitologie-Verfahren, Pro Active Input, das war Ihre Frage, Herr Scholz. 

Demokratie ist ja ganz gut, aber wo setzt man konkret den Hebel an? In dieser 

Richtung will ich noch zwei Punkte ansprechen. Ich denke, wir müssen – und dass ist 

jetzt provokativ gemeint – uns mit diesem Orchester, EFRAG und den nationalen 

Standardsettern, einigen. Wir müssen mit einer Stimme sprechen, um frühzeitig bei 

neuen Forschungsvorhaben des IASB mit klaren Vorstellungen vortragen zu können, 

wo die technische Expertise in Europa gesammelt wird. Derzeit agiert jeder für sich. 

EFRAG und die nationalen Standardsetter müssen viel stärker zusammenarbeiten, 

und sie frühzeitig ansetzen. Das ist der Punkt, auf den bereits Herr Enevoldsen und 

Herr Pohle eingegangen sind. Ich teile allerdings nicht die Schlussfolgerung, dass 

dies ausreicht. Warum? Sie können nicht einen Konsultationsprozess lancieren, wo 

man denjenigen, die später regieren, sagt, dass sie Pech haben. Insoweit rekuriere 

ich auch auf meine Erfahrung bei der Europäischen Kommission. Wir lancieren große 

Konsultationen und denken, dass da ja alles steht. Dann kommt der Vorschlag, und 

es gibt einen Aufschrei in Europa. Das ist einfach eine Realität. Daraus folgt, dass 

der IASB und die Trustees Mechanismen entwickeln müssen, um dieser Realität 

Rechnung zu tragen. Welche Möglichkeiten gibt es? Meine persönliche Auffassung, 

wie heute schon angesprochen: Re-exposure Draft, ein Standard sollte, wenn er 

quasi fertig ist, ins Internet gestellt werden, damit sich die Leute das Produkt 

ansehen und beurteilen können. Vielleicht muss der IASB dann mit einem Aufschrei 

leben. Es ist besser, mit einem Aufschrei zu diesem Zeitpunkt zu leben als viel 

später. Zweiter wesentlicher Punkt, der auch aus meiner Kommissions-Erfahrung 

resultiert: Wir haben früher immer gesagt, dass wir konsultieren und dass wir notfalls 

auch ein zweites Mal konsultieren. Aber dies reicht nicht aus. Was ist nun die neue 

Variante, die wir für neue Kommissionsvorschläge und Gesetzgebungsfragen 

einführen wollen? Das ist ein Impact-Assessment, d.h. ein Dokument, in dem man 
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zusammenfasst, was die Auswirkungen eines solchen Standards oder eines 

Vorschlages der Kommission überhaupt sind. Was sind die Pros und die Cons? Wie 

geht es ein in die Konvergenz? Welche Auswirkungen sind für Unternehmen u.a. im 

Hinblick auf die Steuerungsfunktion zu erwarten? Ich weiß, dass es für die 

Accountants ein sehr schwieriges Thema ist. Ich habe sogar Sympathie, wenn die 

Standardsetter sagen, das mögen sie aber nicht. Die Sympathie habe ich mit denen 

als Leidtragender. Wir wollten das auch nicht. Wir wollten dieser Frage immer aus 

dem Weg gehen. Aber man kann ihr nicht aus dem Weg gehen. Und ein solches 

Impact-Assessment, wo man einmal abwägt, wie das nachher bei den Folgen und 

nicht nur in den Konzepten aussieht, würde viel helfen. Man sollte sich im Klaren 

sein, dass dies einen Aufwand verursacht. Wir gehen diesen Aufwand jetzt für neue 

Gesetzgebungsvorschläge ein. Das ist sicherlich eine Möglichkeit. Letzter Punkt - 

Europäisches Parlament: Zunächst möchte ich erläutern, wie das Verfahren aussieht. 

Das Europäische Parlament, sprich der Wirtschafts- und Währungsausschuss, erhält 

von uns nicht nur Vorschläge, die einmal im Komitologie-Verfahren votiert wurden. 

Die erhalten diese Vorschläge, wenn wir sie dem zuständigen Ausschuss der 

Mitgliedstaaten übermitteln. Nach den vereinbarten Regelungen hat das Europäische 

Parlament drei Monate Zeit, darauf zu reagieren. Diese drei Monate kann uns keiner 

wegnehmen. Ich möchte das den Unternehmen sagen, die meinen, dass das 

Komitologie-Verfahren viel schneller und effizienter sein müsste. Wer das will, der 

nimmt dem Europäischen Parlament die drei Monate weg. Irgendwo muss das 

miteinander funktionieren. Gleiches gilt auch für die Frage der Sprachen. Die 

Sprachen müssen da sein, weil es später auch um das Enforcement geht. Die 

Unternehmen müssen sich im Klaren sein, worauf sie sich da eigentlich einlassen. 

Eine gewisse Zeit nimmt das in Anspruch. Ein zusätzliches Argument im Hinblick auf 

Impact-Assessment, nur als Beispiel, ein Standard wurde heute noch nicht 

angesprochen, nämlich IFRS 2. Wenn es große Auswirkungen geben wird, dann 

werden diese auch diesen Standard betreffen. Er sagt, dass die Bilanzierung von 

Stock Options nicht mehr in den Anhang, sondern in die Gewinn- und 

Verlustrechnung geht. Das wird enorme Auswirkungen haben. Ein Beispiel für Impact 

Assessment: Als das Anerkennungsverfahren bei uns durchlief, haben wir von uns 

aus die Initiative ergriffen und im Rahmen des sozialen Dialogs nicht nur die 

Unternehmen angesprochen, sondern auch die europäischen Gewerkschaften. 

Warum? Weil die sich bei der ganzen Konsultation nie beim IASB gemeldet haben. 
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Vielleicht ist das ein Versagen auf Seiten der Gewerkschaften. Ich habe dann vier 

Wochen den Atem angehalten und die Gewerkschaften haben zugestimmt. So war 

ich gerettet. Der Punkt ist, dass ein Konsultationsverfahren nicht die Garantie dafür 

ist, dass es nachher keinen Aufschrei gibt, oder Unfälle passieren. 

Nicht so viele Änderungen – dies wünsche ich mir selber. Man muss sich aber im 

Klaren darüber sein, dass wir mit 2005 ein Zieldatum hatten, wo wir mit den 

Standards beginnen wollten. Wir hatten drei bis vier sehr intensive Jahre. Ich hoffe in 

der Tat, dass nun der Änderungsrhythmus deutlich absinkt. Alles andere ist für die 

Unternehmen auch nicht zu verkraften.  

Zum Thema SMEs: Als ich hier die Stellungnahmen gehört habe, war ich teilweise 

etwas überrascht, weil hier sehr viel Enthusiasmus besteht zu sagen, dass man nah 

an die IAS herangehen muss. Meiner Meinung nach müssen die KMUs selbst stärker 

in die Debatte eingebunden werden. Warum? Ein mittelständischer Unternehmer 

interessiert sich nicht so sehr für die Kommunikation mit seinen Investoren. Er hat 

gar nicht so viele Investoren. Der stellt sich vielmehr die Frage, wie viele Regeln er 

beachten muss. Die Frage der Gewinnausschüttung wird wichtig sein. Brauche ich 

dafür getrennte Regeln? Ja oder Nein? Wenn man getrennte Regeln braucht, dann 

ist das ein erheblicher Entscheidungsfaktor. Deshalb bin ich sehr dankbar, hier zu 

hören, dass z.B. der DIHT Umfragen startet. Wir müssen hier viel mehr Klarheit 

haben. Der IASB hat einmal ein Projekt lanciert. Man sollte nicht zu fixiert darauf 

sein, nun alle fünf Millionen KMUs, die in Europa existieren, auf diese einheitlichen 

Standards verpflichtet. Nuancen werden hier angebracht sein, Nuancen z.B. in 

Bezug auf große gelistete Unternehmen, Start-ups, die an venture-capitalists 

rangehen, die wirklich an die Kapialmärkte drängen oder auch Segmente an Börsen 

wie der Freiverkehr und dergleichen mehr. Zur Information: In England hat man einen 

Standard für KMUs, außerhalb von IASB, geliefert, FRSSE genannt. Der ist schon 

da. Die Alternativen für KMU-Standards sollten nicht einfach zugemacht werden. 

Man muss die KMUs viel stärker involvieren. Sehen sie es mir nach, dass ich mit 

meiner gebrochenen Stimme so lange interveniert habe. Ich hoffe, ich war trotzdem 

relativ klar. Danke.  

 

SV Max Dietrich Kley: Nur kurz dazu. Den Vorschlag zum Konsultationsprozess 

haben wir in das von mir schon erwähnte Handbuch eingearbeitet. Das können Sie 

im Internet nachlesen. Der fertige Entwurf wird vor Verabschiedung zur 
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Kommentierung von allen Interessierten in das Internet gestellt. Wir haben die 

Kommentierungsfrist von sechs Wochen auf drei Monate verlängert.  

 

SV Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Hommelhoff: Wir haben von Herrn Tiedje und Herrn Kley 

gerade sehr interessante Informationen bekommen. Ich glaube, diese müssen 

zusammengefügt werden. Was die Verbindung von privater Regelsetzung oder 

privater Tätigkeit auf der einen Seite und Tätigkeit der Rechnungsleger auf der 

anderen Seite angeht, haben wir in Deutschland ja Erfahrung. Wir haben ja zwei 

Bestimmungen, nämlich sowohl den § 342 Abs. 1 Satz 2 für das 

Rechnungslegungsgremium als auch den § 342b Abs.1 Satz 2 für die Prüfstelle, bei 

denen der Gesetzgeber festgelegt hat, unter welchen Voraussetzungen er das 

Handeln der privaten Institutionen in seine Mitverantwortung nimmt. Ich könnte mir 

vorstellen, dass das ein guter Hebel wäre, zu überlegen, ob man entsprechend Art. 3 

Abs. 1 der Verordnung entsprechend ausgestaltet, um das zu machen, was Sie uns, 

Herr Tiedje, gerade so interessant vorgeführt haben, die Vorstellungen, die 

eingehalten werden müssten, damit man die Tätigkeit übernehmen kann. Auf einen 

Punkt gebracht: Es genügt nicht, wenn Herr Kley sagt, dass wir schon ein Verfahren 

haben und dieses ins Internet stellen. Das ist prima. Für die Umsetzung der 

Standards in geltendes Recht in den Mitgliedstaaten der EU ist es aber notwendig, 

dass sich die legitimierten EU-Organe zu der Verfahrensordnung äußern und dieser 

zustimmen. Ich glaube, die Dinge liegen schon sehr eng beieinander und müssen 

jetzt nur zusammengefügt werden. Der deutsche Gesetzgeber könnte ja vielleicht 

darauf hinwirken, dass das auch in dem EU-Verfahren auf den Weg gebracht wird. 

Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mühlheim): Ich möchte Ihnen vorschlagen, dass wir 

jetzt keine Mittagspause machen, sondern diese Antwortrunde zunächst beenden. 

Es gibt noch vier offene Fragen. Diese sind von Frau Dr. Burkhardt, Herrn Prof. 

Pohle, von Herrn Dr. Sünner und Herrn Prof. Wiedmann zu beantworten. Soweit ich 

das übersehen kann, dürfte das sehr schnell gehen. Es gibt auch keine weiteren 

Fragen. Wenn wir die Antworten noch zulassen, dann können wir die Anhörung jetzt 

abschließen und müssen keine Mittagspause machen. Ich sehe keinen Widerspruch. 

Dann erteile ich Frau Dr. Burkhardt das Wort. 
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SV Dr. Katrin Burkhardt: Herr Funke, zu Ihrer Frage, wie man gewährleistet, dass 

Unternehmen möglichst kostengünstig internationale Rechnungslegungsstandards 

anwenden können: Mir scheint hier zunächst das Wichtigste zu sein, dass die 

Standards international vergleichbar und anerkannt sind. Es sollen keine 

Doppelabschlüsse und Überleitungsrechnungen mehr gemacht werden. Das ist für 

die betroffenen Unternehmen sehr sehr wichtig. Wichtig ist natürlich auch, dass wir 

es mit konvergierten Rechnungslegungsstandards zu tun haben. Dabei ist es aber 

immer ein Petitum von uns, dass es sich um eine richtig verstandene Konvergenz 

handelt. Was wir uns wünschen ist, dass man sich die internationalen Standards 

anguckt und die jeweils beste Lösung als den gemeinsamen 

Rechnungslegungsstandard deklariert. Das passiert nur teilweise. Ich möchte da nur 

an Alpha S 3 zu den Werthaltigkeitstests erinnern. Für uns im Bankenbereich ist der 

IAS 39 immer ein ganz wichtiger Standard. Da sind wir der Meinung, dass viele 

Sachen, die in den Banken im Rahmen des Risikomanagements laufen, und auch 

viele europäische Marktgegebenheiten im Standardsetzungsprozess zumindest nicht 

ausreichend berücksichtigt werden. Wir wollen keine Übernahme von US-Standards 

um jeden Preis. Wie hat es der EU-Kommissar Bolkestein einmal ausgedrückt hat: 

„Nicht eine Einigung auf Staten Island, sondern in der Mitte des Atlantiks.“ Ich finde, 

das trifft es ziemlich gut.  

Um international vergleichbare Rechnungslegungsstandards kostengünstig 

anwenden zu können, ist es entscheidend, dass die Kasuistik, die wir in den 

Rechnungslegungsstandards zunehmend finden, reduziert wird. Wir müssen wieder 

zu prinzipienorientierten Standards übergehen. Da möchte ich Herrn Jones eindeutig 

widersprechen. Wir haben es nicht mehr mit Prinzipienorientierung zu tun. Wenn ich 

mir IAS 39 mit über 400 Seiten angucke, dann ist das einfach nicht mehr 

prinzipienorientiert, sondern man versucht, jeden nur erdenklichen Einzelfall 

abschließend zu regeln. Das führt häufig dazu, dass die Vermittlung von 

verständlichen, zutreffenden und entscheidungsrelevanten Informationen in den 

Hintergrund tritt. Die Standards sind auch kaum noch verständlich. Wie soll ich mir 

denn erklären, dass es mittlerweile in den Banken Mitarbeiter gibt, die nicht nur für 

IAS 39, sondern auch für Hedge Accounting, eine ganz besondere Unter-Hedge-Art, 

zuständig sind. Das ist crazy. Sie müssen sich einmal vorstellen, wie viele Leute es 

in den Banken gibt, die nur für diesen einen Rechnungslegungsstandard angestellt 

werden, den im Prinzip niemand mehr abschließend verstehen kann. 
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Die häufigen Änderungen der Standards erklären sich selbst. Sie verursachen 

enorme Kosten in den Unternehmen. Es muss in irgendeiner Form abgebildet 

werden, dass sich der Standard verändert hat. Man weiß zwar nicht warum, aber der 

Standard hat sich ins Gegenteil verdreht.  

Ich hatte es bereits angesprochen: Die Standards müssen darauf ausgelegt sein, 

Marktgegebenheiten all-over-the-world zu berücksichtigen und nicht, wie wir es 

häufig feststellen, dass angelsächsische Marktgegebenheiten auch als europäische 

Marktgegebenheiten angenommen werden. Es muss versucht werden, mit den 

Standards auch Marktgegebenheiten aus Europa und anderen Erdteilen zu 

berücksichtigen. Das sehen wir zu wenig. Ein Beispiel, welches mir als 

Bankenvertreterin am nächsten liegt, ist der IAS 39. Hier haben wir es wirklich ganz 

massiv mit dem Problem zu tun, dass europäische Marktgegebenheiten nicht 

ausreichend berücksichtigt werden. Sie müssen wissen, europäische Banken haben 

ein wesentlich längerfristiges Festzinsgeschäft. Das ist unsere Eigenschaft: 

Langfristiges Festzinsgeschäft. Wir werden kürzerfristig refinanziert, daraus ergibt 

sich ein Zinsänderungsrisiko. Das wird natürlich, wie es eine gute Bank machen 

muss,  durch Derivate abgesichert, d.h. Swaps. In Amerika ist das nicht in gleichem 

Maße der Fall. Die Kredite sind wesentlich kürzerfristig und werden häufig variabel 

abgeschlossen. Wenn wir diese Absicherungsbeziehungen, die in der Realität 

existieren müssen, d.h. die Absicherung des Zinsänderungsrisikos, nicht adäquat bei 

der Rechnungslegung berücksichtigen, dann haben wir unglaublich große 

Verwerfungen in den Abschlüssen. Es fällt uns immer sehr schwer, das im 

Standardsetzungsprozess entsprechend rüber zu bringen. Wir fühlen uns dabei auch 

nicht ausreichend gewürdigt. Viele Sicherungsbeziehungen werden als solche nicht 

anerkannt, das führt zu Verwerfungen.  

Ich möchte noch ganz kurz darauf eingehen, was Herr Prof. Wiedmann gesagt hat. 

Die europäischen und insbesondere die deutschen Banken sind nicht erst durch den 

Endorsement-Prozess im letzten Jahr auf die Probleme mit IAS 39 aufmerksam 

geworden. Die deutschen Banken haben sogar bereits das Vorgängerprodukt zu IAS 

39 Ende der 90er Jahre sehr ausführlich kommentiert. Wir haben die Hedge-

Accounting-Regeln, weil die deutschen Banken zu diesem Zeitpunkt ja schon IAS-

Anwender gewesen sind, sehr ausführlich kommentiert. Uns wurde damals vom 

IASB mitgeteilt, dass man dort die Probleme der Banken kenne, aber vor einer 

Überarbeitung der Hedge-Accounting-Regeln erst ein vollständiges Set an Standards 
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schaffen wolle. Aus Zeitgründen wollte der IASB mit diesem Standard durchgehen 

und bei der nächsten Überarbeitung die Hedge-Accounting-Regeln entsprechend 

ändern. Was passierte 2002, als der nächste Standard veröffentlicht wurde? Es 

waren viele Änderungen dabei. Was war unverändert geblieben? Die Hedge-

Accounting-Regeln. Hier haben wir den Eindruck, dass europäische 

Marktgegebenheiten, auch Spar- und Sichteinlagen, die in Europa in viel größerem 

Umfang existieren als in Amerika, nicht ausreichend und ökonomisch adäquat 

berücksichtigt werden. Interne Kontrakte sind ein weiteres Beispiel. Darauf will ich 

aber jetzt nicht eingehen. Uns berührt sehr stark, dass europäische 

Marktgegebenheiten nicht ausreichend berücksichtigt werden.  

Hier stellt sich dann die Frage, wie man es erreichen kann, den europäischen 

Einfluss auf den Standardsetzungsprozess zu erhöhen. Das war auch Ihre Frage 

Herr Scholz. Wir sind der Meinung, dass es international einheitliche Standards 

geben muss. Es kann nicht erst im Endorsement gesagt werden, was nicht gefällt, 

sondern wesentlich früher. Der BDB ist der Meinung, dass das Endorsement nur die 

allerletzte Notbremse sein kann, wenn wirklich alles schief gelaufen ist. Es muss für 

absolute Extremfälle vorbehalten sein. Ziel muss sein, international vergleichbare 

Rechnungslegungsstandards zu haben. Alles andere versteht ein 

Kapitalmarktteilnehmer nicht. Wir sind alle für das Zusammenwachsen der 

Kapitalmärkte und für Effizienz. Wie kann man also den Einfluss schon vorher 

erhöhen? Das ist ja das Wesentliche. Unser Verband hat den Constitutional Review 

ausführlich kommentiert. Wir haben dabei auf verschiedene Möglichkeiten 

hingewiesen. Die Struktur des IASB muss verändert werden. Zur Zeit kommen von 

den 14 Mitgliedern des IASB zehn aus dem angelsächsischen Raum. Das erklärt 

möglicherweise, warum wir mit unserem Anliegen nicht weiter kommen. Allein fünf 

der 14 Mitglieder kommen aus den USA und nur drei aus Kontinentaleuropa. Man 

kann hier nicht nur darauf schauen, wer wo geboren wurde, sondern darauf, wer 

welchen Hintergrund hat. Es sind eben nur drei aus Kontinentaleuropa. Ganz wichtig 

finden wir auch die Stärkung der Berücksichtigung der IAS-Anwender im Board. Im 

Moment ist das Board größtenteils mit Wirtschaftsprüfern besetzt. Anwender werden 

im Verteilungsschlüssel für die Besetzung des Boardes nicht entprechend 

berücksichtigt. Die Vorschläge, die von den Trustees gekommen sind, die 

Bevorzugung von Wirtschaftsprüfern in diesem Schlüssel aufzuheben, halten wir für 

sehr zielführend.  Die Besetzung sollte sich an Kompetenz und praktischer Erfahrung 



 61

orientieren. Der regionale Verteilungsschlüssel sollte danach gewichtet werden, in 

welchen Regionen IAS angewandt werden. Die USA sollte selbstverständlich mit 

dabei sein. Wir halten es aber auch für wichtig, dass die Länder und Regionen, die 

IAS anwenden, stärker berücksichtigt werden. Wir fanden das Besetzungsverfahren 

beim Board nicht immer transparent. Wir würden uns im Rahmen des Constitutional 

Review eine Erhöhung der Transparenz sehr wünschen.  

Zur Sicherstellung des Due Process und der Beteiligung der Betroffenen: Hier haben 

wir immer wieder festgestellt, dass es selbst dann, wenn fast 80% der 

Stellungnahmen eine bestimmte Verfahrensweise abgelehnt haben, trotzdem der Fall 

war, dass mit relativ kurzen und häufig nicht sehr befriedigenden Begründungen die 

Petiten abgelehnt wurden. Wir würden uns wünschen, dass wichtige Petiten wie z.B. 

die Nichtberücksichtigung bzw. die mangelhafte Berücksichtigung von Spar- und 

Sichteinlagen in einer schriftlichen Stellungsnahme des IASB ausführlich begründet 

werden und nicht nur irgendwelchen Protokollen entnimmt. Wir glauben auch, dass 

es wichtig ist, für alle relevanten IASB-Projekte Beratungsgremien einzurichten. Der 

IASB macht das in letzter Zeit häufiger. Es sind kürzlich Gruppen zu Financial 

Instruments eingerichtet worden und Performance Reporting. Es ist uns hier aber 

überhaupt nicht klar, wie diese Gruppen zustande gekommen sind. Wir würden uns 

auch hier ein transparenteres Besetzungsverfahren wünschen. Wir würden uns, wie 

Herr Tiedje auch, wünschen, dass zu jedem einzelnen Standard eine 

Auswirkungsstudie in Auftrag gegeben wird und wo die Auswirkungen klar aufgelistet 

und zusammen mit den Exposure-Drafts veröffentlicht werden. Wir würden uns auch 

wünschen, dass regelmäßig Anhörungen stattfinden und nicht erst, wenn die EU-

Kommission entsprechenden Druck macht. Es liegt im Ermessen des IASB, 

Anhörungen anzuberaumen, aber dies wurde in der Vergangenheit häufig nicht 

gemacht. In letzter Zeit ist es gemacht worden, aber es muss regelmäßiger 

stattfinden. Meine letzte Bemerkung zum Due Process: Die Regeln sind das eine, 

wichtig ist, dass sie auch eingehalten werden.  

Letzter Punkt zur Stärkung des europäischen Einflusses im 

Standardsetzungsprozess: Es ist ganz wichtig, dass die EFRAG, die technische 

Expertengruppe auf EU-Ebene, verstärkt wird, so dass sie mehr und mehr dazu 

übergehen kann, pro-aktiv in den Standardsetzungsprozess einzugreifen. Das ist seit 

der Gründung der EFRAG, sie ist ja ein sehr junges Gremium, nicht immer möglich 

wegen der beschränkten Personalressourcen. Wir würden uns freuen, wenn dieses 
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Gremium aufgewertet werden würde. Die Vorschläge der Trustees gehen ja auch in 

diese Richtung. Vielen Dank. 

 

SV Thomas E. Jones: Ich muss kurz zum Beitrag meiner Vorrednerin Stellung 

beziehen. Ich habe lange Erfahrung als Leiter der Bilanzierungsabteilung einer der 

kompliziertesten Banken der Welt, die – nebenbei – auch in fast jedem europäischen 

Land vertreten ist. Ich verstehe einen Teil der Frustration und diese Ausführungen. 

Ich möchte dazu aber einige Dinge sagen.  

IAS 39 ist kein prinzipienbasierter Standard und das aus gutem Grund. Als die alte 

IASC ein volles Standardwerk annehmen musste, machte man das am nächsten 

Liegende. Man nahm einen US-Standard und baute die eigene Arbeit darauf auf. 

Das wurde 1999 gebilligt und befindet sich seitdem im Buch der Standards bevor die 

IASB überhaupt geboren wurde. Als die IASB ins Gespräch kam, da war das schon 

vorhanden. Wir haben tausende von Stunden damit verbracht, tausenden von 

Bankenvertretern aus Europa zuzuhören. Es gibt eine einfache Art zu bilanzieren. 

Man kann den vollen Wert nehmen und die Komplikationen in einem Standard 

vermeiden, der von allen verstanden wird. Dafür ist die Welt aber noch nicht gerüstet. 

Und ich wäre auch nicht soweit, wenn ich noch Abschlussersteller wäre. In der 

Zwischenzeit Zwischenzeit muss man bei dem Hybridsystem der partiellen Kosten 

und des partiellen Fair Value diese komplizierten Regeln haben, um das befolgen zu 

können. Es ist traurigerweise so, ich sollte es vielleicht nicht sagen, aber was die 

Europäischen Banken wollen, ist etwas, was tatsächlich die Ergebnisse glätten 

würde. Ich denke, wir sollten das nicht tun. Für dieses Hedging-Privileg, wo man 

Gewinne und Verluste verschieben kann, braucht man absolute Sicherheit, dass das 

Hedging effektiv sein wird In den Vorschlägen der europäischen Banken, die ich als 

ehemaliger Banker sehr gut verstehe, haben wir das nicht. Wenn wir eine Lösung 

finden könnten, würden wir dies tun. Aber es ist wirklich sehr kompliziert. Das liegt 

nicht daran, dass wir es nicht versuchen würden. Und es liegt auch nicht daran, dass 

wir es nicht verstehen würden. Nebenbei: Wir können wir weltweit Banken einrichten, 

die alle genau dasselbe Profil haben wie die, die sich in Europa beschweren. 

Deshalb ist das ein Riesenproblem in der Rechnungslegung. Es ist wahrscheinlich 

das schwierigste Feld der Bilanzierung. Und wir haben es noch nicht lösen können. 

Wir würden das gerne tun, aber es ist leider keine leichte Aufgabe.  
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Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Ich will eben darauf aufmerksam machen, 

dass der Kollege Funke jetzt einen wichtigen Termin hat und er deswegen die 

Antworten auf seine Fragen hier nicht mehr entgegennehmen kann, diese aber 

selbstverständlich im Protokoll festgehalten werden. Auch ich muss kurz weg. Der 

Kollege Scholz übernimmt daher die Sitzungsleitung. Das Wort hat nun Herr Kley. 

 

SV Max Dietrich Kley: Ich wollte drei kurze Bemerkungen machen. Erstens: Sie 

können versichert sein, dass die Trustees nicht ein Handbuch zur Verfahrensweise in 

die Welt setzen, ohne nachher zu kontrollieren, ob es angewandt wird. Das können 

Sie vielleicht als Botschaft mitnehmen.  

Zweitens: Zusammensetzung der Arbeitsgruppen. Wenn eine Arbeitsgruppe 

eingesetzt wird, dann geht das Board natürlich auf die Suche, wer aus Europa 

benannt werden kann. Da werden Sie nachher feststellen, dass es ungeheuer 

schwer ist, jemanden  zu finden, der bereit ist, in Arbeitsgruppen mitzuarbeiten, weil 

kaum jemand neben seinem normalen Job in IASB-Arbeitsgruppen tätig sein will 

oder kann. Dennoch darf ich Ihnen auch hier sagen, wenn Sie der Meinung sind, 

dass Sie in irgendwelchen Gruppen nicht richtig vertreten sind, dann fühl ich mich als 

Wahrer deutscher Interessen. Ich habe bereits in die Versicherungsgruppe und in die 

andere Gruppe jeweils einen zusätzlichen deutschen Vertreter hinein gebracht.  

Letztlich: EFRAG ist für mich ein sehr sehr schwieriges Thema. Die EFRAG wird von 

verschiedenen Organisationen getragen. Herr Naumann kann dazu sicher noch 

etwas sagen. Mein Verständnis ist bisher, dass diese Organisationen wie UNICE, 

ERT, FEE nicht bereit sind, zusätzliches Geld aufzuwenden. Die EFRAG bemüht 

sich daher um finanzielle Förderung durch die EU. Das halte ich für nicht konsistent. 

Man kann nicht auf der einen Seite Berater sein und sich auf der anderen Seite 

finanzieren lassen. Ich glaube, die EU hat da auch Schwierigkeiten. Das ist einer der 

Gründe, warum ich ganz großen Wert darauf gelegt habe, dass die nationalen 

Standardsetter, die wie bei uns in Deutschland ja zum Beispiel gut funktionieren, 

direkt in den  Konsultationsprozess neben EFRAG eingebunden werden.  

 

SV Prof. Dr. Klaus Pohle: Herr Kley hat mir ein Stichwort gegeben. Man muss sehen, 

dass man beides hat, denn letzten Endes ist die „Macht“ eines einzelnen 

Standardsetters relativ klein. Man muss ja immer sehen, dass die Australier und 

Neuseeländer ihre Meinung äußern. Im Vergleich dazu ist Deutschland eben nur 
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eine Stimme. Ist schon wichtig, dass wir uns verstärkt auf europäischen Level 

zusammensetzen. Dafür gibt es zwei Gründe. Erstens: Wir müssen aus unserer Sicht 

eine frühe Lösung finden und diese dann bereits früh in die entsprechenden 

Prozesse einbringen. Zweitens: Das Verständnis für die Besonderheiten der Dinge in 

Europa ist nicht überall vorhanden. Herr Jessen hat uns ja vorhin mit den 

Genossenschaften Beispiele gezeigt, die in London niemand richtig bewerten konnte. 

Deswegen sind die Reparaturmechanismen notwendig, mit denen wir heute 

kämpfen. Aus der Nähe zu den besonderen juristischen Institutionen, die wir hier in 

Europa haben, haben wir mehr Verständnis dafür, wie viel Gewicht auf die 

Darstellung der einzelnen Rechnungslegungsregeln gelegt werden muss. 

Als DRSC haben wir jetzt versucht, den Kommunikationsprozess zu verstärken. In 

diese Richtung ging ja die Frage von Herrn Montag. Wir haben alle Verbände in 

einem frühen Stadium der Kommunikation einbezogen zu der Frage, was nun als 

nächstes aus London als Problemregelungsprozess kommt. Wir haben diskutiert und 

es werden öffentliche Anhörungen dazu stattfinden. Aus der heutigen Veranstaltung 

kann ich eigentlich nur noch lernen, dass es besser wäre, verstärkt Parlamentarier in 

den Prozess einzubeziehen. So könnten wir sicher sein, dass jeder, der zu diesem 

Problemkomplex eine Meinung hat, diese auch in einem frühen Stadium der 

Diskussion einbringen kann. Mit abgerundeten und abgestimmten Ergebnissen, die 

aber nicht jedermanns Interesse wirklich berücksichtigen, können wir dann nach 

Brüssel und nach London gehen.  

 

SV Dr. Eckart Sünner: Es ist ja schon fast alles gesagt. Ich darf noch einmal die 

Frage von Herrn Funke wiederholen: Wie kann man es möglichst kostengünstig 

gestalten, dass internationale Unternehmen internationale Standards auch 

international anwenden können? Ich möchte noch hinzufügen: Und das möglichst 

bald. Ich bin bei der BASF. Wir machen einen IAS-Abschluss, eine Überleitung nach 

US-GAAP, einen Einzelabschluss nach HGB, den wir für die Steuer brauchen. Die 

einfache Antwort auf die einfache Frage ist, dass wir diese Standards möglichst 

rasch vereinheitlichen müssen, und wenn wir sie nicht vereinheitlichen können, dann 

müssen wir eben die gegenseitige Anerkennung bewirken. Soweit so gut, aber damit 

ist die Frage eigentlich nur zurückgegeben. Die Frage, die sich tatsächlich stellt, ist: 

Wie kommen wir auf diesem Weg der gegenseitigen Anerkennung bzw. der 

Vereinheitlichung tatsächlich ein Stück vorwärts? Wir haben gehört, dass die SEC 
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ein wenig die Tür geöffnet hat für 2009. Ich persönlich teile die Bedenken, dass das 

im Jahr 2009 aus anderen Gründen ebenfalls nicht der Fall sein wird, weil wir dann 

eben auch noch einmal eine Regulierungsbehörde benötigen werden, die 

möglicherweise dann den strengen US-Anforderungen nicht genügen wird. In Bezug 

auf die Ausführungen von Frau Dr. Burkhardt möchte ich sagen: So sicher und 

berechtigt die einzelnen Forderungen sind, bei der Zeit, die wir dafür benötigen 

werden, heißt die Umsetzung, dass wir im Jahr 2009 auch nicht so weit sind. Man 

muss vielleicht diese Dinge miteinander irgendwo in Berührung bringen. Worauf 

wollen wir eigentlich am Ende hinaus? Wir befinden uns in einer 

Wettbewerbssituation zwischen IAS und US-GAAP, und wir haben bis zum Jahr 

2009 Zeit, diese Dinge zu bereinigen. Entweder schaffen wir es, die Amerikaner dann 

soweit zu haben, dass sie sich zu IAS öffnen, oder wir werden die nächsten Jahre 

genau dort bleiben, wo wir heute sind. Die Amerikaner haben es aus heutiger Sicht 

nicht besonders eilig. Die Frage ist also: Wie können wir die Wettbewerbssituation zu 

unseren Gunsten verbessern? Da stellt sich dann die Frage, ob wir nicht sehr viel 

stärker über den europäischen Rahmen hinaus den Rest der Welt in IAS mit 

einbeziehen müssen, und ihn dann sehr viel stärker mitreden und mitentscheiden 

lassen. Das sind alles Dinge, die wir natürlich zunächst einmal in den Gremien der 

IAS überlegen, prüfen und hoffentlich auch umsetzen müssen. Daneben haben wir 

dann die Frage: Was macht denn der Gesetzgeber? Wir haben das Kommitologie-

Verfahren, das letztendlich nichts anderes bewirkt als ein ja oder nein. Das ist eine 

Notbremse, die der Regierung gegeben wird. Ich stimme mit Frau Burkhardt überein, 

dass von dieser Notbremse nach Möglichkeit wirklich nur im Notfall Gebrauch 

gemacht werden sollte. Bleibt die Frage, ob dies demokratiedefizitär ist oder nicht. Es 

ist demokratiedefizitär, wenn man überlegt, dass der gewählte Volksvertreter in 

diesem Prozess nur eine relativ begrenzte Einflussmöglichkeit hat. Die Frage ist 

aber, ob wir das auf diesem Gebiet, wo es um fach- und sachbezogene Fragen geht, 

überhaupt in diesem Sinne brauchen, oder ob wir nicht das Demokratiedefizit 

ersetzen können durch die Mitwirkung aller fachbezogenen einschlägigen Kreise, wie 

es gerade zwischen IAS und IFRS tatsächlich gewollt ist. Wir haben hier eben eine 

andere Mitwirkungsbefugnis, nicht unbedingt auf Regierungsebene, aber durch 

Abstimmung oder Mitwirkung aller Beteiligten. Ich darf daran erinnern, dass wir viele 

Jahre mit GoB (Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung) gelebt haben. Und GoB 

war nun wirklich nicht vom Gesetzgeber vorgegeben, sondern es war das, was der 



 66

ordnungsgemäße und ehrbare Kaufmann in Deutschland für ordnungsgemäß 

empfunden hat. Das ist nicht ein zu eins übertragbar, aber ich denke, der Gedanke 

sollte hier nicht ganz vergessen werden. Und wenn das alles nicht zur 

Vereinheitlichung beiträgt, dann muss man überlegen, ob man einem Unternehmen, 

dass in den USA gelistet ist, nicht die Möglichkeit gibt, sich von diesem Listing wieder 

zu verabschieden. Auch das wäre eine Möglichkeit, hier vielleicht etwas mehr Druck 

auszuüben.  

 

SV Prof. Dr. Harald Wiedmann: Ganz kurz: Die Frage war, wie wir es den Anwendern 

kostengünstig ermöglichen können, dass sie an mehreren Börsen gleichzeitig listbar 

sind. Ich glaube, das Problem besteht nur im Verhältnis zu US-amerikanischen 

Börsen. Hier ist die vielfach diskutierte Konvergenz erforderlich. Herr Tiedje hat 

gesagt: „Mit Reziprozität. Wir müssen die Amerikaner dazu zwingen wollen, indem 

wir sagen: ‚Wenn ihr euch an unseren Börsen listen lasst, dann müsst ihr IAS 

anwenden.’“ Damit wären wir wahrscheinlich die großen Verlierer. Also können wir 

den Weg nicht gehen. Zweiter Weg: Wir müssen IAS und US-GAAP möglichst 

schnell harmonisieren. Dazu vielleicht zwei Punkte: Erstens, die Amerikaner stehen 

nicht unter Zeitdruck, während wir es gerne möglichst bald hätten. Zweitens, eine 

Diskussion wie die jetzige – in Europa, nicht die hier im Raum – schadet der 

Akzeptanz von IAS in den USA. Und drittens, ich denke, dass McGreevy auf dem 

richtigen Weg ist, indem er den politischen Druck auf die USA erhöht, damit wir 

möglichst schnell zu einer Konvergenz kommen. Und ich denke, wir werden noch 

einiges an Dynamik in den International Accounting Standards erleben bis wir das 

Konvergenzdatum endlich erreicht haben. Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Olaf Scholz: Ich möchte jetzt gerne die Möglichkeit geben, sich noch 

einmal zu Wort zu melden und ungefragt etwas zu sagen. Ich will damit eine Frage 

verbinden, die sich aus meiner Sicht stellt. Vielleicht werden ja einige darauf 

eingehen. Die eine Frage, wozu ich gerne etwas von den Unternehmen und den 

Verbänden hören würde, ist die Umgehensweise mit der Frage US-GAAP und 

Durchsetzung von IFRS. Wie geht man um mit Äquivalenz und Reziprozität und 

ähnlichem? Das ist ja eine spannende Frage, deren Beantwortung Auswirkungen 

hat. Und natürlich wird sich Deutschland, die Bundesregierung und der Bundestag zu 

dem, was Herr Tiedje gesagt hat, verhalten müssen. Vielleicht liegt die Lösung ja in 
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irgendeiner Kombination: Mit einer Frist bis dahin wird das anerkannt, und danach ist 

Hauen und Stechen oder so etwas Ähnliches. Jedenfalls ist deutlich zu machen, 

dass man sich nicht alles gefallen lässt. Das ist ja, glaube ich, die Ausgangslage. 

Das Zweite, was ich sehr deutlich machen will ist, dass wir uns hier – wie man 

gesehen hat – sehr einvernehmlich zwischen allen Parteien in der Sache bewegen, 

obwohl es ein Antrag von nur zweien war. Das hat damit zu tun, dass der deutsche 

Gesetzgeber einvernehmlich der Meinung ist, dass, solange die deutsche Wirtschaft 

unzufrieden ist, etwas nicht in Ordnung ist. Das ist das, was wir wahrgenommen 

haben. Das möchten wir Ihnen auch vermitteln. Die deutsche Wirtschaft ist nicht 

glücklich, ich kann Ihnen da eine Reihe von Briefen zeigen. Sie findet den Prozess 

richtig, wahrscheinlich ist sie sehr freundlich gegenüber IFRS und International 

Accounting Standards - freundlicher als viele andere. Sie findet das eigentlich richtig, 

hat aber das Gefühl, dass sie institutionell im Nirwana landet, dass sie mit ihren 

Bedenken und Anregungen nicht durchkommt. Das ist ein Prozess, den man nicht 

beiseite wischen darf. Da hat das IASB Nachholbedarf, und zwar einen, der mehr ist 

als ein rhetorisches Commitment. Ich will Ihnen auch sagen: Was heißt das denn, 

dass Sie das auf Ihre Internet-Seite stellen? Soll ich jetzt einen Antrag stellen, dass 

fünf Stellen bei der Bundesregierung geschaffen werden, um ihre Internet-Seite zu 

lesen, und dass der Deutsche Bundestag sich das für seinen Rechtsausschuss auch 

noch einmal anschafft? Was bedeutet das übersetzt? Als traditioneller HGB-

Gesetzgeber, der wir sind, sollen wir herausfinden, ob wir etwas zu tun haben, oder 

nicht? Das ist doch irgendwie nicht in Ordnung. Man muss ja auch sehen, dass es 

neben der Frage, wie wir mit US-GAAP umgehen, auch um zwei weitere Fragen 

geht. Im Prinzip hat wahrscheinlich niemand etwas dagegen, dass man guckt, wie 

man die Finanzierung verbessern kann. Aber das ist natürlich unser Instrument, Sie 

zum Zuhören zu bewegen. Das heißt, der deutsche Gesetzgeber und die deutsche 

Regierung werden sich über die Frage, was die EU macht, um Sie finanziell zu 

unterstützen, Gedanken machen. Das kann doch nicht sein, dass eine so große 

Volkswirtschaft wie die deutsche sich ungehört fühlt in diesem Prozess. Das ist aber 

gegenwärtig der Vorgang. Deshalb ist die Finanzfrage ein Politikum, auch wenn es 

nur wenige Millionen sind, zu der wir uns natürlich verhalten werden. Das ist 

eigentlich der Hintergrund für unser Vorgehen. Wir sind, das ist das Gefühl, das ich 

aus vielen Gesprächen mit Abgeordneten, aber auch mit den Unternehmen, mit den 

Wirtschaftsvertretern gefunden habe, wahrscheinlich die größten Fans von 
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International Accounting Standards, weil wir um die Bedeutung der Globalisierung 

wissen, haben aber das Gefühl, dass es im Augenblick eigentlich nicht richtig läuft. 

Dieses Unbehagen, das wir nicht für uns behalten möchten, ist natürlich einer der 

Hintergründe für das Zusammenkommen hier. Das kann nicht mit einem Papier, mit 

Rhetorik oder Sonstigem aufgelöst werden. Das muss so gelöst werden, dass wir 

hinterher als große Fans von IRS auch weiterhin auf der Bühne bleiben.  

 

SV Prof. Dr. Dr. hc Jörg Baetge: […] keine Aufzeichnung, ca. 20 sek) 

…….IFRS sind nicht einfach nur die Erstellungs- und Prüfungskosten, sondern der 

wesentlichere Teil sind Verluste von Kapitalanlegern, die nicht gesagt haben, was sie 

hätten sagen sollen, weil Financial Engineers am Werke waren, die mitberücksichtigt 

werden. Wodurch kommt das? Es kommt dadurch, dass ein Mangel an 

Zuverlässigkeit in den einzelnen Standards sicher mit abgeklopft wird. Es wird zu 

schnell gesagt, es kommt auf Informationsnützlichkeit und Entscheidungsrelevanz 

an, und von der Zuverlässigkeit dessen, was da offeriert wird, ist nicht gesprochen 

worden. Ich will Ihnen ein Beispiel nennen: Der MSCI World Index hat nach dem 

Enron-Fall, Xerox und WorldCom, innerhalb von zwei Monaten zweihundert 

Milliarden Dollar verloren. Es gibt empirische Untersuchungen, die sagen, das ist 

ausgelöst durch die Bilanzierungsfehler. In Deutschland waren das fünfzig Milliarden 

Euro. Das sind meiner Ansicht nach für einen Parlamentarier, wenn er auch 

wahrnimmt, was für die Leser von IFRS-Jahresabschlüssen eine Rolle spielt, Kosten, 

die er mit berücksichtigen muss. Das gehört meiner Ansicht nach mit auf die Waage, 

und insofern ist Zuverlässigkeit und Nachprüfbarkeit beim ISW in den Standards und 

auch bei US-GAAP nicht so verfolgt. Wenn Sie sehen, was die Amerikaner – und 

auch hier soll es Konvergenz geben – von ARB 51, also der Frage, wie wir Specific 

Purpose Entities behandeln, die eigentlich mit Risiko und Chance im 

Konzernabschluss berücksichtigt werden müssten, aber nach den davor geltenden 

Control-Konzepten nicht berücksichtigt waren, gemacht haben, stellen Sie fest, dass 

der FASB FIN 46 gemacht hat, das ist eine Interpretation, bei der Risk and Reward 

berücksichtigt werden. Und wenn man in die Details geht, dann sieht man, dass 

Financial Engineers noch viele Möglichkeiten haben, Gesellschaften bzw. Entities, 

die Risiken und Chancen in den Initiator hineinwirken lassen, herauszuhalten. Ich 

beschäftige mich sehr intensiv mit Fragen von Financial Engineering und sehe, dass 

insbesondere dort, wo rule-based accounting gemacht wird und 
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Ermessensspielräume offen sind, die Möglichkeit besteht, das zu präsentieren, was 

als Ergebnis da ist. Sie brauchen nur einmal in deutsche Jahresabschlüsse von 

Aktiengesellschaften zu schauen: Solange der Vorstand noch am Ruder ist, wird das 

Unternehmen gut bilanziert, kommt ein neuer – Sie alle kennen die Beispiele – wird 

nach unten gefahren. Es wird ausgekehrt, und der neue Vorstand macht sich das 

Feld wird so frei, dass er nicht nur die unterlassenen Risiken berücksichtigt, sondern 

sich auch für die Zukunft das Schussfeld frei macht und auf die Weise Renditen 

nachweisen kann, die er gar nicht gehabt hat, sondern bei denen 

vorweggenommene Aufwendungen berücksichtigt worden sind. Ich denke, die 

Abgeordneten sollten in den Gesprächen darauf hinwirken – und ich habe bei Herrn 

Tiedje einige Punkte gehört, die mich sehr bestätigen, aber auch bei Frau Dr. 

Burkhardt – dass in dem Standardsetzungsprozess und auch in seiner Überprüfung 

die Zuverlässigkeit eine größere Rolle spielt. Ich würde mich durch 2009 nicht treiben 

lassen und sagen: „Wir machen Standards, wo man eben so oder so bilanzieren 

kann.“ Ich habe jeden der Abschlüsse mir in der letzten Zeit vorgenommen und den 

Studenten gezeigt, welche Möglichkeiten man hat, sich so oder so darzustellen. Das 

hat mit der Frage, ob dass eine faire Bilanzierung gegenüber dem Kapitalanleger ist 

– auf gut deutsch – nichts mehr zu tun. 

 

Vorsitzender Olaf Scholz: Ich nehme jetzt weitere Wortmeldungen entgegen. Ich 

fange an mit Herrn Haag, dann folgt Herr Naumann. 

 

SV Dr. Toralf A. Haag: Herr Scholz, ich wollte noch einmal auf ihren zweiten Punkt 

eingehen, auf die Transparenz bei der Standardsetzung und die Akzeptanz der IAS-

Regeln bei den Unternehmen. Wie können die Praxisunternehmen hier besser 

eingebunden werden? Wie ich vorhin schon sagte, für uns ist es im Moment noch 

etwas verwirrend, wie viele Organisationen es gibt. Wir brauchen für unsere 

Unternehmen eine klare Handlungsanweisung, an wen wir uns wenden sollen. Sollen 

wir uns an das deutsche Komitee wenden, an den deutschen Standardisierungsrat, 

sollen wir uns an das ERFAG wenden, oder sollen wir uns direkt an das IASB 

wenden? Wir können nicht alles auf einmal machen. Wir können natürlich auch 

Stellungnahmen über das Internet parallel an alle verschicken, aber da ist der 

Aufwand zu groß. Wir haben gewisse Punkte, die wir kritisch sehen, und das ist ja 

auch legitim von Thomas Jones, dass er sagt: „Wir können nicht alle Unternehmen 



 70

gleichzeitig befriedigen“. Das geht nicht. Aber trotzdem ist es für die Akzeptanz der 

IFRS-Regeln wichtig, dass die Praxis hier mit eingebunden wird. Als deutsche 

Unternehmen, die IAS anwenden, wie wir es tun, oder die in Zukunft IAS anwenden 

sollen oder wollen, müssen wir einen standardisierten Weg haben, wie wir uns mit 

eingebunden fühlen können, und wie wir unsere Meinung äußern können, um 

Einfluss zu nehmen auf das Standard Setting, auf die Änderung von Standards oder 

auf die Ausgestaltung neuer Standards. Hier brauchen wir eine klare 

Handlungsanweisung. Vielleicht können Herr Pohle, Herr Kley oder Herr Jones dazu 

Stellung nehmen. 

 

SV Prof. Dr. Klaus-Peter Naumann: Wir stehen vor einigen Grundsatz- 

entscheidungen, und das macht die bestehende Situation so schwierig. Auf der einen 

Seite wollen wir die Akzeptanz dieses internationalen Regelwerks in Amerika. Auf der 

anderen Seite wollen wir, dass die Amerikaner IASB nicht dominieren. Eines ist, 

glaube ich, zu sehen: wenn wir Europäer IASB nicht unterstützen mit dem, was wir 

haben, dann bleibt als Alternative zu IASB nur die direkte Übernahme der 

amerikanischen Regelungen. Das ist, glaube ich, das, was wir alle nicht wollen. Also 

muss das gemeinsame Ziel sein, Europa oder – Verzeihung – zunächst einmal IASB 

zu stärken, und dann dabei zu vermeiden, dass man den Kniefall vor den 

Amerikanern macht. Ich glaube nicht, dass man das durch Drohgebärden erreicht. 

Das haben wir in Europa über fünfzehn Jahre lang versucht. Die Argumentation über 

Reziprozität: „Erkennt ihr die EU-Rechnungslegung an, dann erkennen wir die 

amerikanische Rechnungslegung an“ hatte das Ergebnis, dass sich in Amerika kein 

Mensch darum geschert hat. Das klang ein bisschen wie Banana War on Accounting, 

habe ich einmal gehört. Ich glaube, wir können das nur erreichen, wenn wir 

versuchen, international Akzeptanz zu finden für das, was IASB macht. Wir haben 

gesehen, dass das IASB im Rahmen der Satzungsreform hier schon eine ganze 

Menge getan hat. Was wir uns zusätzlich wünschen würden, und das würde vielleicht 

auch den Bedenken von Frau Burkhardt Rechnung tragen, ist, dass man verstärkt 

beim IASB Praxistests macht von Standards, und zwar nicht, wie Herr Tiedje 

vorgeschlagen hat, im Rahmen des Endorsement-Verfahrens einmal zu gucken, was 

die Konsequenzen sind, sondern bereits auf der Ebene des Standard Setting sich 

über die Konsequenzen einig zu werden. Das würde im Übrigen den willkommenen 

Nebeneffekt haben, dass der Standard Setting Process bei IASB etwas verlangsamt 
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würde, womit wir die Änderungsdynamik auch etwas runter brächten. Das würde zu 

Akzeptanz führen, es würde den mittelständischen Unternehmen und allen, die sich 

freiwillig an solchen Praxistest beteiligen, Möglichkeiten geben, unmittelbar auf ihre 

Probleme hinzuweisen. Ich glaube, da könnte man eine Menge tun. Ich habe gehört 

– vielleicht kann Herr Kley dazu auch etwas sagen – dass Standard Setting in einem 

solchen internationalen Standard Setter sehr viele technischer ist, als wir das auf 

nationaler Ebene gewöhnt sind. Nationales Standard Setting war in der 

Vergangenheit nicht nur eine rein technische Angelegenheit. Als Student bei Herrn 

Professor Baetge habe ich gelernt, dass Rechnungslegungsregeln immer ein 

Kompromiss zwischen divergierenden Interessen sind und sich auch in einem 

solchen Prozess entwickeln. Das ist vielleicht etwas, dass im IASB im Moment oder 

in der Vergangenheit etwas verloren gegangen ist, weil man Standard Setting zu 

wenig als eine politische und zu stark als eine technische Angelegenheit begriffen 

hat. Da gibt es beim IASB das Standards Advisory Council (SAC), eine Gruppe, über 

die wir heute überhaupt noch nicht gesprochen haben, in der alle Adressatengruppen 

eingebunden sind. Ich meine, wir sollten darüber nachdenken, wie man im Verhältnis 

zwischen dem eigentlichen Standard Setter und dem Board und dem Standards 

Advisory Council dem SAC noch mehr Möglichkeiten gibt, die Probleme der 

Anwender, all derer, die nicht im Board vertreten sind, zu artikulieren und zur Geltung 

zu bringen. Da gibt es nach meinem Kenntnisstand erste Vorschläge, dass man das 

SAC selbstständiger macht mit einem eigenen Chairman. Vielleicht könnten Sie 

berichten, was es darüber hinaus noch gibt. Der letzte Punkt ist dann die 

Zusammenarbeit mit den nationalen Standard Settern. Erste Entwürfe beim IASB, die 

wir gesehen haben, haben vorgeschlagen, den Status der sog. Liaison Standard 

Setter, zu denen der deutsche DRSC gehört, aufzugeben. Jetzt habe ich gehört, im 

letzten Entwurf sei die Möglichkeit dieser Liaison Standard Setter weiterhin 

vorgesehen. Wenn man die Papiere liest, gewinnt man allerdings den Eindruck, dass 

die Möglichkeit primär für den amerikanischen FASB vorgesehen wird. Wenn das ein 

falscher Eindruck ist, Herr Kley, umso besser, aber ich meine, hier sollte IASB auch 

darauf achten, dass man die nationalen Standard Setter mit einbindet, denn dann 

hätte man auch wiederum das Problem von Herrn Dr. Haag etwas gelöst. Damit 

bleibt der nationale Standard Setter eine wichtige Ansprechstelle auf nationaler 

Ebene, und der kann das dann auch entsprechend weiter kanalisieren. Vielen Dank. 
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Vorsitzender Olaf Scholz: Wir haben jetzt noch Wortmeldungen von Herrn Pohle, 

Herrn Mölllering, Herrn Hillen, Herrn Enevoldsen, Herrn Jones und Herrn Kley. Wer 

sich zusätzlich noch melden möchte, muss es jetzt sagen, danach kommen wir zum 

Schluss. 

 

SV Dr. Klaus Pohle: Natürlich wäre es ein großer Genuss, die Argumente von Herrn 

Baetge zu zerpflücken. Aber ich möchte nur ein Argument sagen: Weder das HGB, 

noch irgendein ein Rechnungslegungssystem kann kriminelle Elemente und deren 

Wirkung eliminieren. Herr Baetge hat richtig dargestellt, dass die Abwägung 

zwischen Information und Zuverlässigkeit eine andere ist. Man muss aber auch 

sehen, dass wir heute einen anderen institutionellen Rahmen haben. Wir haben 

inzwischen ganz veränderte Corporate Governance Regeln, wir haben ein sehr 

starkes Audit Committee, wir haben in der Zukunft in Deutschland ein Enforcement. 

All diese Dinge sind ein Gegengewicht gegen die andere Abwägung von 

Zuverlässigkeit und Information. Es ist eigentlich sehr ausgewogen, dass man hier, 

indem man Information stärker betont, dann Gegenelemente schafft, damit kein 

Missbrauch betrieben wird in der Abwägung des Elementes Zuverlässigkeit. Ganz 

kurz noch zu der Frage, wohin man sich wenden soll. Wir freuen uns beim DRSC, 

wenn wir uns mit Ihren Problemen befassen können. Wir müssen Ihnen aber sagen, 

dass wir uns immer wieder ein Urteil bilden, ob in Abwägung der ganzen Interessen 

anderer Ihr Interesse ein einzigartiges ist, oder ob wir das für alle Rechnungsleger in 

Deutschland weitertreiben können. 

 

SV Dr. Jürgen Möllering: Die Diskussion stellt sich für mich im Ergebnis relativ klar 

dar: Solange die IAS freiwillig waren, gab es keine großen Probleme. Probleme gibt 

es erst, wenn sie verbindlich werden. Das haben wir doch deutlich gesehen. Wenn 

etwas verbindlich wird, dann brauche ich eben auch eine demokratische 

Legitimation. Davon sollten wir auch nicht abrücken. Deswegen finde ich es auch gut, 

dass der Bundestag und alle Fraktionen das Thema jetzt aufgegriffen haben. Die 

Frage ist nur, wie ich die erreiche. Wenn ich den nationalen Gesetzgeber über die 

Geltung aller Normen entscheiden lasse, dann erreiche ich natürlich niemals das 

Ziel, das ich habe, global einheitliche Bilanzierungsregelungen zu haben. Das 

erreiche ich nicht. Ich muss irgendwo einen Kompromiss finden. Und etwas erreiche 

ich so gar nicht – das haben wir auch gehört, und dem stimme ich zu: Wir werden die 



 73

USA nicht zwingen, auf unsere Linie einzuschwenken. Aber wenn ich dann nicht bei 

der Entscheidung über die endgültige Norm ansetze, dann muss ich irgendwo beim 

Verfahren ansetzen. Das haben wir ja auch heute immer wieder gehört. Ich muss 

also sicherstellen, dass ein transparentes und möglichst demokratisches Verfahren 

stattfindet. Da gibt es einige Ansatzpunkte wie zum Beispiel Mitwirkung bei der 

Besetzung des Board. Ich glaube, es ist sehr wichtig, dass der Gesetzgeber – der 

nationale oder über die EU –bei der Besetzung des Boards mitspricht. Ich meine 

auch, die Finanzierung muss nicht nur abgesichert sein, sondern sie muss meines 

Erachtens – ich spreche jetzt einmal in unserer Kategorie – öffentlich-rechtlich 

abgesichert sein. Denn wer bezahlt, macht die Musik, wenigstens im Endeffekt, wenn 

kein Geld mehr da ist. Deswegen müssen wir da ansetzen. Und das Dritte: Ich muss 

auch irgendwie ein Verfahren finden, später bei der Geltung einzusteigen. Wir haben 

verschiedene Möglichkeiten gehört: Eine frühe Einbindung aller Kräfte, auch der 

Gesetzgeber; dann das Final Draft, bevor es endgültig Standard wird, sollte es noch 

einmal allgemein zur Diskussion gestellt werden; und irgendwo brauche ich 

wahrscheinlich noch das Endorsement, aber das – wir haben es heute gehört – als 

Notbremse. Da muss man sich fragen, wie stark ich dieses absichern muss. Reicht 

das Komitologie-Verfahren, wie ich es heute habe, oder muss ich auch da den 

europäischen oder den nationalen Gesetzgeber noch stärker einbinden? Vielen 

Dank. 

 

SV Karl-Heinz Hillen: Eine kurze Bemerkung noch zum IAS 39. Frau Dr. Burkhardt 

hat ja recht umfangreich Klage geführt darüber, dass insbesondere die Interessen 

von großen Banken nicht ausreichend berücksichtigt wurden im IAS 39 im 

Zusammenhang mit dem sog. Macro Hedge. Ich habe noch eine Kommentierung von 

Herrn Jones dazu, dass hier vielleicht die Möglichkeit der Glättung der Ertragslage 

eine Rolle gespielt habe. Ich möchte dazu anmerken, dass die G 10 Bankenaufseher 

den IAS 39 sehr frühzeitig begleitet und kommentiert haben und einhellig in den 

Kommentaren zum Ausdruck gebracht haben, dass eine sachgerechte 

Risikosteuerung, wie sie von kontinentaleuropäischen Banken betrieben wurde, im 

Macro Hedge-Verfahren nicht ausreichend berücksichtigt und dargestellt werden 

kann. Dieses ist ein wichtiger Punkt für Bankenaufseher, weil wir kein Interesse 

daran haben, dass wir innerhalb von Instituten unterschiedliche Berichtswege sehen, 

die für die interne Risikosteuerung Verwendung finden, und einen zweiten 
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Berichtsweg, der für externe Rechnungslegungserfordernisse gestaltet wird. Dieses 

Dilemma, was sich in dem Zusammenhang auswirkte und über die Zeit permanent 

fortwirkte, kann man vielleicht etwas mildern mit einem besseren Due Process, aber 

ich glaube, die Basisstrukturen, wie wir sie innerhalb des IASB-Systems und 

innerhalb der EU-Kommitologie haben, funktionieren schon. Was uns in diesem 

Zusammenhang nicht gelang, war wirklich überzeugend zu vermitteln, dass das, was 

die Banken hier machen, rechnungslegungskonform gemacht werden kann. Der 

Ausweg, den der IASB dann gefunden hat, war dann auf einmal eine Fair Value-

Option, die in erster Version völlig schrankenlos angewendet werden konnte. Etwas, 

das auf einen Regulierer, der auch vergleichbare Jahresabschlüsse macht – und ich 

meine, Analysten haben das gleiche Problem – sehr befremdlich wirkt. Deswegen 

war das Geschrei groß: „Wir brauchen eine sachgerechte Einschränkung dieser Fair 

Value-Option.“ Wenn ich jetzt höre, dass man abgelehnt hat, sachgerechte Macro 

Edge-Regeln in den IAS 39 zu implementieren, weil man eine Gestaltung der 

Ertragslage befürchtete, auf der anderen Seite aber eine unbegrenzte Fair Value-

Option zulässt, die man dann auch gestaltend anwenden kann, und das im Umfeld 

eines langfristig orientierten Kreditgeschäftes innerhalb von kontinentaleuropäischen 

Banken – da brauchen Sie nur mit einer winzigen Stellschraube am 

Diskontierungszinssatz drehen, und Sie kommen zu komplett unterschiedlichen Fair 

Values –, dann kann es ja wohl nicht das richtige Argument gegen eine Macro Edge-

Accounting gewesen sein. Wir haben hier vielleicht auch das Dilemma, dass wir 

keine bankenspezifischen Standards haben wollen oder dürfen. Vielleicht gibt es 

aber tatsächlich die Notwendigkeit, aus einem ganz bestimmten Umfeld heraus sich 

Gedanken zu machen, wie ein bestimmtes Geschäft sachgerecht abgebildet werden 

muss. Ich weiß nicht, ob man in dem Zusammenhang dann dem IFRIG eine größere 

Interpretationsmöglichkeit innerhalb des IASB-Systems gewähren sollte, um da zu 

sachgerechten Auswirkungen zu kommen. Ich möchte noch auf die Fair Value-

Option hinweisen, die in ihrer ersten Ausprägung – wie gesagt – kaum eingeschränkt 

war. Die EZB hat versucht, in einem Praxis- oder Field Test die Auswirkungen der 

Anwendung einer Fair Value-Option irgendwie abzugreifen. Es musste innerhalb 

einer sehr kurzen Zeit gemacht werden: Drei Monate Konsultationsfrist. Das Ergebnis 

war sehr wenig verlässlich, weil auch die andere Seite sich kaum offenbart hat, wie 

sie denn von so einer schrankenlosen Option wohl Gebrauch machen möchte. Das 

ist vielleicht auch verständlich; Bilanzierer mögen sicherlich eine Präferenz für 
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Wahlrechte in Standards haben. Nur dies hat uns innerhalb von Europa schon den 

Kopf gekostet als es darum ging, innerhalb von Europa die 

Rechnungslegungsstandards zu harmonisieren. Jetzt versuchen wir es auf einer 

etwas höheren Ebene im Rahmen eines Kommitologie-Vefahrens. Wir sollten dem 

dann auch die Zuständigkeit nicht wieder wegnehmen. Wir sollten aber vielleicht die 

Hoffnung nicht ganz aufgeben, dass wir im Rahmen des europäischen 

Zusammenwachsens der nationalen Kapitalmärkte vielleicht einmal unsere 

Wettbewerbsposition gegenüber den US-Amerikanern verbessern können, und dass 

wir über diese Ebene als Notlösung die ERFAG und die EU-Kommitologie-Schiene 

als Reparaturbetrieb nicht ganz außer Acht lassen sollen, wenn tatsächlich 

Standards im IASB nicht durchgesetzt werden können, wo wir berechtigte Anliegen 

sehen. Danke. 

 

Vorsitzender Olaf Scholz: Schönen Dank. Es liegen jetzt noch vier Wortmeldungen 

vor. Ich würde danach zum Schluss kommen. Wer noch etwas sagen möchte, sollte 

sich bitte jetzt melden. Herr Enevoldsen hat als nächster das Wort, dann Herr Jones, 

Herr Kley und Herr Reuther. Die habe ich gesehen. Habe ich jemanden übersehen? 

Dann ist der Nächste Herr Enevoldsen. 

 

SV Stig Enevoldsen: Ganz kurz und ganz schnell. Ich glaube, Sie haben da etwas 

ganz Wichtiges gesagt, Herr Vorsitzender. Es gibt offensichtlich Sorgen hier in 

Europa. Die muss man sich auch sehr aufmerksam anhören. Wir sollten eine 

Möglichkeit finden, darauf zu reagieren, so dass wir die verschiedenen 

demokratiebezogenen Themen zufrieden stellend lösen können, damit wir auch von 

Seiten des IASB das Gefühl vermitteln können, man hört zu. Ich möchte aber 

anmerken, dass das IASB sich Europa in letzter Zeit verstärkt gewidmet hat, Fair 

Value-Option zum Beispiel, die haben wir ja gerade erwähnt. Ich könnte Ihnen eine 

lange Liste geben von Dingen, die das IASB getan hat, um die Bedürfnisse Europas 

zu befriedigen. IFRS 1 wurde deshalb entwickelt, weil wir uns die europäischen 

Unternehmen angehört haben. Der Vorsitzende fragte ja, wie man den Unternehmen 

zuhören kann. Vielleicht könnte man das einfach dadurch beheben, dass wir 

versuchen herauszufinden, wie wir am Besten dem IASB die Auswirkungen der 

verschiedenen nationalen Besonderheiten darlegen. Aktienkapitalthemen zum 

Beispiel, Dinge, die in Frankreich zum Beispiel Probleme bereiten in Bezug auf IAS 
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32. Wir haben Genossenschaftsprobleme. Auch in anderen Teilen Europas sind die 

Anliegen der Genossenschaften nicht richtig abgebildet. Da gibt es einige Dinge, die 

auch nach der Ergänzung IAS 32 noch bestehen. Da müssen wir das IASB davon 

überzeugen, dass da Probleme sind, bevor die Standards feststehen. Und das gilt 

nicht nur für Europa, sondern weltweit. Wenn Sie Standards entwickeln, müssen Sie 

sich anschauen, welche Auswirkungen sie tatsächlich haben, wie die sich auf die 

Gesellschaft auswirken. Das ist eine wichtige Botschaft für das IASB. Um dafür zu 

sorgen, dass diejenigen, die die Standards einmal erfüllen müssen, damit auch 

zufrieden sind. Macro-Hedging in Europa zum Beispiel – man sollte einfach 

versuchen, ob es funktioniert – was meiner Ansicht nach zweifelhaft ist –, und es 

ernsthaft in Betracht ziehen. Schauen Sie sich die Auswirkungen an, bevor die 

Standards erlassen werden. Nicht nur die Transparenz ist ein großes Thema, ich 

glaube, die Auswirkungen sind das viel größere Problem.  

 

SV Thomas E. Jones: Tja, ich weiß nicht, ob ich auf einige Probleme jetzt direkt 

reagieren kann oder nicht, aber ich sollte schon noch etwas sagen. Denn das 

Dilemma ist ja, egal was wir machen, man kritisiert uns. Ich weiß nicht, ob Sie 

verstehen, wie viel Zeit wir damit verbringen zuzuhören. Wir hören uns die ganze Zeit 

etwas an, wir vierzehn Aufsichtsratsmitglieder. Als ich sagte: „Wir können uns nicht 

jedes Unternehmen anhören“, meinte ich damit nicht, dass wir gar nicht zuhören 

wollen. Aber egal, was wir entscheiden, eine gewisse Prozentzahl der Antworten wird 

immer lauten: „Die haben uns nicht zugehört.“, weil wir eben etwas anderes gemacht 

haben. Das ist das Dilemma bei der Normierung. Man muss uns nicht zwingen, wir 

hören schon freiwillig hin. Glauben Sie mir. Ich will kurz erklären, wie das Verfahren 

abläuft, in dem wir uns ein Bild zu machen. Bei jedem wesentlichen großen Projekt 

haben wir Diskussionen in dem IASB. Wir sprechen über alles, und erst einmal auch 

sehr vorläufig, in der Öffentlichkeit über die Frage, in welche Richtung wir zu gehen 

gedenken. Diese Diskussionen werden alle veröffentlicht; Sie können es sich 

durchlesen, Sie können darauf reagieren. Dann geben wir eine vorläufige Meinung 

heraus, das ist nur eine Sichtweise, wie wir eventuell vorgehen werden. Die wird 

auch veröffentlicht und in einem öffentlichen Treffen vorgestellt. Wir bekommen 

hunderte von Briefen. Jedes Mitglied hat die Pflicht, alles zu lesen. Ich weiß nicht, ob 

wirklich jeder alles liest, aber ich verbringe eine Menge Zeit damit, Briefe zu lesen. 

Das wird dann wiederum veröffentlicht. Dann bekommen wir einen Standard-Entwurf, 



 77

der in verschiedenen Formaten wieder veröffentlicht wird. Sie können es auch 

begleitend lesen, weil es die ganze Zeit im Internet ist. Wir kriegen wieder hunderte 

von Briefen, die wir wieder alle lesen. Wir haben vier oder fünf 

Vorstandskonferenzen, auf denen wir diskutieren, was da an uns herangetragen 

wurde. Dann haben wir endgültig den Standard, da bekommen wir noch einmal 

Input. Dann wird darüber abgestimmt, und es wird noch einmal diskutiert. Die Frage 

ist nicht, ob wir uns die Meinungen anhören oder nicht. Für uns ist die Frage, ob die 

Kritik glaubwürdig ist oder nicht. Wir hören uns Kritik gut an, das kann ich Ihnen 

sagen. Alles, was wir machen, wird kritisiert. Das Beste, was man über diesen Job 

sagen kann ist, wenn man morgens aufsteht, weiß man: „Was du heute machst, 

machst du verkehrt.“ Es gibt drei Arten von Kritik. Eine Art Kritik ist, ist darauf 

gegründet, dass man einfach die Tatsachen nicht weiß. Und dann spricht man 

einfach nur über die Tatsachen. Man erklärt, wie die Fakten sind. Eine andere Kritik 

ist: „Das Resultat gefällt mir nicht.“ Ich sage zu meiner Verteidigung, dass wir vor 

Standard 39 in keinem europäischen Land irgendeine Verpflichtung hatten, die 

Effizienzwirksamkeit von Hedging-Risikoabsicherung zu beweisen. Das ist die 

Wahrheit und gilt sogar für die besten Rechnungslegungssysteme in Europa. 

Natürlich will ich IAS 39 hier nicht verteidigen, der ist fürchterlich. Aber er ist das 

einzige, was wir haben. Und ohne IAS 39 wären die Investoren noch sehr viel 

skeptischer. Und dann haben wir noch die letzte Form von Kritik, das ist die wirkliche 

Kritik, die nicht ein Imperium schützen oder einen Bestand wahren soll und die auf 

Fakten basiert. Ich glaube, wir haben viele Veränderungen vorgenommen. Wir sind 

eine neue Organisation. Wir haben Transparenz, wir veröffentlichen unsere 

Dokumente. Wir arbeiten zusammen mit den ganzen verschiedenen Gremien. Da 

muss ich auch noch etwas sagen: Es ist nicht unsere Absicht, die Rolle der 

nationalen Standardsetzer oder EFRAG zu vermindern oder zu stärken. Unser 

Problem ist, dass wir uns erweitern müssen. Es sind ja Länder bei uns teilweise 

überhaupt nicht vertreten. Es sind gerade acht nationale Standard Setter, die den 

großen Zugang haben. Die deutschen Standardsetzer waren ja sehr unterstützend, 

und ich bin sehr dankbar dafür. Aber es gibt eine ganze Reihe guter Standardsetzer 

in anderen Ländern, die nicht vertreten sind. Die haben überhaupt keine Stimme. 

Und wenn es ein Dilemma für uns gibt, dann ist es, dass wir die in die Diskussion 

reinbringen müssen und ihnen nicht das Gefühl geben, dass sie komplett außen 

stehen. Die Trustees sind dabei, die Verfassung zu ändern in Bezug auf die Arbeit 
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des SAC. Nach drei Jahren war das, glaube ich, ein ganz gutes Diskussionsforum. 

Das SAC zu stärken wird sicherlich für die ganze Organisation nur gut sein. So viel 

dazu. Dankeschön. 

 

SV Max Dietrich Kley: Zunächst einmal habe ich realisiert, dass hier im Parlament ein 

gewisses Unbehagen oder eine Unzufriedenheit über die Frage „IASC – wie 

entwickelt es sich, wie sind die Prozesse?“ herrscht. Ich muss mich da vielleicht für 

den Board of Trustees entschuldigen, aber wir sind natürlich zuerst zu demjenigen 

gegangen, der uns das – um es böse zu sagen – eingebrockt hat, und das war die 

EU-Kommission, die ja letztlich die Rechtsetzung geschaffen hat. Mit der haben wir 

gesprochen über die Frage der Finanzierung. Als dann klar war, dass die 

Finanzierung auf nationalem Level nicht gemacht werden kann, aber in Europa 

vielleicht gemacht werden könnte, haben wir natürlich von der Kommission sofort 

gesagt bekommen: „Nehmt gefälligst mehr Kontakt auf mit dem europäischen 

Parlament.“ Aber es wurde ja deutlich, dass es auf nationaler Ebene mehr Kontakte 

zwischen den Standard-Setter und dem Ausschuss oder wem auch immer notwendig 

ist, um das gegenseitige Verständnis zu verbessern. Also, wir versprechen da 

Besserung und werden uns überlegen, wie wir das organisieren können. Das Internet 

hat sich als Publikationsmedium für das IASB eigentlich bewährt. Das sieht man 

schon an der Anzahl der Stellungnahmen, die kommen. Das ist ja nicht das einzige, 

es gibt ja auch noch schriftliche Stellungnahmen, die auch an die Verbände 

verschickt werden. Da herrscht eine ganz weit verstreute Publizität. Noch einmal zur 

Frage von Herrn Haag: Wir würden es als IASB-Trustees sehr gerne sehen, wenn 

möglichst alles, was in Deutschland relevant ist, über das deutsche Standard Setting 

Committee läuft, so dass wir am Schluss eine gebündelte deutsche Meinung dazu 

haben, die ganz anders wirkt, als wenn von x europäischen Verbänden unter 

Umständen noch widersprüchliche Dinge beim IASB landen. Vielleicht eine letzte 

Bemerkung, weil es ja niemand anderes tut: Herr Professor Baetge, ich möchte 

Ihnen doch energisch widersprechen. Als ob in Deutschland üblich wäre, dass man 

bei Wechsel des Vorstandes erst einmal Riesenverluste schreibt. Die drei bekannten 

Fälle aus den letzten fünfzehn Jahren, die kennen wir beide. Die 

siebenhundertachtundzwanzig anderen börsennotierten Unternehmen sollten wir 

nicht unter so einen Generalverdacht stellen. 
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SV Jürgen Tiedje: Nur eine kurze Bemerkung hinsichtlich der Frage, wer gegenüber 

dem IASB spricht. Sind das die nationalen Standard Setter? Ist es vielleicht eine 

neue europäische Stimme? Ich denke, das ist eine Frage, die wir sehr schnell 

beantworten sollten. Nehmen Sie einmal das Thema Macro Hedging, wo in 

Frankreich und in Deutschland Traditionen existieren. In dem United Kingdom sind 

die Traditionen ganz anders. Braucht es da nicht eher eine konzertierte europäische 

Stimme? Ich möchte nicht dem deutschen Standard Setter den Garaus machen. 

Aber ich möchte eine konzertierte Stimme, die viel stärker spricht. Das ist im Grunde 

eine sehr wichtige Frage. Danke. 

 

SV Dr. Klaus Pohle: Ich gebe Ihnen direkt eine Antwort. In der letzten Woche haben 

wir in der Vorstandssitzung beschlossen, dass wir EFRAG zwei zusätzliche 

Mitglieder von uns als zusätzliche Projektmitarbeiter zur Verfügung stellen, weil wir 

uns bewusst sind, dass wir gemeinsam in London mehr erreichen können und diesen 

Prozess auch weiter fördern wollen. 

 

SV Frank Reuther: Ich möchte zu zwei Punkten noch etwas sagen. Einmal zur 

Einflussnahme, das ist der Punkt von Herrn Dr. Haag, auch noch einmal verstärkt für 

kleinere Unternehmen. Es wurde richtigerweise gesagt, dass die IFRS vor dem 

Hintergrund der Information der Kapitalanleger ermittelt und erstellt wurde. Faktisch 

haben sie aber schon an Bedeutung für die nicht-kapitalmarktorientierten 

Unternehmen gewonnen. Man muss nur einmal ein Gespräch mit seiner Bank 

suchen. Wir haben uns einmal von einer unserer Banken das interne Rating erklären 

lassen. Jede Bank macht ein Rating des Unternehmens, dem sie Kredit gibt, auch 

wenn das nicht veröffentlicht wird. Wir haben mit Erstaunen festgestellt, für welche 

Punkte wir Malus-Punkte in diesem Rating bekamen. Das waren vor allem Punkte, 

wo Informationen fehlten. Das waren Informationen, die wir gerne weitergegeben 

hätten, aber die Banken stellen sich schon darauf ein, ein Rating egal welcher 

Gesellschaft vor dem Hintergrund von – ich will nicht sagen IAS-Abschlüssen – aber 

doch mit diesem Mechanismus, Kapitalflussrechnung, wie sie IAS gefordert sind, und 

so weiter, zu betrachten. Das heißt, auch vor dem Hintergrund von Basel II, der Kreis 

der Gesellschaften die mit IAS/IFRS konfrontiert werden, und sei es nur, weil der 

Banken-Sachbearbeiter kein HGB mehr versteht, wird immer größer. Insofern sehe 

ich hier auch versteckte Kosten für die kleinen Unternehmen. Was die Einflussnahme 
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auf den Standard Setting-Prozess angeht: Je kleiner die Unternehmen sind, um so 

weniger Zeit und Kapazität haben sie, auch die im Internet zur Verfügung stehenden 

Veröffentlichungen zu lesen, geschweige denn zu verstehen, zu verarbeiten, auf ihre 

Auswirkungen hin zu überprüfen. Deswegen meine ich, dass es auch eine Hierarchie 

der Ansprechstellen geben muss. Wenn sich alle deutschen Unternehmen an den 

DRSC wenden und ihre Stellungnahmen abgeben, wäre das eine Stufe tiefer. Und 

sie würden ersticken in den Stellungnahmen und hätten das gleiche Problem, das 

das IASB jetzt hat. Insofern – meine ich – müsste es eine gewisse Hierarchie geben. 

Ansätze dazu sind da. Der BDI hat schon, was ich sehr vorbildlich fand, versucht, 

bestimmte Anfragen zu strukturieren und die strukturierte Anfrage an kleinere und 

mittlere Unternehmen weiterzuleiten, die das dann mit relativ wenig Zeitaufwand 

bearbeiten können. Das wäre eine Methode, wie man das machen könnte. Aber ich 

plädiere sehr stark dafür, dass wir auch einen Ansprechpartner genannt bekommen, 

mit dem man wirklich im direkten Kontakt die besonderen Belange von nicht-

kapitalmarktorientierten Unternehmen oder - noch spezieller - von kleinen und 

mittleren Unternehmen besprechen kann. Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Olaf Scholz: Ich habe noch einmal Wortmeldungen aufgenommen. Die 

nehme ich jetzt dran. Ich bitte alle, sich kurz zu fassen. Danach soll auch Schluss 

sein, damit wir gemeinsam zum Ende kommen. Wenn Sie damit einverstanden sind, 

dann kommen Sie als Erster, Herr Pohle, dann als Nächste Herr Baetge, Herr 

Hommelhoff, dann Frau Burkhardt und abschließend Herr Scheel zu Wort. 

 

SV Professor Dr. Klaus Pohle: Zur Klarstellung: Wir einigen uns auch mit dem BDI. 

Zum Beispiel haben wir gesagt: „Ihr macht SME. Wir haben für spezielle Fragen 

spezielle Arbeitsgruppen, so dass wir nicht untergehen in den Details.“ 

[…] keine Aufzeichnung, ca. 25 sek) 

…dass die Unternehmen, die da „beschuldigt“ worden sind und von der DPR 

(Deutsche Prüfstelle für Rechungslegung) freigesprochen worden sind. Wenn dann 

später einmal ein schlimmer Fall entsteht, dass es dann heißt: „Wieso? Hat die 

deutsche Prüfstelle nicht aufgepasst? Oder was ist mit den Regeln?“ Warten wir 

einmal fünf bis zehn Jahre ab, dann ist eben meine Befürchtung, dass wir, wenn wir 

da nicht mehr tun, wieder solche Fälle bekommen, wie wir sie jetzt hatten. 
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SV Professor Dr. Dr. h.c. Peter Hommelhoff: Ein Satz zu Herrn Reuther. Herr 

Reuther hat auf einen sehr wichtigen Umstand hingewiesen, nämlich Basel II – 

Informationsanforderungen an die Kreditnehmer. Ich glaube, Herr Vorsitzender, hier 

hat der Gesetzgeber die Aufgabe, sehr, sehr sorgfältig zu überprüfen, ob nicht die 

kleinen und mittleren Unternehmen informationell deutlich überfordert werden. Hier 

hat er nach meinem Dafürhalten gegebenenfalls eine Schutzfunktion auszuüben. 

 

SV Dr. Katrin Burkhardt: Ich wollte auch direkt auf diesen Zusammenhang Basel II - 

mittelständische Unternehmen eingehen. Hier gibt es ein Missverständnis, und ich 

nutze jede verfügbare Gelegenheit, darauf immer wieder hinzuweisen: Basel II macht 

überhaupt gar keine Vorschriften, auf welchen Bilanzierungsstandards ein Rating zu 

basieren hat. Es macht keine Angaben über IAS, es macht keine Angaben über 

irgendwelche nationalen Rechnungslegungsstandards. Es sagt nur, dass Rating-

Verfahren angewendet werden müssen und gibt gewisse Qualitätsmerkmale vor, die 

dann eben auch überprüft werden. Die Banken beraten mittelständische 

Unternehmen nach HGB, auf der Grundlage von HGB. Ich bin auch für 

Mittelstandspolitik zuständig und habe viel Kontakt mit den Banken, die ich zu 

diesem Thema immer wieder befragt habe. Es ist wahr, was gesagt wird; es werden 

immer mehr Informationen abgefragt. Das ist klar. Das müssen die Banken auch 

machen, denn sie müssen für die Risiken letztendlich gerade stehen. Das hat aber 

nichts damit zu tun, dass IAS-Abschlüsse verlangt werden. Das ist schlicht und 

ergreifend nicht der Fall. Das Rating einer Bank basiert auf den Fundamentaldaten 

einer Unternehmung und ist unabhängig vom verwendeten Bilanzierungsstandard. 

Was alle Banken, die wir befragt haben – und das sind eine ganze Menge, machen 

ist, dass sie ein gemeinsames Rating-System sowohl für HGB-Abschlüsse als auch 

für IFRS-Abschlüsse haben. Das heißt, sie nehmen die relevanten Daten, die sie für 

das Rating brauchen und transformieren sie in eine Einheitsbilanz, also in eine 

aufbereitete Bilanz. Das heißt, sie nehmen Anpassungen vor, damit die 

Bilanzierungsstandards vergleichbar sind. Dadurch, dass fast alle mittelständischen 

Unternehmen mit Ausnahme einiger weniger, die kapitalmarktorientiert sind, HGB-

Bilanzen verwenden, ist es auch so, dass die Rating-Funktion und so weiter auf 

diesen entsprechenden, auf HGB-bezogenen Daten basieren. Auch der Bank-Verlag, 

das ist eine Tochtergesellschaft des Bundesverbundes deutscher Banken, betreut 

ein Rating-Projekt, und da passiert genau das, was ich gerade gesagt habe, eine an 



 82

den HGB-Standards angelehnte Einheitsbilanz wird für das Rating verwendet. Es ist 

stimmt schlicht und ergreifend nicht, dass Banken von mittelständischen 

Unternehmen IAS-Abschlüsse für das Rating fordern. Einige Unternehmen machen 

das. Das betrifft aber nur ganz wenige. Einen Rating-Vorteil habe die dadurch aber 

nicht. Denn eine Bank würde sich in die Tasche lügen, wenn sie sagen würde: „In 

Abhängigkeit von dem Bilanzierungsstandard ist das Unternehmen mal besser und 

mal schlechter“. Da werden entsprechende Anpassungen gemacht, um eine 

Gleichbehandlung zu gewährleisten. Wird einmal ein systematischer Fehler gemacht, 

wird der durch das Back Testing, das auch in Basel II vorgeschrieben ist, wieder 

eliminiert, und es findet eine Gleichbehandlung statt. Danke.  

 

SV Dr. Kurt Christian Scheel: Weil es doch am Ende der Diskussion sehr stark darum 

ging, und auch verschiedentlich angesprochen worden ist, wollte ich aufzeigen, wie 

aus unserer Sicht die Möglichkeiten für die Unternehmen sind, denn das ist ja eine 

der Fragen, Herr Vorsitzender, die sie gestellt haben, hier mitzuwirken. 

Ausgangspunkt unserer Überlegung ist: Die Arbeit wird im IASB gemacht. Das IASB 

ist dasjenige Gremium, das aus Sicht der deutschen Industrie diese Standards mit 

möglichst internationaler Geltung aufstellen soll und deswegen gestärkt werden 

muss, auch und gerade und möglichst bald im Hinblick auf eine wirklich weltweite 

Anerkennung, auch eine Anerkennung in den Vereinigten Staaten von Amerika. Was 

heißt das rein praktisch? Wir versuchen, für die Unternehmen die Problemlagen, die 

wir haben und die auch teilweise angesprochen worden sind, darzustellen. Wir 

agieren, wie von Lobbyisten nicht anders zu erwarten, pragmatisch. Wir arbeiten sehr 

eng, Professor Pohl hat das angesprochen, mit dem DRSC zusammen. Aus unserer 

Sicht kommt dem DRSC als dem nationalen Standard Setter eine außerordentlich 

wichtige Rolle zu im Dialog mit allen interessierten Kreisen auf nationaler Ebene, 

auch mit dem Gesetzgeber, auch mit der Bundesregierung. Wir arbeiten eng mit 

EFRAG zusammen. EFRAG ist in der Historie entstanden im Zusammenhang mit der 

Einrichtung des Endorsement-Prozesses. Deswegen hat es für uns auch eine große 

Bedeutung, dass es über EFRAG möglich sein muss, genuin europäische 

Interessen, da wo sie sich über die europäischen Mitgliedstaaten hinweg berühren, 

gemeinsam in Richtung der EU-Kommission und in Richtung des IASB zu 

transportieren. Aber, und das ist der letzte Punkt, auch das ist im Rahmen der 

Diskussion zum Constitution Review schon gesagt worden, wir haben dem IASB 



 83

vorgeschlagen, stärker selbst technische Arbeitsgruppen für die technische Arbeit 

einzurichten. Auch hier versuchen wir, uns unmittelbar einzubringen. Da, wo die 

technische Arbeit geleistet wird, sollte es aus unserer Sicht möglich sein, industriellen 

Sachverstand auch in die Arbeit einzuspeisen. Hier sind wir in der Diskussion, wie 

dass besser erfolgen kann. Aber ich denke, wir sind auf einem guten Weg, hier 

entsprechende Strukturen zu schaffen, damit die technische Arbeit so schnell und so 

effizient wie möglich erfolgen kann und wir eines erreichen können, dass nämlich die 

internationalen Standards so gut sind, dass sie am Ende des Tages durch Qualität 

überzeugen, und zwar weltweit durch Qualität überzeugen. Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Olaf Scholz: Schönen Dank. Mir liegen jetzt keine Wortmeldungen mehr 

vor. Ich bedanke mich bei allen Sachverständigen, dass Sie hier so zahlreich 

erschienen sind und so lange mit uns diskutiert haben. Ich weiß, was das in Ihren 

Zeitplänen, in Ihren Budgets ausmacht, sich hier hinzusetzen, mit uns zu diskutieren 

und die manchmal auch eigenwilligen Routinen des deutschen Bundestages 

mitzumachen. Aber sie konnten ja im Fernsehen bei einer anderen Anhörung, die wir 

durchgeführt haben, sehen, dass das häufiger vorkommt. Ich glaube, dass wir ein 

ganz wichtiges Thema besprochen haben, und dass der deutsche Gesetzgeber das 

Interesse hieran nicht wieder verlieren wird. Das haben wir mit dieser Anhörung auch 

bewirkt. Wir bleiben dran!. Ich bitte alle, die hier sind, den Kontakt, den wir 

miteinander aufgenommen haben, zu nutzen und sich unmittelbar an uns zu wenden 

Wir sind daran interessiert, in den politischen Prozess einbezogen zu werden und 

das, was wir an Möglichkeiten haben, zu machen. Ich glaube, es war ein großes 

Wagnis, das ich nach wie vor für richtig halte, dass der deutsche Gesetzgeber zur 

Konzernbilanzierung zusammen mit den anderen europäischen Staaten gesagt hat: 

„Wir übertragen einer privaten Stiftung Verantwortung und akzeptieren sie“. Das ist 

sehr weitgehend, das ist eine sehr weitgehende Vorleistung. Trotzdem bleibt das, 

was dahinter steckt, auch hinter dieser Gesetzgebung, die Macht sehr großer 

Staaten und die wollen natürlich das Gefühl haben, dass es ihnen dabei gut geht. 

Und so muss man sie auch behandeln. Das ist etwas, was sich jeder genau merken 

muss, weil das natürlich immer wieder zurückgeholt werden kann, abgesehen von 

den Zwängen der Globalisierung. Weil wir das richtig finden und auch alle 

gemeinsam der Meinung sind, dass das ein notwendiger Prozess ist, und dass die 

Globalisierung nicht in Europa endet, sondern tatsächlich alle zu einer einheitlichen 
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